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3 Umweltschutz in ausgewählten Problembereichen 
 
3.1 Dauerhaft umweltgerechte Wald- und 

Forstwirtschaft 

3.1.1 Problemstellung und  
Begriffsbestimmung 

1089.  In weiten Teilen Europas ist Wald die potentiell 
dominierende Vegetationsform (ELLENBERG, 1996). 
Bereits sehr früh hat der Mensch in Waldökosysteme 
eingegriffen und diese damit verändert. In Zentraleuropa 
erlangten diese Eingriffe seit dem Mittelalter eine land-
schaftsprägende Dimension. Somit sind die Waldland-
schaften in ihrer heutigen Gestalt das Ergebnis eines 
lang andauernden und tiefgreifenden Einflusses des 
Menschen. Die komplexen Wirkungen historischer 
Landnutzungsformen auf Artenvielfalt und Lebensge-
meinschaften sind nach wie vor nicht hinreichend auf-
geklärt. Rekonstruktionen verdeutlichen jedoch, dass die 
historische Landnutzung eine wesentliche Differenzie-
rung des Ökosystemspektrums und eine gegenüber der 
Naturlandschaft deutliche Erhöhung der Artenvielfalt 
zur Folge hatte (SUKOPP und TREPL, 1987; SRU, 
1985). Gleichwohl nimmt infolge der Intensivierung der 
Landnutzung die Ökosystem- und Artenvielfalt bereits 
seit längerer Zeit wieder ab. 

1090.  Vor dem Hintergrund dieser Beobachtung und 
der verstärkten Erörterung des Problemfeldes Biodiver-
sität greift der Umweltrat das Thema „dauerhaft um-
weltgerechte Wald- und Forstwirtschaft“ auf, um es 
konsequent in eine Betrachtungsreihe zu stellen, die sich 
vor allem mit den Sondergutachten des Umweltrates 
„Konzepte einer dauerhaft umweltgerechten Entwick-
lung ländlicher Räume“ (SRU, 1996b) sowie „Flächen-
deckend wirksamer Grundwasserschutz“ (SRU, 1998b) 
verbindet. Aktueller Anlass ist zudem die Diskussion 
über ökologischen Waldumbau und Klimaschutz. Dabei 
knüpft der Umweltrat auch an sein Sondergutachten zum 
Thema „Waldschäden und Luftverunreinigungen“ 
(SRU, 1983) an.  

Die Problematik „Waldsterben“ hatte den Wald in eine 
bis dahin unbekannte Intensität umweltpolitischer Diskus-
sion gerückt. Diese Diskussion war Auslöser zahlreicher 
Umweltschutzmaßnahmen sowie intensivster Waldöko-
systemforschung. Im Ergebnis dieser umfangreichen Un-
tersuchungen wurde das Wissen über Waldökosysteme, 
insbesondere mit Blick auf Ursache-Wirkungs-Bezie-
hungen, deutlich verbessert. Dieser vielschichtige Er-
kenntniszugewinn ist eine wichtige Basis, um zum einen 
die ökologische Komponente forstlicher Nachhaltigkeit 
besser zu verstehen und zum anderen neue Ansätze, wie 
ökologischer Waldumbau oder naturnahe Waldbewirt-
schaftung besser bewerten zu können. Dabei wurde deut-
lich, dass nicht nur aktuelle bzw. rezente anthropogene 
Einflüsse wie Luftschadstoffdepositionen Waldschäden 
verursachen, sondern dass historische Landnutzungen auf 

ökosystemarer Ebene zu erheblichen Degradationen führ-
ten, die teilweise noch heute nachwirken. Dabei geriet die 
offensichtliche Instabilität zahlreicher Wirtschaftswälder 
zusehends ins Blickfeld, was aus forstlicher und natur-
schutzfachlicher Sicht teils zu einvernehmlichen Lösun-
gen, wie beim ökologischen Waldumbau, teils aber zu 
nach wie vor kontroversen Positionen, wie bei der ver-
stärkten Ausweisung von Totalreservaten und der Ein-
schränkung forstlicher Bewirtschaftungsmaßnahmen, 
führten. Ökologische Aspekte haben im Rahmen der 
Forstwirtschaft zunehmend an Bedeutung gewonnen. Der 
Umweltrat greift in diesem Gutachten Aspekte dieser 
teilweise kontroversen Diskussion auf, wobei zudem die 
Bedeutung des Waldes mit seinen verschiedenen Schutz-
wirkungen für die Umweltmedien hervorgehoben wird. 

Begriffsbestimmung 

1091.  Das Bundeswaldgesetz (BWaldG) definiert in 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 den Begriff Wald. Danach ist „Wald 
jede mit Forstpflanzen bestockte Grundfläche“. Als 
Forstpflanzen werden sämtliche nach dem Gesetz über 
forstliches Saat- und Pflanzgut zugelassenen Sorten, 
Klone und Herkommenschaften von Forstgehölzarten 
verstanden. Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gelten auch kahlge-
schlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 
Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblößen 
und Lichtungen, Waldwiesen, Wildäsungsplätze, Holz-
lagerplätze sowie weitere mit dem Wald verbundene 
und ihm dienende Flächen als Wald. Dagegen sind in 
der Flur oder in bestimmten Gebieten gelegene Flä-
chen, die mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen  
oder mit Hecken bestockt sind oder als Baumschulen 
verwendet werden, nicht Wald im Sinne des Gesetzes 
(§ 2 Abs. 2 BWaldG). 

Nach § 1 BWaldG werden im Grundsatz die Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes als gleich-
rangig eingestuft. Unter dem Begriff Schutzfunktion 
wird üblicherweise auch der Schutz von Flora und Fau-
na (Biotopschutz, Naturschutz) im weitesten Sinne ver-
standen. Aus naturschutzfachlicher Sicht greift dieses 
Verständnis zu kurz, weil damit zum einen der Bedeu-
tung der Wälder als Ökosysteme, zum anderen ihrer Be-
deutung im Biotopverbund ganzer Landschaften zu we-
nig Rechnung getragen wird. 

Die Definitionen der Landeswaldgesetze lehnen sich 
weitgehend an die des Bundeswaldgesetzes an. Aus-
nahmen finden sich zum Beispiel im hessischen Lan-
deswaldgesetz, in dem Wald vor allem über seine Funk-
tionen definiert wird. Für die Erhebung im Rahmen der 
Bundeswaldinventur wurde die Definition des Bundes-
waldgesetzes für Grenzfälle (z. B. Sukzessionsflächen, 
Parkanlagen, Gehölzstreifen) konkretisiert (s. a. 
Abschn. 3.1.3.1). 
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Waldfunktionen 

1092.  Nachfolgend werden die Waldfunktionen zu-
nächst im Sinne des Bundeswaldgesetzes dargelegt. 
Während üblicherweise bei den Schutzflächen natur-
schutzfachliche Aspekte nur randlich berücksichtigt 
werden, bezieht der Umweltrat diese unmittelbar in sei-
ne Betrachtung ein. 

Nutzfunktion von Wäldern 

Holzvorrat und -einschlag 

1093.  Nach den Ergebnissen der Bundeswaldinven- 
tur beträgt der durchschnittliche nutzbare Holzvorrat 
(Derbholzvorrat) in den alten Bundesländern etwa 
300 Vorratsfestmeter pro Hektar (Vfm/ha; 1 fm = 
1 m3). Für die neuen Bundesländer wird er auf 
210 Vfm/ha geschätzt, was vor allem durch ungünsti-
gere Standortbedingungen und damit schlechtere 
Wuchsverhältnisse verursacht wird. Daraus ergibt sich 
ein flächengewogenes Mittel für das gesamte Bundes-
gebiet von ca. 270 Vfm/ha.  

Der Gesamtholzeinschlag lag im Forstwirtschaftsjahr 
1997 bei 38,2 Mio. m3. Gegenüber dem Durchschnitt der 
Jahre 1991 bis 1996 mit 33,2 Mio. m3 ist dies eine Zu-
nahme von rund 15 %. Über die Zuwachsverhältnisse im 
gesamten Bundesgebiet liegen zwar keine zuverlässigen 
Angaben vor, jedoch kann der Gesamtholzeinschlag ent-
sprechend der Holzaufkommensprognose (BML, 1996) 
bis auf 57 Mio. m3 pro Jahr gesteigert werden, ohne die 
Grundsätze der Mengennachhaltigkeit zu verletzen. Die 
größten Nutzungsreserven liegen nach Angaben des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Privatwald (BML, 1997). Auch wenn gewis-
se Erfassungslücken hinsichtlich des tatsächlichen Holz-
einschlags bestehen, werden dort nur rund 46 % des Po-
tentials genutzt. Forstbetriebe über 200 ha Waldfläche 
wiesen 1996 einen durchschnittlichen Einschlag von ca. 
6 m3/ha auf. Während der Rohholzeinschlag im Privat-
wald um 7 % auf 11,8 Mio. m3 und im Staatswald um 
4,9 % auf 17,3 Mio. m3 stieg, ging er im Körperschafts-
wald um 4,1 % auf 9,0 Mio. m3 zurück. 

Der Produktionswert der deutschen Forstwirtschaft  
ohne Jagd lag im Forstwirtschaftsjahr 1997 bei rund 
3,56 Mrd. DM, die Nettowertschöpfung bei rund 
1,78 Mrd. DM (BML, 1999a). 

Holz-/Biomasse-Produktion 

1094.  Der Gesamtverbrauch von Holz und Holzproduk-
ten in Deutschland lag 1997 bei rund 90 Mio. m3 (OLL-
MANN, 1998). Der Verbrauch lässt sich in die beiden 
Kategorien Holz (alle Holzend- und Holzzwi-
schenprodukte wie z. B. Schnittholz, Möbel, Platten-
werkstoffe, Bauholz) und Papier (Zellstoff, Papier, Pap-
pe) aufschlüsseln. 50 Mio. m3 des Gesamtverbrauchs 
entfielen 1997 auf den Bereich Holz (56 %), der Anteil 

im Bereich Papier lag bei 39,4 Mio. m3. Damit liegt der 
Anteil der Kategorie Holz erstmals seit 1991 (bis dahin 
bei 47 %) wieder über dem der Kategorie Papier. 

1095.  Die Entwicklung des Verbrauchs in den vergan-
genen vierzig Jahren lässt sich wie folgt charakterisie-
ren: 

Seit den fünfziger Jahren (30 Mio. m3) erreichte der 
Holzverbrauch ein relativ hohes Niveau und stieg bis 
1990 langsam auf knapp 40 Mio. m3 an. Seitdem ist der 
Verbrauch insbesondere in den neuen Bundesländern 
stark angestiegen. Insgesamt hat der Verbrauch in der 
Kategorie Holz jedoch erst seit Ende der achtziger Jah-
re wesentlich zur Erhöhung des Gesamtverbrauchs an 
Holzprodukten beigetragen. Der Anstieg des Gesamt-
verbrauchs geht primär auf den Anstieg im Bereich Pa-
pier zurück. Dort stieg der Verbrauch von  
ca. 10 Mio. m3 im Jahr 1955 auf knapp 40 Mio. m3 im 
Jahr 1997. Der Papierimport verachtzigfachte sich da-
bei seit den fünfziger Jahren (89 000 t, 1950) und lag 
1995 bei 7,2 Mio. t (VDP, 1996). Der jährliche Export 
wuchs im gleichen Zeitraum von etwa 54 000 t auf 
knapp 6,2 Mio. t. 

Eine Aufschlüsselung des Holzverbrauchs auf Pro-
duktbereiche ist nur für Papier möglich. Die Papierin-
dustrie in Deutschland verbrauchte 1995 rund 
3,7 Mio. t Zellstoff. Davon wurden ca. 95 % impor-
tiert. Dies entspricht rund 22 Mio. m3 (r). Mit einem 
Verbrauch von ca. 16 Mio. t Papier, Pappe und Karton 
(Verbrauch pro Person und Jahr ca. 194 kg) ist 
Deutschland weltweit der drittgrößte Verbraucher von 
Papier- und Zellstoffprodukten. Der Importanteil in der 
Gesamtkategorie Papier beträgt knapp 50 %. 

Die Zunahme des Holzverbrauchs spiegelt sich kaum im 
inländischen Holzeinschlag wider, der derzeit bei etwa 
39 Mio. m3 pro Jahr liegt. Im Bereich Rohholz ist 
Deutschland seit 1984 Nettoexportland. Insbesondere 
beim Schwachholz übersteigt das Inlandsangebot nach 
wie vor die Nachfrage; einem Import von 1,7 Mio. m3 
stehen Exporte von 3,5 Mio. m3 gegenüber. Die Hälfte 
des geschätzten Rohholzverbrauchs in Deutschland ent-
fällt auf die Holzartengruppe Buche (15 Mio. m3), ge-
folgt von Fichte (12 Mio. m3), Kiefer (12 Mio. m3) und 
Eiche (3 Mio. m3). In bezug auf die Holzqualität entfal-
len jeweils etwa die Hälfte auf Schwachholz und 
Stammholz (SAUERBORN, 1999). Mit Blick auf die 
wertbezogenen Holzimporte betragen diese etwa das 
doppelte der Exporte. Daraus folgt, dass höherwertige 
Holzsortimente importiert und geringwertige Sortimente 
in Deutschland produziert und zu einem bedeutenden 
Anteil exportiert werden. 

Jagd 

1096.  Die Nutzung der Wälder zu Jagdzwecken ge-
winnt zumindest regional zunehmend an Bedeutung, da 
die Erlöse aus der Jagdpacht beziehungsweise sonstige 
jagdliche Erlöse (z. B. Gebühren für Einzelabschüsse 
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verschiedener Hochwildarten) eine wichtige Einkom-
mensquelle der Waldbesitzer darstellen. Legt man einen 
mittleren Pachterlös von 10 DM pro Hektar und Jahr für 
die gesamte deutsche Jagdfläche von 32,5 Mio. Hektar 
zugrunde, so entfallen allein auf diese Kategorie rund 
325 Mio. DM. Der Wert der Jagdstrecke im Jagdjahr 
1997/98 betrug zusätzlich 278 Mio. DM (BML, 1999b). 
Insbesondere in Gebieten mit schwacher forstlicher Pro-
duktionsintensität stellt die Jagd den dominierenden  
ökonomischen Faktor dar. 

Der Verhaltenskodex der Jägerschaft und die gesetzli-
chen Vorgaben, mit denen das Jagdwesen in Deutsch-
land reguliert wird, stehen in der Tradition von jagdpo-
litischen Erfordernissen der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. Die nach der Revolution von 1848/49 
erfolgte extreme Reduktion von Wildbeständen sollte 
dauerhaft verhindert werden. Reviersystem, He-
gepflicht und qualitätsorientierte Abschussbeschrän-
kungen garantieren seither auch staatlicherseits erfolg-
reich den Schutz der jagdbaren Arten. Naturschutzrele-
vante Probleme der Jagd resultieren daher fast aus-
schließlich aus den Bemühungen, Wild zu vermehren 
und nicht aus übermäßiger Reduktion. Im Wald be-
schränken sich die Probleme weitgehend auf Schalen-
wild, also insbesondere auf Reh, Rothirsch und Wild-
schwein, regional auf ausgewildertes Dam-, Muffel- 
und Sikawild sowie auf Niederwild (z. B. Feldhase). 

Pflanzenfressendes Schalenwild beeinflusst vor allem 
durch Verbiss und Schälen unmittelbar den Zustand der 
Vegetation seines Lebensraumes. Mittelbar kann dabei 
auch die Biotopqualität für andere Tiere eine nachhaltige 
Veränderung erfahren, da deren Nahrungsgrundlagen 
und wichtige Habitatstrukturen zerstört werden können. 
Die unerwünschten Effekte hoher Schalenwildbestände 
auf den ökonomischen Erfolg von Forstbetrieben sowie 
auf die Erbringung der Naturschutzfunktion des Waldes 
werden seit Jahrzehnten untersucht. Aus naturschutz-
fachlicher Sicht werden insbesondere die in der Vergan-
genheit erfolgte Faunenverfälschung (GLÄNZER, 
1987), die Anwendung traditioneller Jagd- und Hege-
methoden in Schutzgebieten (KRAUSE, 1987; SPER-
BER, 1987), die von der Jagd ausgehende Störung der 
Aktivität und Raumnutzung des Wildes (KALCHREU-
TER und GUTHÖRL, 1997) sowie die Veränderung von 
Bodenvegetation und Waldverjüngung durch Verbiss 
eingehend beschrieben (PRIEN, 1997; SCHERZINGER, 
1996; SUDA und GUNDERMANN, 1994). Die Ableh-
nung hoher Schalenwildbestände erfolgt nahezu unab-
hängig von den verschiedenen Ansätzen, die den Natur-
schutz prägen. Sowohl die Vertreter statischer Konzepte 
als auch die Anhänger von dynamischen Prozessen se-
hen ihre Ziele durch „unnatürlich“ intensiven Verbiss 
gefährdet (SCHERZINGER, 1996). Am Schnittpunkt 
von forstwirtschaftlichen und naturschützerischen Inte-
ressen gelten hohe Schalenwildbestände als wesentliches 
Hemmnis für Waldumbau und naturnahe Forstwirtschaft 
(ÖJV, 1999). Umgekehrt lässt sich jedoch auch zeigen, 

dass neben der durch Jäger manipulierbaren Statistik der 
Wilddichte die Art des Waldbaus sowie weitere überla-
gernde Nutzungen des Waldes wichtige Faktoren für das 
Ausmaß des Schalenwildeinflusses auf die Bodenvege-
tation sind (REIMOSER und GOSSOW, 1996). 

1097.  Die ambivalenten Zusammenhänge zwischen 
Wilddichte, Biotopqualität und Schadensausmaß prä-
gen das Verständnis der Jägerschaft, Jagd als „ange-
wandten Naturschutz“ (GUTHÖRL, 1994) zu betrei-
ben. 13 Landesjagdverbände sowie die Dachorga-
nisation, der Deutsche Jagdschutzverband, sind gemäß 
§ 29 BNatSchG als Naturschutzverbände anerkannt 
(DJV, 1998). Traditionell betätigen sich die jagdlichen 
Organisationen sehr stark im Bereich des Artenschut-
zes, ihr Engagement hat sich jedoch seit einigen Jahren 
auch im Bereich der Biotoppflege, des Wildtiermonito-
rings sowie der Umweltbildung verstärkt (DJV, 1995). 
Grundsätzlich hat sich die Jagd als eine Nutzfunktion 
dem Postulat der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft un-
terzuordnen. Dabei sind jagdliche Ziele mit Blick auf 
eine standortangepasste, dauerhaft umweltgerechte 
Forstwirtschaft so zu formulieren, dass die primären 
Ziele der Forstwirtschaft und des Naturschutzes reali-
siert werden können. 

Bundesregierung und Landesregierungen wurden wieder-
holt aufgefordert (z. B. Enquete-Kommission „Schutz der 
Erdatmosphäre“, 1994), die jagdrechtlichen Bestimmun-
gen in Hinblick auf eine am Wald orientierte Abschuss-
planung, Einschränkung der Fütterung und die Abschaf-
fung von trophäenorientierten Abschusskriterien zu über-
arbeiten. Nach den Grundsätzen des § 1 Abs. 2 Bundes-
jagdgesetz (BJagdG) muss die Jagd die Erfordernisse der 
ordnungsgemäßen Forstwirtschaft berücksichtigen. Wäh-
rend einige Bundesländer diesen Forderungen in unter-
schiedlichem Maße nachkamen, ihre Landesgesetze no-
vellierten und Verbissinventuren einführten, hält das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten immer noch am geltenden Bundesjagdgesetz fest 
und unterstellt diesem, der Garant zu sein für eine nach-
haltige jagdliche Nutzung, insbesondere hinsichtlich der 
Bestimmungen über eine Verpflichtung zur Hege (§ 1), 
das Reviersystem (§§ 4 ff.), die Jagdzeiten (§ 22), die Ab-
schussplanung (§ 21), die sachlichen Verbote (§ 19), den 
Jagdschutz (§ 23) sowie das Verbot einer unbefugten Be-
unruhigung von Wild (§ 19a). 

Erholungsfunktion von Wäldern 

1098.  Die Bedeutung der Wälder als naturnaher Erho-
lungsraum in Deutschland hat seit den sechziger Jahren 
stark zugenommen. Für große Teile der Bevölkerung 
steht die Bedeutung der Freizeit- und Erholungsfunktion 
des Waldes mit deutlichem Abstand vor anderen Formen 
der Waldnutzung, etwa der Bereitstellung des Rohstof-
fes Holz (CMA, 1987). Studien ergeben eine Zahlungs-
bereitschaft von Bürgern für Waldbesuche (ELSASSER, 
1996a und b). Die sich verändernden gesellschaftlichen 
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Rahmenbedingungen wie vermehrte Freizeit, wachsender 
Wohlstand und steigende Mobilität haben die Nachfrage 
nach Freizeitgestaltung und Erholung erhöht (WEBER, 
1999). Insbesondere in stadtnahen und ländlichen Erho-
lungsgebieten spielt der Wald als naturnaher Erholungs-
raum eine wichtige Rolle für die physische und psychi-
sche Regeneration der Menschen. Gleichzeitig lassen sich 
nicht nur gestiegene naturschutzorientierte und ästhetische 
Ansprüche der Bevölkerung an den Wald, sondern auch 
eine deutliche Erweiterung des Spektrums an Erholungs-
formen im Wald feststellen. Neben der Erholungsnutzung 
durch Spaziergänger und Wanderer dient der Wald heute 
auch als Ort verschiedenartiger sportlicher Betätigungen 
wie Mountainbiking, Querfeldeinlauf und Skifahren. In 
Ballungsgebieten werden Forste und Wälder von bis zu 
1 000 Menschen pro Hektar und Jahr aufgesucht (BML, 
1997). 

1099.  Der Rolle des Waldes als wichtiger Freizeit- und 
Erholungsraum wird in den Waldgesetzen des Bundes 
und der Länder durch das Recht auf freies Betreten der 
Wälder zum Zwecke der Erholung grundsätzlich Rech-
nung getragen. Darüber hinaus bietet das Bundeswaldge-
setz in § 13 die Möglichkeit, Erholungswald förmlich 
auszuweisen. Damit können die Bewirtschaftung, die 
Jagdausübung, die Anlage oder Beseitigung von Erho-
lungseinrichtungen sowie Verhaltensregeln für Waldbe-
sucher gesteuert werden. Wegen der wirtschaftlichen Be-
deutung der Naherholung (Gastronomie, Hotelgewerbe 
usw.) wurde dieser Sektor von vielen Kommunen bereits 
mit hohem Eigeninteresse entwickelt (SRU, 1996b). Des-
sen ungeachtet sollte die langfristige Aufrechterhaltung, 
Sicherung und Entwicklung der Erholungsfunktion des 
Waldes für die Bevölkerung im Sinne eines sozialen 
Nachhaltigkeitsverständnisses dauerhaft berücksichtigt 
und gefördert werden. Allerdings hat das in den letzten 
Jahren enorm gestiegene Freizeitbedürfnis der Bevölke-
rung nicht nur punktuell zu bedenklichen Belastungen ge-
führt, die ein generelles Überdenken des herkömmlichen 
Betretungsrechtes erforderlich machen. Besonders in 
waldarmen Räumen könnte durch die Schaffung neuer 
Wälder in der Nähe von Wohnorten sowie durch die 
Strukturierung der Landschaft mit Wäldern und Gehölzen 
der Erholungswert der Landschaft gesteigert werden. Dies 
scheint vor allem in der Umgebung von Ballungszentren 
und größeren Städten unerlässlich, wo dem Menschen in 
einer schadstoff- und lärmbelasteten, künstlichen Arbeits- 
und Wohnumwelt die Begegnung mit der Natur fehlt. 
Stadtnahe Wälder haben zudem den Vorteil, dass sie an 
den Wochenenden zur Entschärfung des Besucherdrucks 
einschließlich des damit verbundenen motorisierten Indi-
vidualverkehrs auf siedlungsfernere Waldgebiete beitra-
gen. In waldarmen Ballungsgebieten sollte daher die Er-
höhung des Waldanteils als Planungsgrundsatz in der 
Raumordnung und in sonstigen Fachplanungen berück-
sichtigt werden. 

1100.  Jede Art von Erholung belastet die Ökosysteme 
(BECKER et al., 1996; VERBEEK, 1992) und kann zu 
Schäden an Boden, Wasser, Flora und Fauna führen. Da-

bei belegen verschiedene Untersuchungen, dass insbeson-
dere geschützte Gebiete aufgesucht werden und immer 
häufiger durch Maßnahmen für eine touristische und frei-
zeitorientierte Erschließung sowie durch hohe Besucher-
zahlen unter Druck geraten (Council of Europe, 1992). In 
allen deutschen Nationalparken steigt die Zahl der Besu-
cher an (MÜLLER-JUNG, 1997), wobei etwa 90 % der 
Nationalparke mit dem eigenen Pkw aufgesucht werden 
(HELD und LANGER, 1989). 

Schutzfunktion von Wäldern 

1101.  Forste und Wälder erfüllen eine Vielzahl von be-
deutsamen Schutz- und Regelungsfunktionen für Boden, 
Wasser, Klima und Biosphäre (HAMPICKE, 1996; 
SCHERZINGER, 1996). Die Erhaltung dieser wesentli-
chen Funktionen für Mensch und Umwelt ist, neben dem 
rein wirtschaftlichen Schwerpunkt der Holzerzeugung, 
eine verantwortungsvolle Aufgabe nachhaltiger Forst-
wirtschaft. Die Schutzfunktionen lassen sich wesentlich 
in zwei Gruppen gliedern: einerseits ist dieses der Um-
weltschutz im abiotischen Kontext, andererseits der bio-
zönologisch orientierte Schutz der Pflanzen und Tiere. 
Entsprechend den vorrangigen Schutzzielen lassen sich 
Wälder gliedern (THOMASIUS und SCHMIDT, 1996) 
in 

– Wälder zur Beeinflussung von Wassermenge und 
-güte zur Förderung wasserwirtschaftlicher Ziele wie 
der Verbesserung der Sickerwasserqualität, der Erhö-
hung der Bodenfeuchte und Grundwasserneubildungs-
rate, der Kontinuität (Jahresgang) und Nachhaltigkeit 
(Langzeitwirkung) des Wasserdargebots; 

– Wälder zum Schutz vor zerstörerischen Kräften des 
Wassers (z. B. Hochwasser, Überschwemmung) in 
Zonen, in denen Hochwasser häufig ihren Ursprung 
haben sowie Bachtälern und Flussauen, in denen sie 
abfließen und Überschwemmungen hervorrufen. Hin-
zu kommen Ufersäume entlang der Fließgewässer; 

– Küstenschutzwälder: Bestandteil der vom Strand bis 
ins  Hinterland reichenden Küstenschutzsysteme zum 
Schutz vor Wind, Wellenschlag und Sandtreiben. 
Küstenschutzwälder dienen in der Mehrzahl auch der 
Erholungsfunktion; 

– Bodenschutzwälder (z. B. Schutz vor flächigem Bo-
denabtrag, Bodenkriechen und Steinschlag): Wo Kli-
ma, Relief und Bodenbeschaffenheit den Bodenabtrag 
begünstigen, muss bei der Waldbewirtschaftung be-
sondere Rücksicht genommen werden. Dies betrifft in 
Deutschland vor allem Geländebereiche mit mehr als 
30° Neigung bei durchlässigen Böden und mehr als 
20° Neigung bei infiltrationsschwachen (häufig 
schluffig-tonigen) Böden sowie Regionen mit Gleit-
flächen im Untergrund und hoher Rutschungsgefahr 
(z. B. Schiefergebirge). Erosionsvermeidung dient 
darüber hinaus dem Schutz vor Abtrag von Feinboden 
und Humus und dem Erhalt der standörtlichen Bo-
denfruchtbarkeit; 
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– Wälder zum Schutz vor Bodenauftrag: Bei Bodenab-
trag besteht als Folge die Gefahr der unerwünschten 
Akkumulation von an anderen Standorten erodiertem 
Bodenmaterial. Wälder zum Schutz vor Bodenauf-
trag dienen dem Schutz vor Überdeckung und Ver-
schlämmung von Äckern und Wiesen, Gebäuden und 
Siedlungen, Verkehrswegen und Industrieanlagen. 
Daneben ist das Ziel dieser Wälder, den Feststoff-
transport in die Gewässer zu mindern; 

– Lawinenschutzwälder zum Schutz vor dem Entstehen 
von Lawinen werden diese Wälder in den Entste-
hungsgebieten (z. B. in Hochgebirgen) unterhalten; 

– Klimaschutzwälder zum Schutz von Siedlungen, Ge-
bäuden, Grundstücken, Straßen und diversen bauli-
chen Einrichtungen vor nachteiligen meteorologi-
schen Einwirkungen. Dabei wird zwischen lokalen 
(z. B. Kaltluftseen) und regionalen Schutzwirkungen 
(z. B. Frischluftzufuhr in Städten) unterschieden; 

– Lärmschutzwälder zum Schutz der Bevölkerung vor 
verkehrsbedingtem Lärm, insbesondere in nutzungs-
sensiblen Räumen (z. B. Wohnlagen, Kur- und Kran-
kenhauszonen); 

– Wälder zum besonderen Schutz von Individuen und 
Populationen wildlebender Pflanzen- und Tierarten 
(Arten- und Habitatschutz) in ihrer natürlichen und 
historisch gewachsenen Vielfalt; 

– Wälder zum besonderen Schutz von Geobiozönosen 
(Biotop-, Ökotop- und Landschaftsschutz), also der 
durch Wechselwirkung von abiotischen und bioti-
schen Faktoren sich herausbildenden Ökosysteme. 

1102.  Das Kyoto-Protokoll der Klimarahmenkonvention 
sieht als eine Option zur Erreichung der CO2-Re-
duktionsziele Maßnahmen zur CO2-Bindung in Wäldern 
(Waldfunktion: CO2-Senke) vor (SRU, 1998a; UN, 1998). 
Aufforstungen können für eine Übergangszeit, bezogen 
auf den Lebenszyklus von Bäumen, anfänglich zur Min-
derung des anthropogen verursachten CO2-Anstiegs in der 
Atmosphäre beitragen. Für das in Deutschland angestreb-
te Ziel, ausgehend von der Situation im Jahre 1990, bis 
zum Jahr 2005 eine Reduktion der CO2-Emissionen um 
25 % zu erreichen, ist die Bedeutung dieser Option – Wäl-
der als CO2-Senke – aufgrund des kleinen Flächenanteils 
von Aufforstungen nur als unbedeutend einzuschätzen. 

Spezifische Naturschutzbelange 
1103.  Forste und Wälder sind dynamische Systeme. Die 
Entwicklungsrichtung und Dynamik von Waldökosys-
temen werden kontrovers diskutiert (REMMERT, 1991; 
REININGER, 1987). Wissenschaftlicher Konsens be-
steht über das Erfordernis, den jeweiligen Entwick-
lungsverlauf eines Waldökosystems individuell zu be-
trachten (TRINAJSTIC, 1992; ZUKRIGL, 1991). Das 
Konkretisieren von Naturschutzstrategien für Wälder 
und Forste muss der Dynamik dieser Systeme Rechnung 
tragen. 

1104.  Der Naturschutz im Wald erfordert die Entwick-
lung tragfähiger Strategien sowohl zur Erhaltung der 
Nutzungsfähigkeit von Naturgütern als auch für einen 
umfassenden Schutz der Natur, der weit über den einma-
ligen Schutz herausragender Naturgüter hinausgeht, 
vielmehr zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushalts insgesamt beiträgt. 

1105.  Der Naturschutz erfordert eine Synthese zwi-
schen dauerhaftem Schutz der Naturgüter und den Nut-
zungsbestrebungen des Menschen (AMMER et al., 
1995; PFADENHAUER, 1988). Nutzungskonzepte 
müssen so konzipiert werden, dass sie die Natur mög-
lichst wenig belasten, irreversible Schäden vermeiden 
und die Leistungen der Natur integrieren. Hierzu ist es 
unbedingt erforderlich, Naturschutz und technischen 
Umweltschutz weiter einander anzunähern und zu 
harmonisieren. Naturschutz und technischer Umwelt-
schutz sind als komplementäre Strategien eines nach-
haltigen Schutzes der Umwelt des Menschen zu verste-
hen. 

Der Umweltrat befürwortet ein Naturschutzkonzept, das 
sowohl Waldflächen vorsieht, auf denen verschiedene 
Funktionen integrativ gefördert werden, als auch solche 
Flächen, auf denen einer Funktion Vorrang vor anderen 
Funktionen eingeräumt wird. Einen Vorrang der wirt-
schaftlichen Nutzung im Sinne reiner Holzplantagen 
schließt der Umweltrat jedoch ausdrücklich aus. 

Der Umweltrat erachtet die Unterscheidung von drei 
Flächenkategorien für den Naturschutz und eine nach-
haltige Nutzung von Forsten und Wäldern als zielfüh-
rend (HEIDT und PLACHTER, 1996). Danach werden 
folgende Kategorien unterschieden: 

– Alle Waldfunktionen sind gleichrangig. Hierzu zäh-
len Konzepte der „naturnahen“ bzw. „naturgemäßen“ 
Forstwirtschaft (integrative Waldnutzung). 

– Eine Waldfunktion tritt in den Vordergrund, ohne dass 
hierdurch die übrigen Ziele außer Kraft gesetzt wer-
den. Hierzu zählen zum Beispiel „Erholungswälder“ 
im Umfeld der Ballungsräume, Wälder in Wasser-
schutzgebieten und Wälder mit speziellen Umwelt-
schutzzielen. 

– In bestimmten Forsten und Wäldern besitzt eine 
Funktion absolute Priorität gegenüber allen übrigen. 
Hierzu zählen z. B. nutzungsfreie, der Erholung nicht 
zugängliche Prozessschutzwälder (Totalreservate). 

Bei der Prioritätensetzung hinsichtlich der Waldfunktio-
nen sind die regionalen und lokalen Besonderheiten zu 
berücksichtigen. Für alle Kategorien ist die Definition 
von ökologischen Mindestanforderungen für die Siche-
rung grundlegender Regel-, Schutz- und Lebensraum-
funktionen erforderlich. 

1106.  Der Umweltrat hält aus naturschutzfachlichen 
Erwägungen heraus die Einrichtung von Waldschutzge-
bieten im deutschen ebenso wie im europäischen 
Schutzgebietssystem für unverzichtbar. Für den forstlich 
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genutzten Bereich sollten 5 % Totalreservate, 10 % na-
turnahe Naturschutz-Vorrangflächen und 2 bis 4 % na-
turnahe Waldränder einem Waldbiotopverbundsystem 
vorbehalten bleiben (SRU, 1996a, Tz. 251). Diese Pro-
zentzahlen sind aber nur grobe Richtzahlen, die in den 
jeweiligen biogeographischen Regionen und in Abhän-
gigkeit von der Naturausstattung, der Standortvielfalt 
und den Nutzungen erheblich schwanken können und 
müssen. 

1107.  In Mitteleuropa wurde im Naturschutz das Leit-
bild „Natürlichkeit“ zunehmend durch das Leitbild „his-
torische Kulturlandschaft“ ersetzt. Der Mensch hat in 
historischer Zeit wesentlich zur Ausbildung der heutigen 
biologischen Vielfalt beigetragen. Nutzungseingriffe ha-
ben zusätzliche ökologische Nischen geschaffen, wo-
durch sich viele neue Pflanzen- und Tierarten entwi-
ckeln und etablieren konnten. Gleichzeitig ist ein großer 
Teil der ursprünglichen Megafauna ausgestorben. Die 
kleingliedrigen Mosaiklandschaften besitzen jene land-
schaftliche Qualität, die Europa im globalen Kontext be-
sonders auszeichnet. Diese Kulturlandschaften sind cha-
rakteristisch und weltweit einzigartig (PHILLIPS, 1998; 
HANSSON et al., 1995; KIM und WEAVER, 1994). 

1108.  Ein großer Anteil heimischer Arten hat in Forsten 
und Wäldern seinen Lebensraum. Besonders hoch sind 
die Zahlen waldgebundener Arten bei Säugetieren, Vö-
geln, Käfern, Schmetterlingen, verschiedenen Hautflüg-
lergruppen, Pilzen, Moosen und Flechten (JEDICKE, 
1997; BfN, 1996; KORNECK und SUKOPP, 1988). 
Etwa 7 000 Tierarten leben in mitteleuropäischen Bu-
chenwäldern (BLAB, 1993). 

Obwohl hinsichtlich der Biomasse gegenüber den domi-
nierenden Gehölzen unbedeutend, entfalten die übrigen 
Waldorganismen wichtige Funktionen, die das Gesamt-
bild des jeweiligen Waldes entscheidend prägen. Etliche 
Arten übernehmen biomasseunabhängige Schalterfunk-
tionen, wie etwa durch Blütenbestäubung, selektiven 
Fraß oder die Bereitstellung von Lebensräumen für an-
dere Arten. 

Die Artendichte (Artenzahl pro Flächeneinheit) differiert 
je nach Waldtyp. Während bestimmte Waldtypen eine 
sehr geringe Artendichte aufweisen (z. B. Erlenbruch-
wälder) ist diese in anderen Waldtypen sehr viel höher 
(z. B. verschiedene Eichenwälder). Auch innerhalb der 
Organismengruppen schwanken die Schwerpunkte deut-
lich. Naturschutzfachliche Bewertungen zwischen ver-
schiedenen Waldtypen oder deren Entwicklungsstadien, 
die sich ausschließlich am Artenreichtum orientieren, 
sind deshalb problematisch. Die am jeweiligen Waldtyp 
ausgerichtete, maximal zu erwartende Artenzahl sollte 
als Referenz dienen. 

1109.  Ein auffallend hoher Anteil waldgebundener Ar-
ten wird auf Roten Listen als ausgestorben oder gefähr-
det geführt (BfN, 1996; NOWAK et al., 1994; BLAB 
et al., 1984). Dies zeigt einerseits die hohe Bedeutung, 
die Wälder als Refugien für Arten besitzen. Auf der an-

deren Seite muss aus der aktuellen Gefährdung aber ge-
schlossen werden, dass sich viele Wälder nicht in einem 
Zustand befinden, der vielen dieser Arten ausreichend 
adäquaten Lebensraum bieten kann. Dies trifft insbeson-
dere auf streng waldgebundene Arten zu wie etwa 
Schwarzspecht, Auerhuhn, Luchs oder viele der totholz-
bewohnenden Insekten und Pilze. Andere Arten, soge-
nannte „Mehrfach-Biotopbesiedler“, benötigen zwar  
ebenfalls in bestimmten Entwicklungsstadien oder zu 
bestimmten Zeiten Waldlebensräume, darüber hinaus 
aber auch regelmäßig solche des Offenlandes. Für ihre 
Bestandssituation können negative Entwicklungen im 
Offenland von Bedeutung sein. 

1110.  Tragfähige allgemeine Charakterisierungen der 
Waldfauna und -flora sind wegen der hohen Diversität 
sehr schwierig. Im Vergleich zur Fauna und Flora ande-
rer Lebensraumtypen sind jedoch die folgenden Eigen-
heiten besonders herauszustellen: 

– Wegen der großen Zahl koexistierender Arten ist die 
Einnischung vieler Arten in ihre Umwelt sehr eng. 
Ihre Lebensansprüche sind ausgesprochen spezifisch 
und häufig komplex. Sie können nur an Orten über-
leben, an denen ihr Anspruchsprofil voll erfüllt ist. 
Auch bei guter Waldqualität können sie fehlen, wenn 
einzelne Umweltrequisiten nicht in ausreichender 
Menge oder Qualität vorliegen. 

– Viele Waldarten treten in nur sehr geringer Siedlungs-
dichte oder in weiträumig punktuell verteilten Habita-
ten auf. Für ausreichend große, mittelfristig überle-
bensfähige Populationen sind ausreichende Flächen-
größe und räumliche Kontinuität der Wälder Voraus-
setzung. Fragmentation und Zerschneidung (z. B. 
durch Verkehrswege) wirken sich auf solche Arten 
besonders gravierend aus. Besitzen diese Arten außer-
dem noch die im ersten Punkt genannten Eigenschaf-
ten, so ist ihr Schutz in ökonomisch bewirtschafteten 
Wäldern in vielen Fällen kaum noch möglich.  

– Die Entwicklungsdauer ist in vielen Fällen verglichen 
mit nahe verwandten Arten anderer Lebensräume ex-
trem lang, die Fortpflanzungsrate oft auffallend nied-
rig. Zusätzlich ist häufig die individuelle Ausbrei-
tungsfähigkeit gering. Dies bedeutet, dass solche Ar-
ten auf kurzfristige Umweltveränderungen populati-
onsdynamisch sehr viel schlechter reagieren können 
als andere. Relevant ist dies z. B. im Zusammenhang 
mit nutzungsbedingten Biotopveränderungen (z. B. 
Kahlschläge) aber auch mit externen Einflüssen (z. B. 
saure Niederschläge). Auch ist zu prüfen, inwieweit 
ein System aus relativ weit voneinander entfernten 
Naturwaldreservaten unterschiedlichen Typs und 
Entwicklungszustandes für solche Arten ausreichend 
ist. 

– Ein erheblicher Teil der Waldarten zählt zu den 
„Mehrfach-Biotopbewohnern“. Sie benötigen entwe-
der in Wäldern eine bestimmte raum-zeitlich stim-
mige Konfiguration sehr unterschiedlicher Habitate 
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oder sie nutzen Wälder als Teillebensraum, daneben 
aber auch andere Habitate außerhalb der Wälder. 
Entscheidend ist für erstere die innere Struktur des 
jeweiligen Waldes einschließlich innerer und äußerer 
Waldränder, für letztere das Raumgefüge von Wäl-
dern und anderen Lebensräumen auf landschaftlicher 
Ebene. Zu dieser Gruppe zählen praktisch alle größe-
ren Säugetiere, die Mehrzahl der Vogelarten, nahezu 
alle Amphibienarten sowie unter den Wirbellosen al-
le, die in bestimmten Entwicklungsstadien auf offene 
Biotope angewiesen sind (z. B. Blütenbesucher). 

1111.  Artenschutzbemühungen haben sich in den letz-
ten Jahren auf Ausschnitte dieses Artenspektrums kon-
zentriert. Auf der Ebene einzelner vom Aussterben akut 
bedrohter Arten sind hier insbesondere Schutzprogram-
me in Restbeständen und Wiederansiedlungsversuche zu 
nennen (z. B. Luchs, Biber, Auerhuhn, Haselhuhn). Auf 
biozönotischer Ebene lag ein deutlicher Schwerpunkt 
auf totholzbewohnenden Arten. Eine derartige Schwer-
punktsetzung ist sinnvoll, da diese Artengruppe beson-
ders viele der oben genannten Eigenschaften auf sich 
vereint und durch Nutzung des Holzes, bevor es einen 
für sie geeigneten Lebensraum bietet, massiv im Be-
stand gefährdet ist. Dennoch können diese Bemühungen 
die Entwicklung weitgreifenderer, umfassenderer Arten-
schutzstrategien im Wald nicht ersetzen. Durch die 
Zentrierung auf Totholzbewohner sind andere wichtige 
Artenschutzaspekte in mitteleuropäischen Wäldern zu 
sehr in den Hintergrund getreten (z. B. großflächige Ha-
bitate, besonnte Habitate, frühe Sukzessionsstadien).  

1112.  Die Erhaltung der genetischen Vielfalt ist spätes-
tens seit der Biodiversitätskonvention international als 
eigenes hochrangiges Naturschutzziel anerkannt. In 
Deutschland ist die Bedeutung von Forsten und Wäldern 
für den Erhalt der unterartlichen genetischen Vielfalt 
vernachlässigt worden. Lediglich für die wichtigsten 
Baumarten liegen Untersuchungen und Maßnahmen-
überlegungen vor. Aufgrund der spezifischen Ökosys-
temeigenschaften ist bei Waldarten mit einer sehr hohen 
genetischen Diversifizierung zu rechnen. 

3.1.2 Verteilung von Wäldern 

Waldfläche 

1113.  Die Gesamtfläche der Bundesrepublik Deutsch-
land beträgt circa 36 Mio. ha. Davon nimmt Wald rund 
10,7 Mio. ha ein (Stand 1996; ERLBECK et al., 1998). 
Damit sind circa 30% der Landesfläche Deutschlands 
bewaldet. Die Waldfläche pro Kopf der Bevölkerung 
liegt bei 0,14 ha. Im europäischen Vergleich der absolu-
ten Waldfläche steht Deutschland an vierter Stelle. Im 
Vergleich der Waldfläche pro Kopf der Bevölkerung, 
die als ein Indikator der Erholungs- und Lebensraum-
funktion des Waldes für die Gesellschaft dient, belegt 
Deutschland in Europa Platz 15 (BML, 1997). 

Mit Bezug auf die Bundesländer resultieren große Diffe-
renzen in der Waldflächenverteilung (Tab. 3.1.2-1). Auf 
die waldreichen Länder Bayern und Baden-Württemberg 
entfällt mehr als ein Drittel der gesamten Waldfläche, 
wogegen das Nordwestdeutsche Tiefland und Schleswig-
Holstein weitgehend einen Waldflächenanteil von unter 
10 % an der Gesamtfläche aufweisen (BML, 1999b). 

1114.  Bedingt durch Klima, standörtliche Ertragskraft 
und Relief stellen die deutschen Mittelgebirge typische 
Waldregionen dar. Daneben finden sich Waldanteile von 
über 30 % im Voralpenraum, in der Oberrheinebene und 
teilweise im Nordostdeutschen Tiefland. Günstige land-
wirtschaftliche Gebiete weisen verbreitet geringe Wald-
anteile auf. In urban-industriellen Verdichtungsräumen 
(z. B. Frankfurt, Berlin, Stuttgart, Köln) betragen die 
Waldanteile 10 bis 30 % und befinden sich vornehmlich 
als Naherholungsräume an der Peripherie der Ballungs-
gebiete. Dabei kommt dem Waldanteil gerade in der 
Nähe von Ballungsgebieten aus verschiedenen Gründen 
besondere Bedeutung zu (Tz. 1098 f.). 

Baumarten 

1115.  Obwohl das Gehölzartenspektrum in Deutschland 
etwa neunzig heimische Baum- und Straucharten umfasst, 
wird die Bestandeszusammensetzung maßgeblich von 
vier Hauptbaumarten geprägt. Dies sind Fichte, Kiefer, 
Buche und Eiche. Auf Sonderstandorten oder als Beimi-
schung in Beständen der Hauptbaumarten finden sich 
weitere Baumarten wie Lärche, Tanne, Ahorn, Kirsche, 
Linde, Erle, Birke, Hainbuche, sowie einige Eschen-, 
Weiden- und Pappelarten. Regional können diese Baum-
arten besondere Bedeutung erlangen, wie die Weißtanne 
als Charakterbaumart des Bergmischwaldes der süddeut-
schen Mittelgebirge und der Bayerischen Alpen. 

Die heimischen Bestände wurden seit Mitte des 
18. Jahrhunderts sukzessiv durch fremdländische Baum-
arten erweitert. Lediglich für die drei Baumarten Doug-
lasie, Roteiche und Japanische Lärche kann die Einbür-
gerung aus forstwirtschaftlicher Sicht als erfolgreich be-
zeichnet werden. Für diese Arten gilt, dass sie inzwi-
schen als integraler Teil der Waldvegetation unseres 
Raumes – also nicht nur des Wirtschaftswaldes – ange-
sehen werden müssen.  

Bundesweit nehmen die Nadelhölzer zwei Drittel der 
Gesamtwaldfläche ein. Der Laubholzanteil liegt im Ver-
gleich zu den natürlichen Waldgesellschaften mit 34 % 
relativ niedrig. Bedingt durch die Wiederaufforstungen 
nach den Sturmwürfen von 1990 sowie aufgrund ver-
schiedener Waldumbauprogramme hat der Laubholzan-
teil im Vergleich zu 1960 allerdings um 20 % zuge-
nommen. Die Verteilung von Laub- und Nadelbeständen 
hängt von den standörtlichen Gegebenheiten, der regio-
nalen Landnutzungsgeschichte und von der Besitzart ab 
und divergiert im Bundesgebiet stark. Traditionelle 
Laubwaldgebiete finden sich zum Beispiel im Spessart,
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T a b e l l e  3.1.2-1 

Waldfläche der Bundesrepublik Deutschland 

Bundesland Waldfläche 
(in 1 000 ha) 

Bewaldung 
(in %) 

Anteil an der Gesamtwaldfläche 
Deutschlands (in %) 

Baden-Württemberg 1 353 37 13 

Bayern 2 526 34 23 

Berlin 16 18 0,1 

Brandenburg 993 36 9 

Bremen 0 0 0 

Hamburg 3 4 0 

Hessen 870 40 8 

Mecklenburg-Vorpommern 532 21 5 

Niedersachsen 1 086 21 10 

Nordrhein-Westfalen 873 25 8 

Rheinland-Pfalz 812 41 8 

Saarland 90 33 1 

Sachsen 502 24 5 

Sachsen-Anhalt 424 21 4 

Schleswig-Holstein 155 10 1 

Thüringen 522 33 5 

Gesamt 10 739 ���� 30 100 

Quelle: BML, 1997; verändert 

im Odenwald, im Pfälzer Wald und in Nordthüringen, 
während Nadelwälder zum Beispiel im Bayerischen 
Wald und in Brandenburg vorherrschen. Insgesamt be-
steht die Waldfläche in Deutschland zu 43 % aus 
Mischwäldern. Lediglich 13 % der Gesamtwaldfläche 
sind reine Laubwälder, 44 % der Fläche werden von rei-
nen Nadelwäldern bestockt. 

Betriebsarten 
1116.  Der Wald in Deutschland wurde in der Vergan-
genheit weitgehend durch die Art der waldbaulichen Be-
handlung, der Betriebsart, geprägt. Es wird zwischen den 
Betriebsarten Hochwald, Mittelwald und Niederwald dif-
ferenziert, wobei in Deutschland der Hochwald mit 98 % 
der Wirtschaftswaldfläche dominiert (BURSCHEL und 
HUSS, 1997). Nicht eindeutig erfasst sind die Hutewälder 
(ehemalige Weidewälder), die teilweise als Mittelwald 
und teilweise als Hochwald geführt werden. 

Ausgenommen den Plenterwald, der in seiner klassischen 
Form als Dauerwald verbreitet ist, wird der Hochwald 
entsprechend seinem Altersaufbau klassifiziert. Grund-
sätzlich sind mit Bezug auf die Altersklassenverteilung 
insbesondere der Nadelholzreinbestände regionale Un-
gleichmäßigkeiten festzustellen. Beispielsweise sind die 
in Nordost-Deutschland vorherrschenden Kiefernreinbe-

stände überwiegend jüngeren Altersklassen (< 60 Jahre) 
zuzuordnen, während die Fichtenforste in den west- und 
südwestdeutschen Mittelgebirgen, und vor allem die Wäl-
der in den Hochlagen der Alpen eher überaltert sind. Die 
Altersstruktur stellt ein wichtiges Merkmal mit entschei-
denden Auswirkungen auf Erntemöglichkeiten, Pflege-
umfang und Stabilität und damit auf die Ertrags- und Kos-
tensituation der Forstbetriebe dar (BML, 1997). 

T a b e l l e  3.1.2-2 

Flächenanteile der Hauptbaumarten in  
Deutschland 1960 und 1990 

 Flächenanteil an der 
Gesamtwaldfläche 

in % 
19601) 

Flächenanteil an der 
Gesamtwaldfläche 

in % 
1990 

Eiche 7 9 

Buche und sonst. 
Laubhölzer 21 25 

Kiefer, Lärche 35 31 

Fichte und sonst.  
Nadelhölzer 37 35 

1)  die Daten von 1960 wurden auf Gesamtdeutschland umgerechnet 
Quellen:  BML, 1993 und 1992 
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3.1.3 Rahmenbedingungen der Wald- und 
Forstwirtschaft in Deutschland 

3.1.3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen einer 
nachhaltigen Waldnutzung  

3.1.3.1.1 Regelungen der Wald- und  
Forstwirtschaft im deutschen Recht 

1117.  Die für die Wald- und Forstwirtschaft mit Ab-
stand wichtigsten Regelungen sind das im Jahr 1975 in 
Kraft getretene Bundeswaldgesetz (BWaldG) sowie die 
Waldgesetze der Länder. Ziel des Bundeswaldgesetzes 
ist es, den Wald wegen seiner Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktion zu erhalten, die Forstwirtschaft zu för-
dern sowie einen Ausgleich zwischen dem Interesse 
der Allgemeinheit und den Belangen der Waldbesitzer 
herbeizuführen (§ 1 BWaldG). Daher verpflichtet 
§ 11 BWaldG den Waldbesitzer zu einer ordnungsge-
mäßen und nachhaltigen Bewirtschaftung des Waldes. 
Eine wichtige Aufgabe bei der Verwirklichung der Zie-
le des Bundeswaldgesetzes kommt der forstlichen 
Rahmenplanung zu (§§ 6 f. BWaldG), die in Abstim-
mung mit den Zielen der Raumordnung und Landes-
planung die Funktionen des Waldes sicherstellen soll. 

Da dem Bund bei den Vorschriften über die Erhaltung des 
Waldes (§§ 5 bis 14 BWaldG) lediglich eine Rah-
mengesetzgebungskompetenz zusteht, haben die Länder 
in diesem Bereich einen weiten Gestaltungsspielraum. 
Die landesrechtlichen Vorschriften zur Waldbewirtschaf-
tung regeln insbesondere die Vorschriften über die Um-
weltvorsorge, die Kahlhiebsbeschränkungen, den Schutz 
hiebsunreifer Bestände, die Pflegepflicht, die Walder-
schließung, die Sachgemäßheit sowie die Planmäßigkeit. 
Die Rodung und Umwandlung von Wald in eine andere 
Nutzungsart sowie die Erstaufforstung von Flächen be-
dürfen nach §§ 9, 10 BWaldG grundsätzlich einer Ge-
nehmigung. Dabei hat gerade die Erstaufforstung ehemals 
landwirtschaftlicher Flächen im Zuge der großzügigen 
Förderung seitens der Europäischen Union im Laufe der 
letzten Jahre erheblich an Bedeutung gewonnen 
(TAUSCH und WAGNER, 1999, S. 376). Zum Schutz 
und zum Wohl der Allgemeinheit kann Wald zu Schutz-
wald (§ 12 BWaldG) oder zu Erholungswald (§ 13 
BWaldG) erklärt und mit Einschränkungen für die Be-
wirtschaftung ausgewiesen werden. Über § 12 BWaldG 
hinaus können Schutzerklärungen aber auch auf die Vor-
schriften des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ge-
stützt werden. Die Förderung der Forstwirtschaft mit öf-
fentlichen Mitteln gebietet § 41 BWaldG, wobei die 
Forstwirtschaft weitestgehend im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ und im Rahmen der EG-Strukturfonds 
gefördert wird (Tz. 1144 f.). 
1118.  Einen zentralen Bestandteil der Waldgesetzge-
bung bildet die „ordnungsgemäße Bewirtschaftung“. Mit 
Bezug auf diesen unbestimmten Rechtsbegriff sieht der 
Umweltrat weiteren Konkretisierungsbedarf. Im Bun-

deswaldgesetz betrifft die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft die Holzproduktion und den Dienstleistungsbe-
trieb der Forstwirte. Ordnungsgemäß bedeutet, beiden 
Erfordernissen unter Wahrung aller Waldfunktionen 
Rechnung zu tragen. Es wäre daher zu einseitig betrach-
tet, die Definition des Begriffs lediglich an forstlichen 
Regeln zu messen. Eine forstliche Bewirtschaftung kann 
als ordnungsgemäß angesehen werden (KLOSE und 
ORF, 1998; STEINLIN, 1988), sofern  

– sie sich im Rahmen bestehender Gesetze und Pläne, 
insbesondere der Vorschriften des Waldrechts, der 
Vorschriften zur Pflege der Umwelt sowie der Pri-
vatrechtsordnung hält, 

– die Durchführung sach- und fachgerecht erfolgt und  

– die tatsächlichen Erfordernisse in solchem Umfang 
berücksichtigt, dass das Handeln ökologisch, öko-
nomisch und sozial langfristig tragbar ist. 

Ordnungsgemäß bedeutet die Ablehnung einer einseitig 
an ökonomischen oder einseitig an ökologischen Inte-
ressen orientierten Handlungsweise, sofern nicht aus-
nahmsweise aus besonderem Grund eine der Funktionen 
Vorrang genießen soll (z. B. Totalreservate, Saatzucht-
bestände, Schutz- und Erholungswald). Darüber hinaus 
bedeutet sachgerecht, dass ein bestimmtes Handeln dem 
konkreten Fall angemessen und damit stets standortge-
recht erfolgen muss. Dies impliziert die Berücksichti-
gung der aktuellen Standortbedingungen und der histori-
schen Landnutzungseinflüsse, die sich bis in die Ge-
genwart auswirken können. Fachgerecht bedeutet da-
rüber hinaus, dass gesicherte neue Erkenntnisse in dem 
weiteren Gebiet der Forstwissenschaft im Rahmen des 
Möglichen angewendet werden. Der Begriff „ordnungs-
gemäß“ kann deshalb nicht starr ausgelegt werden, son-
dern entwickelt sich dynamisch. 

1119.  Neben den Waldgesetzen sind zumindest mittelbar 
auch einige andere Rechtsvorschriften für die Wald- und 
Forstwirtschaft von Bedeutung. So können Eingriffe in 
Natur und Landschaft nach den Naturschutzgesetzen des 
Bundes und der Länder unzulässig sein. Beispielsweise ist 
bei einer Umwandlung von Wald oder einer Erstauf-
forstung auch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
(§ 8 BNatSchG) zu beachten, sofern damit die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild 
beeinträchtigt wird und die Umwandlung oder Erstauf-
forstung zu einer Verschlechterung dieser Schutzgüter 
führen (TAUSCH und WAGNER, 1999, S. 376). Abge-
sehen davon kann bei einer Erstaufforstung oder Um-
wandlung auch eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen sein, wenn diese in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Realisierung eines Vorhabens im 
Sinne der Anlage zu § 3 UVPG steht. Die Naturschutzge-
setze regeln des weiteren den Schutz bestimmter Biotope. 
Maßnahmen, die zu deren Zerstörung oder sonstigen Be-
einträchtigung führen können, sind unzulässig. Bewirt-
schaftungsbeschränkungen für die Forstwirtschaft können 
sich auch aus der Ausweisung von Gebieten im Sinne der 
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Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie ergeben (z. B. bzgl. Erst-
aufforstung, Rodung, Kahlhieb, Wegebau), da diese 
Richtlinie in Anhang I auch zahlreiche Waldlebensraum-
typen schützt (Tz. 365 ff.). Dies wird insbesondere solche 
(Wald-) Lebensraumtypen betreffen, deren Verbreitungs-
schwerpunkt in Deutschland liegt, wie vor allem Bu-
chenwälder, und hier besonders Kalkbuchenwälder 
(PLACHTER et al., 2000). 

1120.  Das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) so-
wie dessen untergesetzliches Regelwerk (BBodSchV) 
können für den Schutz von Wäldern vor allem insoweit 
relevant werden, als luftbürtige Einträge anthropogener 
Schadstoffe in Waldböden und die davon ausgehende 
Versauerung oder Eutrophierung schädliche Bodenverän-
derungen hervorrufen. Maßnahmen nach dem Bundes-
Bodenschutzgesetz können etwa dann erforderlich wer-
den, wenn durch die Versauerung beispielsweise Schwer-
metalle freigesetzt werden und in die Gewässer gelangen. 

Planungsrechtliche Vorgaben für Wald und Forst enthal-
ten zum einen die Raumordnungsgesetze des Bundes und 
der Länder. Zum Beispiel sind Grundsätze der Raum-
ordnung nach § 2 Nr. 8, 10 ROG das Gebot, Natur und 
Landschaft einschließlich Wald zu schützen, zu pflegen 
und zu entwickeln sowie eine leistungsfähige, nachhaltige 
Forstwirtschaft zu schaffen. Zum anderen greift das Bau-
gesetzbuch (BauGB) ein. Gerade das Baugesetzbuch 
nimmt in weitem Umfang Rücksicht auf die wirtschaftli-
chen Belange der Forstwirtschaft und privilegiert diese in 
mannigfacher Weise (z. B. Berücksichtigung der Belange 
der Forstwirtschaft bei der Bauleitplanung nach § 1 
Abs. 5 Nr. 8, Satz 3 BauGB; Privilegierung von Außenbe-
reichsvorhaben, die einem forstwirtschaftlichen Betrieb 
dienen, § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). 

1121.  Für die Wald- und Forstwirtschaft sind ferner von 
Interesse: die Jagdgesetze des Bundes (Bundesjagdgesetz 
mit Bezügen zum Artenschutz) und der Länder, das Was-
serhaushaltsgesetz und die Wassergesetze der Länder, das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, die Smog-Verordnungen 
der Länder, das Bundesfernstraßengesetz, die Länderstra-
ßengesetze sowie Planfeststellungsrichtlinien, das Grund-
stücksverkehrsgesetz, das Pflanzenschutzgesetz, das Flur-
bereinigungsgesetz ebenso wie die Landwirtschaftsgesetze 
der Länder. Regelungen über die Forstwirtschaft finden 
sich des weiteren in einigen Spezialgesetzen wie dem 
Forstabsatzfondsgesetz, dem Forstlichen Saat- und Pflanz-
gutgesetz, dem Forstschäden-Ausgleichsgesetz sowie dem 
Gesetz über Handelsklassensortierung für Rohholz. 

3.1.3.1.2 Wald- und Forstwirtschaft im Recht 
der Europäischen Union 

1122.  Forstwirtschaft ist kein Gegenstand der gemein-
samen Politik der EU, weil der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft keine Bestimmungen über 
eine gemeinsame Forstpolitik enthält. Nach dem Subsidi-
aritätsprinzip obliegt deshalb die Bewirtschaftung der 
Wälder grundsätzlich den Mitgliedstaaten. Trotzdem ha-

ben zahlreiche Maßnahmen der Gemeinschaft forstwirt-
schaftliche Fragen zum Gegenstand. Die EU unterstützt 
insbesondere Maßnahmen zum Schutz der Wälder gegen 
Luftverschmutzung (VO Nr. 3528/86 über den Schutz des 
Waldes gegen Luftverschmutzung, zuletzt geändert durch 
VO Nr. 1545/1999), Maßnahmen zum Schutz der Wälder 
gegen Brände (VO Nr. 2158/92), forstliche Forschung 
sowie die Entwicklung des ländlichen Raumes. 

1123.  Die Aktivitäten der Europäischen Union im 
Wald- und Forstbereich gehen einmal dahin, einen Bei-
trag zur Umsetzung der von den einzelnen Mitgliedstaa-
ten und der EU eingegangenen internationalen Ver-
pflichtungen in bezug auf die nachhaltige Bewirtschaf-
tung, Entwicklung und Erhaltung der Wälder zu leisten. 
Umweltvölkerrechtliche Verpflichtungen ergeben sich 
aus der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro und den Fol-
gemaßnahmen im Anschluss an diese Konferenz (u. a. 
UNCED, UNGASS, XI. Weltkongress über den Wald, 
Übereinkommen über die biologische Vielfalt, Klima-
rahmenkonvention) sowie den Ministerkonferenzen zum 
Schutz der Wälder in Europa (Straßburg 1990, Helsinki 
1993 und Lissabon 1998). So verpflichteten sich die 
Signatarstaaten auf der Zweiten Ministerkonferenz zum 
Schutz der Wälder in Europa 1993, den Nachweis zu 
erbringen, dass Waldbewirtschaftung im jeweiligen 
Mitgliedsland die biologische Vielfalt auf forstlich be-
wirtschafteten Flächen erhält (ELLENBERG, 1997). 
Auf der Dritten Ministerkonferenz in Lissabon wurden 
von den vierzig für die Forstwirtschaft zuständigen Mi-
nistern in Europa und der EU zwei Resolutionen zum 
Schutz und zur nachhaltigen Bewirtschaftung von Wäl-
dern in Europa angenommen. Mit diesen Resolutionen 
sollen die vielfältigen ökologischen, ökonomischen, kul-
turellen und sozialen Leistungen des Waldes nachhaltig 
gesichert und weiter ausgebaut werden. Zudem wurden 
auf der Konferenz in Lissabon für den Forstsektor ge-
samteuropäische Kriterien und Indikatoren für nachhal-
tige Waldwirtschaft definiert, Richtlinien für die opera-
tionale Ebene zur freiwilligen Verwendung vorgelegt 
und ein Arbeitsprogramm zur Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt beschlossen. 

Zur Umsetzung dieser internationalen Verpflichtungen 
hat die Europäische Kommission auf Anregung des Eu-
ropäischen Parlaments eine Mitteilung der Kommission 
an den Rat und das Europäische Parlament über eine 
Strategie der Europäischen Union für die Forstwirtschaft 
(KOM(1998)649) erarbeitet. Die darin entwickelte ge-
meinschaftliche Strategie für eine Bewirtschaftung, Er-
haltung und nachhaltige Entwicklung der Wälder in Eu-
ropa richtet ihr Augenmerk besonders auf den Beitrag 
der europäischen Wälder zur globalen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung namentlich in ländlichen Ge-
bieten sowie auf den Schutz der Umwelt (insbesondere 
Artenvielfalt und Klimaschutz). 

1124.  Eines der Hauptziele der europäischen Agrarpoli-
tik ist die Entwicklung des ländlichen Raumes, wobei 
die Forstwirtschaft von der EU nach wie vor als integra-
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ler Bestandteil der ländlichen Entwicklung und damit 
der Gemeinsamen Agrarpolitik verstanden wird. Zur 
Entwicklung des ländlichen Raumes wurden flankierend 
zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik von 1992 
drei Verordnungen, (EWG Nr. 2078/92, Nr. 2079/92, 
Nr. 2080/92, zuletzt geändert durch VO Nr. 231/96) zur 
Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferegelung 
für Aufforstungsmaßnahmen in der Landwirtschaft ver-
abschiedet. Ziel dieser Regelung war es, eine alternative 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen durch Aufforstung 
zu fördern sowie zur Entwicklung forstwirtschaftlicher 
Tätigkeiten in den landwirtschaftlichen Betrieben beizu-
tragen und damit gleichzeitig die landwirtschaftliche 
Produktion einzuschränken. Zudem sollten die Auffors-
tungsmaßnahmen zur CO2-Festlegung beitragen. Der 
Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft kofinanzierte 50 % der Kosten bezie-
hungsweise 75 % in speziell ausgewiesenen Regionen. 
Für 1993 bis 1997 beliefen sich die zur Verfügung ge-
stellten Haushaltsmittel der EU auf 1,325 Mrd. ECU. 
Bis zum April 1996 wurden daraufhin 550 000 ha in der 
EU aufgeforstet, wobei die Umsetzung der Maßnahmen 
allerdings hinter den Erwartungen zurückblieb und bis 
Ende 1996 lediglich 500 Mio. ECU ausgegeben werden 
konnten (Europäische Kommission, 2000, Tz. 317).  

Die im Zentrum der Agenda 2000 stehende Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik stellt diese Förderinstrumen-
te auf eine neue Grundlage und vereinfacht die beste-
henden Instrumentarien zur Entwicklung des ländlichen 
Raumes. Dies ist mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1257/1999 des Rates über die Förderung der Ent-
wicklung des ländlichen Raumes durch den Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EAGFL) sowie der Durchführungsverord-
nung Nr. 1750/1999 geschehen. Diese Verordnung er-
setzt die bisherigen forstlichen Förderprogramme, die 
bislang in der Verordnung EWG Nr. 1610/89 (zur 
Durchführung der Verordnung Nr. 4256/88 hinsichtlich 
der Aktion zur Entwicklung und Aufwertung des Wal-
des in den ländlichen Gebieten der Gemeinschaft), der 
Verordnung Nr. 867/90 (betreffend die Verbesserung 
der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für 
forstwirtschaftliche Erzeugnisse) sowie der soeben er-
wähnten Verordnung Nr. 2080/92 festgelegt waren. So-
mit wird künftig das Forstkapitel der Verordnung 
Nr. 1257/1999 (Art. 29 ff.) zum zentralen Förderinstru-
ment für die Forstwirtschaft. Die mit der Verordnung 
zur Verfügung gestellten Beihilfen für die Forstwirt-
schaft sollen zur Erhaltung und Entwicklung der wirt-
schaftlichen, ökologischen und gesellschaftlichen Funk-
tionen der Wälder in ländlichen Gebieten beitragen und 
verfolgen die Ziele einer nachhaltigen Bewirtschaftung 
der Wälder und Entwicklung der Forstwirtschaft, einer 
Erhaltung und Verbesserung der forstlichen Ressourcen 
sowie einer Erweiterung der Waldflächen (Art. 29). Die 
Beihilfen werden allerdings nur für Wälder und Flächen 
gewährt, die privaten Eigentümern oder deren Vereini-
gungen, Gemeinden oder Gemeindeverbänden gehören. 

Der Kofinanzierungsanteil der Gemeinschaft beträgt 
40 %, in benachteiligten Gebieten sogar 50 %. 

3.1.3.1.3 Wald- und Forstwirtschaft nach inter-
nationalem Recht 

1125.  Internationale Verpflichtungen Deutschlands mit 
Auswirkungen auf die Wald- und Forstwirtschaft finden 
sich in den auf der Konferenz in Rio de Janeiro 1992 
verabschiedeten Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (Biodiversitätskonvention) und der Klimarah-
menkonvention. Ziel der Biodiversitätskonvention ist es, 
weltweit den Schutz und die nachhaltige Nutzung von 
Tier- und Pflanzenarten sowie ihrer Lebensräume si-
cherzustellen und die biologische Vielfalt zu erhalten. 
Die Klimarahmenkonvention betrachtet die Rolle der 
Wälder insbesondere unter dem Aspekt der Wälder als 
CO2-Senken. Neben diesen Konventionen ist auch die 
Agenda 21 für die Nutzung und die Erhaltung von Wäl-
dern relevant, insbesondere deren Kapitel 11 (Bekämp-
fung der Entwaldung), 15 (Erhalt der biologischen Viel-
falt) und 28 (Initiativen der Kommunen). Als weitere 
waldrelevante Vereinbarung wurde auf der Konferenz in 
Rio de Janeiro die Grundsatzerklärung über die Bewirt-
schaftung, Bewahrung und nachhaltige Entwicklung al-
ler Arten von Wäldern (Walderklärung, BMU, 1992) 
verabschiedet. Die Walderklärung wiederum legt in un-
verbindlicher Form allgemeine Grundsätze zur Bewirt-
schaftung, zum Schutz und zur nachhaltigen Entwick-
lung der Wälder aller Klimazonen fest. 

3.1.3.2 Organisation und Administration der 
Wald- und Forstwirtschaft 

Waldeigentumsstruktur 

1126.  Da jede Gruppe von Waldeigentümern spezifi-
sche Ziele verfolgt und verschiedenen Rahmenbedin-
gungen unterliegt, ist die Waldeigentumsverteilung von 
hoher Bedeutung für forstpolitische Maßnahmen. 

In Deutschland entfallen auf den Privatwald 46 %, auf 
den Staatswald (Wald der Länder und des Bundes) 34 % 
und auf den Körperschaftswald (einschließlich des Kir-
chenwaldes) 20 % der Waldfläche (BML, 1997). Durch 
die noch nicht abgeschlossene Neuordnung des Waldei-
gentums in den neuen Bundesländern werden die statis-
tischen Waldflächenangaben auch in den kommenden 
Jahren weiteren Veränderungen unterliegen. In der ehe-
maligen DDR gehörten 70 % der Waldfläche zum soge-
nannten Volkswald, 29 % zum Privatwald und 1 % zum 
Kirchenwald. Der Volkswald setzte sich aus ehemali-
gem Staatswald, ehemaligem Kommunalwald sowie 
enteigneten Privatwaldflächen zusammen. Es ist davon 
auszugehen, dass nach Abwicklung der Rückgabe-
verfahren oder des Verkaufs ehemaliger Volkswaldflä-
chen in den neuen Bundesländern ein ähnlich breit ge-
streutes Waldeigentum vorliegt, wie es 1945 bestand 
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(43 % Staatswald, 8 % Körperschaftswald und 49 % 
Privatwald; BML, 1997). 

Eine nähere Betrachtung der jeweils vorherrschenden 
Eigentumsarten in den verschiedenen Bundesländern 
macht deutlich, dass stark voneinander abweichende 
Strukturen vorherrschen und sich dabei charakteristische 
„Bundesländer des Staatswaldes” (Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern), „Bundesländer des Kommunal-
waldes” (Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz) sowie 
„Bundesländer des Privatwaldes” (Bayern, Nordrhein-
Westfalen) unterscheiden lassen (Tab. 3.1.3-1). 

1127.  Als Privatwald unterscheidet die Statistik von 
1961 zwischen dem „Kleinprivatwald“, dem „mittleren 
Privatwald“ und dem „Großprivatwald“. Diese Unter-
scheidung wurde bis heute in den meisten amtlichen Sta-
tistiken beibehalten. Die Grenzen zwischen den Größen-
klassen der jeweiligen Privatwaldkategorien liegen bei 
200 ha und 1 000 ha Waldbesitzgröße. Insgesamt weist 
der jährlich erscheinende Agrarbericht der Bundesrepu-
blik Deutschland fast 450 000 Forstbetriebe bezie-
hungsweise landwirtschaftliche Betriebe mit Wald (sog. 
Bauernwald) aus. Hiervon entfallen circa 75 % auf 
Waldbesitz unter 5 ha Flächengröße (BML, 1999a). Sta-
tistisch nicht erfasst werden Waldbesitzer mit weniger 
als 1 ha Waldfläche (ohne landwirtschaftlichen Betrieb); 
nach neueren Schätzungen sind dies insgesamt über 
800 000 Waldeigentümer. 

Problembereiche der Waldeigentumsstruktur 

1128.  Innerhalb der heterogenen Waldeigentumsart 
Privatwald haben sich in den letzten Jahrzehnten vielfäl-
tige, häufig eher als ungünstig einzustufende Verände-
rungen ergeben, die in engem Zusammenhang mit dem 
sich vollziehenden Strukturwandel in der Landwirtschaft 
stehen. War die Besitzstruktur des Kleinprivatwaldes 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs noch vorwiegend 
durch die wirtschaftliche Einheit von Land- und Forst-
wirtschaft gekennzeichnet, so kann die Entwicklung bis 
heute als Entkopplung der land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebsteile und als Konzentrationsprozess auf 
größere landwirtschaftliche Betriebseinheiten beschrie-
ben werden. So nahm zum Beispiel in Baden-
Württemberg die Anzahl der sogenannten Privatwaldbe-
triebe zwischen 1971 und 1987, in einem Zeitraum von 
nur 17 Jahren, um mehr als 21 % ab (BRANDL und 
SCHANZ, 1992). Im Gegensatz zu den Privatwaldbe-
trieben, die sowohl die statistischen Kategorien „Forst-
betriebe“ als auch „landwirtschaftliche Betriebe mit 
Wald“ umfassen, hat der in den offiziellen Statistiken 
nicht erfasste Waldbesitz unter 1 ha, der mit keinem 
landwirtschaftlichen Betrieb verbunden ist, erheblich 
zugenommen. Durch Rückrechnungen aus der Gesamt-
waldfläche lässt sich zum Beispiel die heutige Kleinst-
privatwaldfläche in Baden-Württemberg etwa insgesamt 
mit 80 000 bis 90 000 ha beziffern (SCHMID, 1997). 

T a b e l l e  3.1.3-1 

Verteilung des Waldeigentums in Deutschland 

Bundesland Waldfläche in 
Mio. ha 

Waldfläche  
in % 

Bundeswald
in % 

Landeswald 
in % 

Kommunalwald 
in % 

Privatwald 
in % 

Treuhand-
wald in %

BW 1,30 37,0 1 22 39 38 – 

BY 2,40 34,0 2 30 13 55 – 

BB 1,10 36,0 10 23 7 31 29 

HE 0,80 40,0 1 39 35 25 – 

MK-VP 0,50 21,0 11 44 4 11 30 

Ns 1,00 21,0 1 34 16 49 – 

NRW 0,80 25,0 3 14 14 69 – 

RHL-PF 0,70 41,0 – 26 48 25 – 

SRL 0,10 33,0 – 50 24 26 – 

Sa 0,35 24,0 10 36 7 24 23 

Sa-AH 0,47 23,0 6 37 6 31 20 

SH 0,20 9,5 – 35 15 50 – 

TH 0,60 33,0 5 37 20 24 14 

Quelle:  BML, 1997, 1993 und 1992 
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Der Hauptgrund für diese Verschiebung innerhalb des 
Privatwaldes ist die hohe Anzahl aufgegebener landwirt-
schaftlicher Betriebe. In Baden-Württemberg wird zum 
Beispiel rund die Hälfte der privaten Forstbetriebe im 
Verbund mit einem landwirtschaftlichen Betrieb bewirt-
schaftet. Bei Aufgabe der Landwirtschaft werden die er-
tragreichen landwirtschaftlichen Flächen verpachtet, die 
Waldfläche hingegen verbleibt häufig bei den ehemali-
gen Besitzern. Ohne intakte Landwirtschaft entsteht 
vielfach ein für die Bewirtschaftung ungünstig struktu-
rierter Klein- oder Kleinstwaldbesitz. Dabei wird die 
Bewirtschaftung umso problematischer, je mehr sich  
die jeweilige Waldbesitzergeneration von ihrem Eigen-
tum gedanklich, fachlich und räumlich entfernt (VOLZ 
und BIELING, 1998). Als Folge dieser Entwicklung 
wird auf den betroffenen Flächen häufig ein auf den 
technisch einfachen Fichtenanbau reduzierter Waldbau 
betrieben. In einem zweiten Schritt dieses Entfrem-
dungsprozesses entwickelt sich der Waldbesitz (im un-
günstigen Fall) zu einem mehr oder weniger anonymen 
Vermögensobjekt, das, vom Eigentümer meist unbe-
merkt, durch unterlassene Pflege seinen bisherigen „Be-
standeswert“ verliert und schließlich (im günstigeren 
Fall) für einen geringen Preis verkauft wird. Erst mit 
großer zeitlicher Verschiebung bietet sich daher für auf-
stockungswillige Forstbetriebe die Chance, Waldflächen 
anzukaufen. Bereits heute entfallen zum Beispiel in  
Baden-Württemberg auf den Waldbesitz unter 5 ha ohne 
Bindung an einen landwirtschaftlichen Betrieb annä-
hernd 40 % des Privatwaldes. Ein Großteil dieses Klein- 
und Kleinstprivatwaldes trägt den Charakter einer forst-
lichen Brache. 

1129.  Nach Untersuchungen von JUDMANN (1998) ist 
zudem festzustellen, dass eine zunehmende Waldeigen-
tümerzahl ihren (nicht mehr forstwirtschaftlich genutz-
ten) Wald als Hobby- und Freizeitbeschäftigung auffasst 
und ihn nach individuellen Zielen pflegt. 

Durch die Bildung forstwirtschaftlicher Zusammen-
schlüsse auf freiwilliger Basis (§ 15 ff. BWaldG), insbe-
sondere durch sogenannte Forstbetriebsgemeinschaften, 
wird versucht, den Auswirkungen der ungünstigen Be-
triebsstrukturen durch gemeinsam koordinierte Bewirt-
schaftungs- und Vermarktungsmaßnahmen entgegenzu-
wirken. Seit Inkrafttreten der gesetzlichen Grundlagen 
wurden in Deutschland rund 1 500 Forstbetriebsge-
meinschaften gegründet (AGDW, 1997). Mitglieder der 
Forstbetriebsgemeinschaften lassen sich im allgemeinen 
für eine naturnahe Waldbewirtschaftung eher motivieren 
und sind für eine fachliche Beratung leichter zugänglich. 
Auch mit einer weitergehenden Interessenwahrnehmung 
durch die Forstbetriebsgemeinschaft zeigt sich eine gro-
ße Anzahl der Waldbesitzer einverstanden (KAISER 
et al., 1995). Ungeachtet der vielfältigen Bemühungen in 
den letzten Jahrzehnten, durch forstliche Förderung die 
Besitz- und Betriebsstruktur im Kleinprivatwald zu 
verbessern (z. B. VIEBIG, 1993; LOEWE, 1986; 
GÜRTH, 1978), ist festzustellen, dass die forstlichen 

Probleme aufgrund der Besitzzersplitterung, der Auflö-
sung der wirtschaftlichen Einheit von Land- und Forst-
wirtschaft und des nachlassenden Interesses an der 
Waldbewirtschaftung weitgehend ungelöst sind. Auch 
der Einsatz der forstlichen Flurbereinigung kann hier 
keine Verbesserung erbringen, da das Flurbereini-
gungsgesetz keine Enteignung der Kleinprivatwälder 
gestattet. 

Forstorganisation 
1130.  Die dem Bund obliegenden Aufgaben im Bereich 
der Forstwirtschaft werden primär durch das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Abteilung „Ländlicher Raum, Forstpolitik, Jagd“, wahr-
genommen (KROTT, 1997). 

Hierzu gehören: 
– Vorbereitung von Gesetzentwürfen bzw. -änderungen 

(z. B. Bundeswald- und Bundesjagdgesetz, Forstab-
satzfondgesetz, Forstliches Saat- und Pflanzgutge-
setz), Mitwirkung bei sonstigen die Forstwirtschaft 
berührenden Gesetzesvorhaben des Bundes, 

– Mitwirkung bei gemeinschaftlichen forstlichen För-
dermaßnahmen von Bund und Ländern, 

– Koordinierung forstlicher Fragen von nationaler 
Bedeutung, 

– bundesweite statistische Erhebungen (z. B. Bundes-
waldinventur, Holzmarktbericht, Waldzustandsbe-
richt), 

– internationale Angelegenheiten (z. B. Vertretung im 
Rahmen internationaler Konferenzen der UN), 

– Planung und Koordinierung der Bundesforschung 
und 

– Öffentlichkeitsarbeit. 

1131.  Den Staatswald bilden die Wälder im Eigentum 
des Bundes und der Länder. Die Bundeswälder liegen 
überwiegend im Bereich militärischer Einrichtungen. 
Sie werden durch die Bundesforstverwaltung im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Finanzen be-
wirtschaftet. Die Bewirtschaftung der Wälder im Be-
sitz der Länder erfolgt durch die Landesforstverwal-
tungen. 

Die Landesforstverwaltungen sind unterschiedlich orga-
nisiert, wofür hauptsächlich historische Gründe und re-
gionale Gegebenheiten ausschlaggebend sind. In den 
südlichen Bundesländern besteht eine Einheitsverwal-
tung, die in ihrer Zuständigkeit alle Waldbesitzarten um-
fasst. In einigen norddeutschen Bundesländern herrscht 
eine Zweiteilung in Staatsforstverwaltung und forstliche 
Dienststellen bei den Landwirtschaftskammern, die die 
Betreuung des Privatwaldes durchführen. Die neuen 
Bundesländer haben seit August 1990 den Aufbau der 
Landesforstverwaltungen in Anlehnung an die Regelun-
gen in den alten Bundesländern durchgeführt. 
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Den Landesforstverwaltungen obliegen neben der Ver-
waltung und der Bewirtschaftung der Landesforste im 
wesentlichen folgende Aufgaben: 
– forstliche Fachplanung (u. a. forstliche Rahmenpla-

nung), 
– Mitwirkung bei der Bauleit-, Regional- und Landes-

planung sowie bei Fachplanungen anderer Behörden, 
– Förderung, Beratung und Betreuung des Privat- und 

Körperschaftswaldes, 
– zum Teil forsttechnische Betriebsleitung und Be-

triebsvollzug im Körperschaftswald, 
– Forstaufsicht über die Einhaltung der gesetzlichen 

Regelungen im Körperschafts- und Privatwald und 
– hoheitliche Maßnahmen zum Schutz des Waldes. 

1132.  Im Körperschaftswald erfolgen Betriebsleitung 
und -vollzug länderweise in unterschiedlicher Regelung 
entweder durch eigenes Forstpersonal oder durch Perso-
nal der Landesforstverwaltungen. Die Personalkosten 
werden im letzteren Falle in der Regel nicht voll erstat-
tet, so dass diese Lösung für den Körperschaftswald be-
triebswirtschaftlich günstig ist. 

1133.  Die Betriebe des Privatwaldes bewirtschaften ih-
re Waldfläche eigenverantwortlich, unterliegen jedoch 
der forsthoheitlichen Aufsicht der Landesforstverwal-
tungen. Es gibt keine Pflicht zur Einstellung von Fach-
personal, bei größeren Betrieben ist dies jedoch die Re-
gel (Tz. 1128 f.). 

1134.  Als weitere Institutionen der Forst- und Holz-
wirtschaft sind zu nennen: 
– die dem BML angegliederte Bundesforschungsanstalt 

für Forst- und Holzwirtschaft (BFH) in Hamburg, 
– die forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalten 

der Länder, 
– Universitäten und Fachhochschulen für Wissen-

schaft, Forschung und Ausbildung und 
– forst- und holzwirtschaftliche Verbände unter dem 

Dachverband des Deutschen Forstwirtschaftsrates 
(DFWR) bzw. des Deutschen Holzwirtschaftsrates 
(DHWR). 

Institutionelle Rahmenbedingungen 
1135.  Die institutionellen Rahmenbedingungen und de-
ren Ausrichtung an gesellschaftlichen Bedingungen sind 
sowohl mit Blick auf die Beziehung zwischen Forstver-
waltung und Naturschutzverwaltung als auch im Hin-
blick auf die Aufgabenstruktur der Forstverwaltung zu 
diskutieren. Hierbei handelt es sich um Schlüsselfragen 
der Forstwirtschaft, die nicht völlig unabhängig vonei-
nander sind. 

Anlass für die Diskussion der Beziehung zwischen Na-
turschutz und Forstverwaltung ist die Frage nach der 

zweckmäßigen territorialen Zuständigkeit der beiden 
konkurrierenden Verwaltungen. Vorherrschende forstli-
che Meinung ist bisher, dass bei der ausgeprägten Streu-
lage der Waldnaturschutzflächen, bei der unverzichtbaren 
Steuerungskompetenz für den forstlichen Wirtschaftsbe-
trieb und im Interesse einer eindeutigen Zuordnung der 
staatlichen Aufsichtsfunktion keine Änderung der Zu-
ständigkeiten der Forstverwaltungen für alle relevanten 
Wälder in Deutschland zu fordern sei. Allerdings verfolgt 
der Naturschutz im Wald häufig ökonomischen Belangen 
gegenläufige Interessen, weil er auf den Schutz insbe-
sondere der biotischen Komponenten in möglichst natur-
nahen, dynamischen Waldökosystemen abzielt. Dadurch 
ergibt sich ein Gegensatz zwischen Forst- und Natur-
schutzverwaltung; jede Verwaltung neigt in Konflikten 
zu einer unterschiedlichen Gewichtung. Ressortegoismen 
kommen hinzu. Die neueren Entwicklungen haben die 
Konflikte jedoch entschärft. 

Forderungen des Naturschutzes während der letzten zehn 
Jahre mit Bezug auf die Waldbewirtschaftung haben so-
wohl zu einer Ausweitung der Wald-Naturschutzgebiete 
als auch zu einer Ausweitung der festgelegten Bewirt-
schaftungsbeschränkungen geführt (WAGNER, 1996). 
Ökologische Maßstäbe der Waldbewirtschaftung außer-
halb von Schutzgebieten finden sich in den forstlich rele-
vanten Teilen des Naturschutzrechts auf EU-, Bundes- 
und Landesebene (WAGNER, 1998) sowie in den Wald-
nutzungskonzepten der verschiedenen Naturschutzver-
bände. Daraus kann man folgern, dass sich die Einwir-
kungsmöglichkeiten der Naturschutzbehörden verstärkt 
haben. 

1136.  Aus naturschutzfachlicher Sicht sind zum effekti-
ven Abbau der bestehenden Defizite bei der Umsetzung 
und Operationalisierung der Anforderungen des Natur-
schutzes, insbesondere der internationalen Naturschutz-
abkommen, vorrangig neuartige intersektorale und mul-
tidisziplinäre Kommunikations- und Entscheidungsabläu-
fe erforderlich. Unerlässlich scheint eine sektorübergrei-
fende Zusammenarbeit auch für die Abstimmung der 
Maßnahmen nach den verschiedenen internationalen 
Vereinbarungen. Exemplarisch sei die Notwendigkeit ei-
ner verstärkten Verzahnung der CO2-Senken-Diskussion 
im Rahmen der Klimarahmenkonvention mit den Anfor-
derungen an eine Waldnutzung im Sinne der Biodiversi-
tätskonvention genannt. Ein solcher Abgleich ist nach 
Ansicht des Umweltrates vorrangig, um Fehlentschei-
dungen vorzubeugen, die angesichts der langsamen Ent-
wicklungsgeschwindigkeit von Wäldern und der einge-
schränkten Regenerationsfähigkeit bestimmter Offen-
land-Ökosysteme nur schwer zu korrigieren wären. 

Auf die Anpassung bestehender institutioneller Rah-
menbedingungen und Verfahrensweisen an die Erfor-
dernisse, die sich aus den von der Bundesregierung un-
terzeichneten internationalen Konventionen mit Wald-
bezug ergeben, ist folglich besonderes Gewicht zu legen, 
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um die aus den Konventionen abzuleitenden Verpflich-
tungen angemessenen zu erfüllen. Die Lösungen sind da-
bei am Querschnittscharakter der spezifischen Konventi-
onen auszurichten, der die Beteiligung eine Vielzahl von 
Bereichen staatlichen Handelns – Forstwirtschaft, Natur-
schutz, Handel, Landnutzungsplanung, Forschung und 
Entwicklungszusammenarbeit – und die Entwicklung in-
novativer Verfahren zur sektorübergreifenden Zusam-
menarbeit erfordert. 

Letztlich hängt die Frage des Verhältnisses zwischen 
Forst- und Naturschutzverwaltung von der Aufgaben-
struktur der Forstverwaltung selbst ab. Anlass für die 
Diskussion der derzeitigen Aufgabenstruktur der Forst-
verwaltungen sind grundlegende ordnungspolitische Be-
denken. Gefordert wird eine Trennung der wirtschaftli-
chen von den hoheitlichen und den beratenden Aufgaben 
der staatlichen Forstverwaltungen (vgl. VOLZ, 1998 
und 1995).  

Was hoheitliche Aufgaben anbelangt, bestehen zwischen 
Wald- und Forstwirtschaft und Naturschutz Zielkonflikte 
und Überschneidungen, die bislang jedenfalls aus fach-
lich-inhaltlicher Sicht nicht adäquat geordnet sind. Als 
einen Lösungsweg schlägt der Umweltrat vor, hoheitli-
che Aufgabenstellungen und Nutzungsinteressen grund-
sätzlich zu trennen. Dies würde langfristig darauf hi-
nauslaufen, eine Forstverwaltung aufzubauen, die ledig-
lich hoheitliche Aufgaben wahrnimmt; da sie von Ziel-
konflikten weitgehend entlastet ist, könnte sie in glei-
cher Gewichtung Naturschutzinteressen vertreten. In 
diesem Konzept würde der gesamte Staatswald sukzes-
sive privatisiert oder jedenfalls privat bewirtschaftet 
werden. Allerdings muss dafür eine striktere Regelung 
im Hinblick auf die ökologischen Erfordernisse hinge-
nommen werden. Eine Trennung der Forstwirtschaft in 
einen wirtschaftenden und in einen aufsichtführenden, 
das heißt hoheitlichen Teil setzt voraus, dass das ökolo-
gische Niveau der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft 
klar gesetzlich fixiert und kontrolliert werden kann. 

Darüber hinaus erscheinen für eine adäquate Konflikt-
bewältigung im Verhältnis zwischen Waldbesitzern und 
Gesellschaft vor allem eine wirksame Beratung und so-
weit möglich auch finanzielle Anreize zweckmäßig. Tat-
sächlich konzentriert sich heute die staatliche Einfluss-
nahme auf den Privat- und Körperschaftswald zum einen 
auf eine breit angelegte finanzielle Unterstützung, teils 
als Hilfe, teils als Anreiz, und zum anderen auf eine Be-
ratung, die im Idealfall gleichermaßen sachkundig wie 
verständnisvoll durchgeführt werden soll. Verständnis-
volle Beratung bedeutet in diesem Zusammenhang, dass 
die beratenden Personen eingehende Kenntnisse von den 
ökologischen, waldbaulichen, wirtschaftlichen und auch 
gesellschaftlichen Schwierigkeiten haben, mit denen der 
ratsuchende Waldbesitzer konfrontiert ist. Für eine 
sachkundige Beratung der Waldbesitzer vor Ort hat sich 
die enge Verzahnung mit der eigenen forstbetrieblichen 
Erfahrung bewährt. Insgesamt muss davon ausgegangen 
werden, dass sich die Ziele und Grundsätze einer natur-

nahen Waldbewirtschaftung nur dadurch wirksam um-
setzen lassen, dass sie von den handelnden Personen 
verinnerlicht, das heißt verstanden, akzeptiert und in das 
eigene handlungsleitende Wertemuster übernommen 
werden. 

Die aus forstlicher Sicht geäußerte Befürchtung, dass 
durch eine Aufteilung der Forstwirtschaft in einen nut-
zenden Teil bezüglich aller Waldeigentumsarten und ei-
nen aufsichtsführenden staatlichen Teil der bisherige 
Einfluss des Staates auf die Bildung informeller hand-
lungsleitender Normen verlorenginge, kann nur bedingt 
geteilt werden. Vor allem im Bereich der Beratung böten 
derartige Behörden bessere Voraussetzungen für eine 
ausgewogene Darstellung von Handlungsoptionen für 
die Waldnutzer. Diese Institution könnte des weiteren 
einen wichtigen Beitrag leisten zu der nötigen Spezifi-
zierung des Begriffes „ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft“, die nur auf regionaler und lokaler, das heißt 
standortbedingter Ebene so konkretisiert werden kann, 
dass der Waldbesitzer sie in Betriebsplanungen ausrei-
chend berücksichtigen kann. Auf entsprechende staatli-
che Beratungsbehörden könnte jedoch verzichtet wer-
den, wenn neue wesentlich intensivere Kommunikati-
onsstrukturen zwischen Forst- und Naturschutzverwal-
tungen gefunden würden und laufende Fortbildungen 
ausreichenden Umfangs eingerichtet würden. 

3.1.3.3 Planung in der Wald- und  
Forstwirtschaft 

1137.  Das Bundeswaldgesetz schreibt die Erstellung 
von forstlichen Rahmenplänen „für einzelne Waldge-
biete oder das Landesgebiet oder Teile davon“ als Fach 
beitrag für die Raumplanung vor. Aufgrund der in 
§ 7 Abs. 1 BWaldG festgelegten Zielbestimmung wird 
auch aus naturschutzfachlicher Sicht eine Öffnung des 
Planungsprozesses gefordert. Zielführend erscheint eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit, eine Integration in die 
allgemeine Raumplanung sowie die Orientierung der 
Aussagen zu Wäldern an regionalen landschaftlichen 
Leitbildern, die Landschaft als unteilbares Funktionsge-
füge verstehen. 

1138.  Der raumordnungspolitische Handlungsrahmen 
(SRU, 1996b, Tz. 43, 53, 60 f.; MRKO, 1995 und 1993) 
enthält eine Vielzahl von Richtungsvorgaben, die die 
Entwicklung von regionalen Leitbildern für eine dauer-
haft umweltgerechte Waldnutzung unterstützen. In An-
betracht der Bedeutung, die Wälder für den Erhalt der 
biologischen Vielfalt haben, ist die Berücksichtigung 
dieser neuen raumordnungspolitischen Rahmenbedin-
gungen bei der Entwicklung nationaler sowie regionaler 
Programme für den Waldbereich wichtig. Soweit dieser 
„offene“ Planungsprozess zu unterschiedlichen Belas-
tungen von Regionen führt, kann das Instrument eines 
ökologischen Finanzausgleichs für die Verwirklichung 
einer dauerhaft umweltgerechten Waldnutzung einge-
setzt werden (SRU, 1996b, Kap. 2.6). 
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1139.  In der gesellschaftspolitischen Entwicklung der 
letzten Jahre ist immer häufiger der Wunsch nach ge-
sellschaftlicher Beteiligung an Entscheidungsprozessen 
auszumachen. Als wesentliches Element dieser partizi-
pativen Prozesse tritt an die Stelle imperativer bürokrati-
scher Entscheidung ein gemeinsames Programm oder 
eine gemeinsame Planung auf der Basis operationaler 
Ziele. Für die künftige Waldnutzung sind vor allem „of-
fene“ Planungsprozesse denkbar, die von Leitbildern be-
stimmt werden und einer prozeduralen Rationalität fol-
gen. Dieses Planungsmodell könnte in die forstliche 
Rahmenplanung Eingang finden. Problematisch ist es al-
lerdings für die hoheitliche Forsteinrichtung in ihrer ak-
tuellen Form. Dabei handelt es sich um eine überwie-
gend betriebliche Planung, in der die Hiebsatzherleitung 
neben der Planung waldbaulicher Maßnahmen, dem Ab-
gleich von Arbeitsvolumen und -kapazität, der Finanz-
planung usw. steht. Zudem sind die langen Planungszeit-
räume aller waldbaulichen Maßnahmen besonders zu 
berücksichtigen. 

Als Alternative zur „Öffnung“ der Forsteinrichtung ist 
die partizipative Aushandlung von lokalen oder regiona-
len Waldnutzungs- oder Waldentwicklungsplänen denk-
bar, wie sie derzeit vor allem in der Schweiz und in  
Österreich diskutiert und erprobt werden (vgl. z. B. 
SCHEIRING, 1997; BACHMANN, 1995). Auch die im 
internationalen Rahmen diskutierten National Forest 
Programs können Elemente eines „offenen“ Planungs-
prozesses enthalten. Erste Schritte in diese Richtung 
lässt der deutsche Beitrag zur sogenannten „Sechs-
Länder-Initiative“ erkennen (MLR, 1998).  

Zu erwägen ist für die deutschen Verhältnisse insbesonde-
re ein Planungsinstrument auf der Grundlage von Indika-
toren, das der mittelfristigen Betriebsplanung (Forstein-
richtung) vorgelagert oder übergeordnet ist und bestimmte 
Teile der bisherigen Betriebsplanung abdeckt, ohne un-
mittelbar auf betriebliche Entscheidungen gegen den Wil-
len des Eigentümers einzuwirken. Die Planung könnte das 
Rechtsinstrument der Forstlichen Rahmenplanung nutzen, 
müsste jedoch wesentlich konkreter werden als die aus 
früheren Jahren vorliegenden Pläne. Außerdem könnte 
diese neue Forstliche Rahmenplanung in die allgemeine 
Raumordnung integriert und mit der Landschafts-
rahmenplanung besser als bisher abgestimmt werden. 

Die Pläne könnten auf lokaler oder regionaler Ebene im 
gemeinschaftlichen Auftrag der Waldeigentümer erar-
beitet und unter Beteiligung aller betroffenen Verwal-
tungen sowie aller Interessengruppen diskutiert werden. 
Dementsprechend müssten die Pläne öffentlich ausge-
legt und einem Anhörungsverfahren unterzogen werden. 
Das Ergebnis wäre ein Planungskompromiss, in dem die 
wichtigsten gesellschaftlichen Anforderungen an den 
Wald vom Artenschutz bis zur Erholungsnutzung (ein-
schließlich des Betretungsrechts) als operationale Ziel-
setzung festgelegt und, soweit es sich um besonders be-
lastende Inhalts- und Schrankenbestimmungen des 

Waldeigentums handelt, mit geeigneten Ausgleichszah-
lungen an die Waldeigentümer verbunden werden könn-
ten (WAGNER, 1995). 

Der direkte und wünschenswerterweise von Fachkräften 
moderierte Diskussions- und Aushandlungsprozess hätte 
den Vorteil, dass wirklich über die Sache vor Ort und 
nicht nur über allgemeine Grundsätze und wenig operati-
onale Ziele gesprochen würde. Die Waldeigentümer hät-
ten die Möglichkeit, ihre finanziellen Belange und Inte-
ressen mit entsprechendem Gewicht anderen Nutzungsin-
teressen gegenüberzustellen und ihre Anliegen einer brei-
ten Öffentlichkeit nahezubringen. Der Naturschutz hätte 
die Möglichkeit, in direkte Verhandlungen mit den Wald-
eigentümern einzutreten und den entsprechenden gesetzli-
chen Auftrag in die Planung einzubringen. 

Diese Art von Waldnutzungs- und Waldentwicklungs-
planung müsste die vorhandenen forstlichen Grundla-
generhebungen wie Waldfunktionenkartierung, Wald-
biotopkartierung, Standortkartierung usw. berücksichti-
gen. Sie könnte mit einer auf das Wichtigste reduzierten 
forstlichen Betriebsplanung (Forsteinrichtung) verzahnt 
werden und zu einer lokal abgestimmten Form der ord-
nungsgemäßen Forstwirtschaft führen. 

1140.  Aus naturschutzfachlicher Sicht ist in diesem Kon-
text die traditionelle Trennung von mittelfristiger forstli-
cher Planung (Forsteinrichtung) und naturschutzfachlicher 
Planung (Landschaftsplanung) als problematisch anzuse-
hen. Die darin angelegte Trennung von Wald und übriger 
Landschaft ist ökologisch nicht begründbar. Entgegen 
häufig vertretener Auffassung war die Waldfläche in 
Deutschland während der letzten Jahrhunderte in Lage 
und Ausdehnung nie über lange Zeiträume konstant. Für 
die Verwirklichung einer dauerhaft umweltgerechten 
Waldnutzung und -entwicklung sollte deshalb die fach-
sektorale Trennung der einzelnen Planungs- und Bera-
tungsformen überwunden werden, so dass neben forst-
fachlichen Aspekten auch Naturschutzbelange adäquat 
berücksichtigt werden. Nur bei differenzierter Kenntnis 
der in den Wäldern bereits bestehenden landschaftsökolo-
gischen Werte kann über die Notwendigkeit zu weiteren 
landschaftsgestalterischen Maßnahmen wie Erstauffors-
tungen in sachgerechter Abwägung mit anderen Zielen 
des Naturschutzes entschieden werden. 

3.1.3.4 Ökonomische Rahmenbedingungen 
1141.  In Abschnitt 3.1.1 wurde bereits auf die Funktio-
nen von Wäldern eingegangen (Schutz-, Nutzungs- und 
Erholungsfunktion). Dabei gründet sich die wirtschaftli-
che Überlebensfähigkeit der Forstwirtschaft in erster Li-
nie auf den Erträgen aus dem Holzverkauf. Die Ertrags-
lage forstwirtschaftlicher Betriebe ist dem jährlichen 
Agrarbericht der Bundesregierung zu entnehmen 
(Tab. 3.1.3-2).  

Insgesamt hat sich die wirtschaftliche Lage der Forst-
betriebe im Laufe der letzten Jahrzehnte erheblich ver-
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schlechtert (HAMPICKE, 1996, S. 50 f.; Wissenschaft-
licher Beirat beim BML, 1994, S. 11). 

Schwierigkeiten bereiten den Forstbetrieben unter an-
derem die im Zeitverlauf schwankenden Preise für 
Rundholz ebenso wie Verschiebungen in der Nachfra-
ge nach bestimmten Holzarten. Anders als Märkte für 
Agrarprodukte ist der Holzmarkt weitestgehend libera-
lisiert. Entwicklungen am Weltmarkt wirken sich un-
mittelbar auf die Holzpreise und damit auf die Ein-
nahmen der Forstbetriebe aus. Eine bedarfsgerechte 
Produktion (mengenmäßig, qualitativ, Holzart) wird 
durch lange Produktionszeiträume erschwert. Schließ-
lich tragen auch die sogenannten externen Kosten zur 
angespannten Ertragslage der Forstbetriebe bei. Hierzu 
zählen Mindererträge und Mehraufwendungen infolge 
von Waldschäden durch Immissionen, biologische Ka-
lamitäten, Sturmschäden sowie Verbiss- und Schäl-
schäden durch Wild.  

1142.  Während es sich bei Holz um ein privates Gut 
handelt, das am Holzmarkt verkauft wird, weisen 
Schutz- und Erholungsleistungen der Forstwirtschaft die 
typischen Merkmale öffentlicher Güter auf. Nutzer kön-

nen von diesen Leistungen nicht oder nur zum Teil 
wirksam ausgeschlossen werden. 

Nach einer bundesweiten Erhebung summierten sich 
Mehraufwendungen und Mindererträge für Schutz- und 
Erholungsfunktionen 1996 im Durchschnitt aller Besitzar-
ten auf rund 48 DM/ha und Jahr. Diese finanziellen Belas-
tungen entstehen z. B. durch höhere Unterhaltungskosten 
von Erholungseinrichtungen, Wirtschaftsbeschränkungen 
in Wasserschutzgebieten, Produktionsverzicht auf Freiflä-
chen, Wertzuwachsminderungen durch Bestandesbe-
schädigungen sowie Vornutzungs- und Endnutzungs-
verzichte (DAHM et al., 1999). Eine Honorierung von 
Schutz- und Erholungsleistungen der Wälder etwa im 
Rahmen des Vertragsnaturschutzes wird in Deutschland 
kaum vorgenommen (MOOG, 1997, S. 153; BRANDL 
und OESTEN, 1996, S. 453; MOOG und BRABÄNDER, 
1994). Allerdings gibt es für forstwirtschaftliche Betriebe 
eine Reihe von Subventionen und Vergünstigungen, die 
überwiegend mit den verschiedenen Funktionen der Wäl-
der begründet werden. Hierzu zählt auch die Abdeckung 
von Defiziten des Staats- und Körperschaftswaldes  
aus dem öffentlichen Haushalt. Im Vergleich zur

T a b e l l e  3.1.3-2 

Betriebsergebnisse der Forstbetriebe (Deutschland, 1997) 

Staatswald 

Kennzahl Einheit 
Früheres  

Bundesgebiet
Neue Bundes-

länder Deutschland 

Körper-
schafts- 
wald1) 

Privat-
wald1) 

Einschlag m3/ha (HB)2) 6,3 3,4 5,4 5,9 6,0 

Holzertrag DM/m3 117 71 106 107 117 

Betriebserlöse DM/ha (HB) 636 253 514 561 653 

Betriebskosten DM/ha (HB) 724 703 717 604 560 

Reinertrag I3) DM/ha (HB) -88 -450 -203 -44 93 

Nicht abgedeckte 
Betreuungsleistungen 

 
DM/ha (HB) 

   
0 

 
65 

 
7 

Fördermittel DM/ha (HB)   2 23 53 

Reinertrag II4) DM/ha (HB)   -201 44 154 

1) Betriebe ab 200 ha Waldfläche. Die Ergebnisse der landwirtschaftlichen Betriebe mit weniger als 200 ha werden im Agrarbericht gesondert 
dargestellt. Die Ertragslage im Kleinprivatwald, der nicht von landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben bewirtschaftet wird, wird statis-
tisch nicht erfaßt. Die Auswertungen basieren auf Testbetrieben (Körperschaftswald: 207 Betriebe, Privatwald: 101 Betriebe). 

2) HB = Holzbodenfläche 
3) Ohne staatliche Zuschüsse, Prämien und ohne indirekte Förderung durch kostenlose oder verbilligte Betreuung auf Forstamtsebene. 
4) Mit staatlichen Zuschüssen, Prämien und indirekter Förderung durch kostenlose oder verbilligte Betreuung auf Forstamtsebene. 
Quelle:  BML, 1999a; verändert 
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62,8

27,9

9,3

9,6

3,8

10

Waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse Erstaufforstungsprämie

Forstwirtschaftlicher Wegebau Forschung (Bundesanstalten)

Landwirtschaft fallen diese Subventionen jedoch gering 
aus. So betrugen 1993 die öffentlichen Hilfen an die 
Forstwirtschaft (inkl. Defizitabdeckung im Staats- und 
Körperschaftswald) bezogen auf den Hektar nur etwa 
14 % der Zahlungen an die Landwirtschaft (HAMPICKE, 
1996, S. 54). Eine umfassende Darstellung wesentlicher 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen der Forstwirt-
schaft unter Angabe des Fördervolumens ist dem Sub-
ventionsbericht der Bundesregierung zu entnehmen 
(BMF, 1999). 
1143.  Ziel der Förderung der Forstwirtschaft durch 
Subventionen und steuerliche Vergünstigungen ist in 
erster Linie die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der Forstbetriebe. Dahinter steht die Vorstellung, dass 
nur ein „wirtschaftlich gesunder Forstbetrieb“ in der La-
ge ist, die gesetzliche Forderung nach einer ordnungs-
gemäßen und nachhaltigen Bewirtschaftung des Waldes 
(§ 11 BWaldG), die neben der Nutzungsfunktion auch 
die Schutz- und Erholungsfunktion umfasst, im Interesse 
der Allgemeinheit zu erbringen (BRANDL und 
OESTEN, 1996, S. 456). 

1144.  Das wichtigste Instrument zur Förderung der 
Forstwirtschaft stellt die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ dar. 
Mit diesem Programm soll eine leistungsfähige, auf künf-
tige Anforderungen ausgerichtete Land- und Forstwirt-
schaft aufgebaut und ihre Wettbewerbsfähigkeit innerhalb 
der EU verbessert werden. Die Finanzierung erfolgt ge-
meinsam durch den Bund und das Land mit Zuschüssen 
der Europäischen Union. Im Jahr 1997 wurden im Be-
reich Forst- und Holzwirtschaft 113,5 Mio. DM ausgege-

ben (Abb. 3.1.3-1). Gefördert werden vor allem solche 
Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der Betriebsstruk-
turen und damit zu einer langfristigen Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage der forstwirtschaftlichen Betriebe 
beitragen. Hierzu zählen forstwirtschaftliche Zusammen-
schlüsse zur Überwindung zersplitterter Besitzstrukturen, 
Wegebaumaßnahmen, durch die Kosten der Holzernte 
und -bringung reduziert werden, Bestandsumbau und Be-
standspflege u. a. m. Einen Förderschwerpunkt bildet die 
Kompensation von Kosten für Maßnahmen, die der Stabi-
lisierung von durch Schadstoffe geschädigten Waldöko-
systemen dienen (Düngung, Wiederbewaldung etc.). 
Schließlich erfährt die Umwidmung landwirtschaftlich 
genutzter Flächen in Waldflächen eine gesonderte Förde-
rung durch Investitionszuschüsse und Erstaufforstungs-
prämien. Über Investitionszuschüsse werden bis zu 85 % 
der nachgewiesenen Kosten erstattet. Erstaufforstungs-
prämien dienen dazu, Einkommensausfälle über einen 
Zeitraum von bis zu zwanzig Jahren auszugleichen. Die 
Höhe der Prämien können die Länder in Abhängigkeit 
von ihren waldbaulichen, umwelt- und landschaftsplane-
rischen Zielen staffeln (BML, 1999a; Wissenschaftlicher 
Beirat beim BML, 1994). 

Die Förderung forstwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ wird ergänzt durch 
weitere Förderprogramme des Bundes, aber vor allem 
der Länder. Einen Überblick über die Zusammensetzung 
forstlicher Fördermaßnahmen am Beispiel Baden-
Württembergs ist Tabelle 3.1.3-3 zu entnehmen. 

A b b i l d u n g  3.1.3-1 

Ausgaben im Bereich Forst- und Holzwirtschaft im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 1997 in Mio. DM 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: BML, 1999 
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T a b e l l e  3.1.3-3 

Übersicht über die forstlichen Fördermaßnahmen 
in Baden-Württemberg 

Art der Förderung Finanzierung 
durch 

Förder-
volumen  

(in Mio. DM)
Anmerkungen 

A. FÖRDERUNG IM ENGEREN SINNE 
I. Direkte finanzielle Zuwendungen 

Verbesserung der  
Besitzstruktur 

  Charakteristika der GA- und L-Maßnahmen: För-
derung ist maßnahmenbezogen. Zuwendungen 
werden in Prozent der förderfähigen Kosten 
festgelegt mit Höchstsätzen für die Prozentwerte 
und für absolute Förderbeträge je Hektar bearbei-
teter Fläche. 

Forstwirtschaftliche Zusam-
menschlüsse 

GA 0,5  

Erstaufforstungen GA 2,5  

Verbesserung der Betriebs-
struktur und Kostenentlastung 

   

Wegebau GA 1,2  

Bestandspflege GA 1,3  

Bestandsumbau GA 0,5  

Nachbesserungen GA 0,2  

Waldbauliches Sonderpro-
gramm 

L 5,1  

Maßnahmen aufgrund neuar-
tiger Waldschäden (Düngung, 
Wiederbewaldung, Vor- und 
Unterbau) 

 
GA 

 
9,0 

Schwerpunkt der GA-Förderung. Förderung auf-
grund betriebsfremder Einwirkungen. Zwar Zu-
schuss zum getätigten Aufwand, aber auch Ersatz 
für echte Entschädigungen und Ausgleichsleis-
tungen für die schwer erfassbaren Waldschäden. 

Maßnahmen aufgrund außer-
gewöhnlicher Schäden durch 
Naturereignisse 

 
B/L 

 
14,0 

Auslaufende Förderung nach den Sturmereignis-
sen 1990. Gesamtumfang der Förderung nach der 
Sturmkatastrophe von 1990: 143 Mio. DM in  
Baden-Württemberg. 

II. Indirekte Förderung 

Fachliche Beratung und Be-
treuung im Privatwald  
einschl. Aus- und Fortbildung 
u. techn. Hilfe 

 
L 

rund 
45,0 

Aufwand der Landesforstverwaltung für diese 
Service-Leistung durch Forstämter und Forst-
service. 

Forsttechnische Betriebslei-
tung und Beförsterung im Kör-
perschaftswald 

 
L 

rund 
39,0 

Betriebsleitung durch staatl. Forstämter kosten-
los, staatl. Revierdienst zu pauschalen, nicht 
ganz kostendeckenden Sätzen (sog. „nicht abge-
deckte Betreuungsleistungen“ in den Erfolgs-
rechnungen). 

Waldflurbereinigung L Nicht 
erfassbar 

Aufwand v. a. im Verwaltungsbereich (Flur-
bereinigungs- und Forstverwaltung), nicht genau 
erfassbar. 
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Art der Förderung Finanzierung 
durch 

Förder-
volumen  

(in Mio. DM)
Anmerkungen 

B. SUBVENTIONEN 

I. Direkte Einkommensübertragungen 

Erstaufforstungsprämie GA 0,2 Ausgleich für den Verlust an laufenden Erträgen 
aus der Landwirtschaft nach erfolgter Auffors-
tung. Dauer: 20 Jahre. 

Ausgleichszulage Wald L 16,2 Begrenzt auf Forstbetriebe mit 5 bis 20 ha Wald 
oder gemischt land- und forstwirtschaftliche Be-
triebe mit 3 bis 200 ha Waldfläche. Gebietsab-
grenzung nach sog. von Natur benachteiligten 
Gebieten. Zuschüsse je Jahr und ha Waldfläche 
z. B. Schwarzwald 90 DM, Odenwald 75 DM, 
übrige Gebiete 50 DM. 

II. Steuerliche Vergünstigun-
gen (Entlastungen von Abga-
ben) 

 
B 

 
Nicht 

erfassbar 

Entlastungen der Waldbesitzer bei der Einkom-
mensbesteuerung durch § 34b EStG. Der 
finanzielle Umfang ist nicht zu ermitteln, da er 
von der individuellen Einkommenssituation 
abhängig ist. 

III. Produktion bzw. Absatz-
förderung 
z. B. Gasölverbilligung, Ab-
satzförderung (CMA) 

 
B/L, L 

 
Nicht  

erfassbar 

Dazu gehören auch Maßnahmen der Markt-
entlastung durch den Staatsforstbetrieb über Ver-
kaufszurückhaltung z. B. nach Sturm-
wurfkatastrophen. 

C. AUSGLEICHSZAHLUNGEN 

 
Waldökologierichtlinie 

 
L 

 
0,5 

Waldbauliche und sonstige Maßnahmen auf Flä-
chen mit besonderer Bedeutung nach der Wald-
funktionenkarte, vergleichbar mit Vertragsnatur-
schutz in anderen Bundesländern. Vertragsnatur-
schutz in besonderen Fällen. 

D. LEISTUNGSENTGELTE 

 
Naturpark-Förderung 

 
L 

 
2,0 

Anlage und Unterhaltung von Erholungsein-
richtungen, Maßnahmen der Landschaftspflege, 
Abfallbeseitigung; begrenzt auf Wald in  
Naturparken. 

GA: Bund-Länder-Programm (mit Zuschüssen der EU) im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe  
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

B/L: Sonstige Bund-Länder-Programme 
L:  Reine Landes-Förderung 
Quelle:  BRANDL und OESTEN, 1996, S. 458 f. 

 

1145.  Eine indirekte Förderung forstwirtschaftlicher 
Betriebe erfolgt über das unentgeltliche beziehungswei-
se nicht kostendeckende Angebot von Betreuungsleis-
tungen durch die Landesforstverwaltungen. Begünstigte 
von den Leistungen sind vor allem die Besitzer kleiner 
Privatwälder mit unter 200 ha Waldfläche sowie die Be-
sitzer vom Körperschaftswald (BRANDL und OESTEN, 
1996, S. 459; Wissenschaftlicher Beirat beim BML, 
1994, S. 20). 

1146.  Schließlich können Waldbesitzer eine Entlastung 
bei der Einkommensteuer durch die Inanspruchnahme 

von § 34b EStG erfahren. Danach können Einnahmen aus 
Holznutzungen, die auf höhere Gewalt (Immissionsschä-
den, Sturmschäden etc.) zurückzuführen sind, einem er-
mäßigten Steuersatz unterworfen werden. Weitere steuer-
liche Vergünstigungen für Forstwirte sind Sonderfreibe-
träge für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft bei der 
Einkommensteuer oder vergleichsweise günstige Wertan-
sätze bei dem bei der Festsetzung von Grund-, Vermögen- 
und Erbschaftsteuer zugrundeliegenden Einheitswert 
(FINCKENSTEIN, 1997; Wissenschaftlicher Beirat 
beim BML, 1994, S. 17 ff.). 
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1147.  Der Umweltrat erkennt an, dass die Forstwirtschaft 
Leistungen erbringt, die weit über die Nutzungsfunktion 
der Wälder (u. a. Holz- und Biomassenproduktion, Jagd) 
hinausgehen. Die Förderung forstwirtschaftlicher Betriebe 
über Subventionen und steuerliche Vergünstigungen kann 
insofern über die Existenz sogenannter positiver externer 
Effekte der Forstwirtschaft legitimiert werden. Schutz- 
und Erholungsleistungen der Forstwirtschaft, die dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen, werden bislang in der 
Regel nicht gezielt abgegolten. Unterbleibt eine Honorie-
rung entsprechender Leistungen, werden diese nicht im 
gesellschaftlich gewünschten Umfang bereitgestellt. Als 
problematisch erweist sich das bestehende System von 
Fördermaßnahmen insofern, als es die „Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage der Forstbetriebe“ als Ziel in den 
Vordergrund stellt (Tz. 1093). Forstbetriebe werden damit 
unabhängig von den von ihnen tatsächlich erbrachten 
ökologischen Leistungen gefördert. Statt eine Verbesse-
rung der Produktionsbedingungen in der Forstwirtschaft 
zu unterstützen, von der zu erwarten ist, dass Waldbesit-
zer entsprechende Maßnahmen auch aus eigenem Interes-
se ohne Subventionen vornehmen werden, wenn sie der 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Situation dienen, soll-
te sich nach Ansicht des Umweltrates die staatliche För-
derpolitik vielmehr darauf konzentrieren, Leistungen zu 
honorieren, die die Betriebe für die Allgemeinheit erbrin-
gen und die nicht als Kuppelprodukt der Holzproduktion 
anfallen (siehe auch Wissenschaftlicher Beirat beim 
BML, 1994). Vorschläge für ein entsprechendes Förder-
konzept werden in Abschnitt 3.1.7.4 diskutiert. Als Basis-
information und Entscheidungsgrundlage hält es der 
Umweltrat in diesem Zusammenhang für erforderlich, ei-
ne bundesweite synoptische Darstellung aller bestehenden 
Förderprogramme mit Umweltrelevanz für den Bereich 
der Forstwirtschaft vorzunehmen, wie dies bereits für 
landwirtschaftliche Förderprogramme geschehen ist. 

3.1.4 Forstliche Nachhaltigkeit 

3.1.4.1 Das Konzept der Forstlichen  
Nachhaltigkeit – Ansatz und Status quo 

1148.  Die forstliche Nachhaltigkeit wurde bereits im 
18. Jahrhundert von von KARLOWITZ (1713, in  
KILLIAN, 1993) aufgrund akuter Holzknappheit formu-
liert. Dabei leitete sich der Begriff von dem Substantiv 
‘Nachhalt’ ab, dies bedeutet „etwas, das man für Notzei-
ten zurückbehält“ (DUDEN, 1989). Infolge der damali-
gen allgemeinen Holznot standen die Erhaltung und ins-
besondere der Wiederaufbau ertragreicher Wirt-
schaftswälder für die Sicherung einer zukunftsfähigen 
Holzversorgung im Mittelpunkt des Interesses. Mit der 
Einrichtung von Forstverwaltungen, die den gesetzli-
chen Auftrag erhielten, die Waldflächen zu sichern so-
wie ausgeplünderte Wälder wieder aufzuforsten und so 
eine kontinuierliche Holznutzung zu ermöglichen, sollte 
der fortgeschrittene Verfall der Waldgebiete in Mitteleu-
ropa aufgehalten werden. Letztendlich wollte man auf 

diese Weise den damaligen Anforderungen an Nachhal-
tigkeit der Holzproduktion gerecht werden (MEISTER 
et al., 1984). Verbunden damit war der großflächige 
Aufbau von Reinbeständen mit Hilfe eines Alters-
klassenkonzeptes, das in West- und Süddeutschland zu 
weitverbreiteten Fichtenforsten und in Nord- bezie-
hungsweise Nordostdeutschland zu großflächigen Kie-
fernforsten führte. Die Holzproduktion dieser Forstbe-
stände konnte die Ansprüche der angestrebten Mengen-
nachhaltigkeit gut erfüllen. Allerdings zeigte sich, dass 
diese Art der Waldbewirtschaftung – jedenfalls unter be-
stimmten standörtlichen Bedingungen – zu ökologischen 
Degradationen, beispielsweise die Bodenfruchtbarkeit 
betreffend, führte. Diese nicht gewünschten Entwick-
lungen traten insbesondere auf nährstoffarmen, zur stär-
keren Versauerung neigenden Böden mit zum Teil in-
tensiver Vornutzung auf. Um diesen Problemen entge-
genzuwirken, aber auch um weitere ökologische bezie-
hungsweise auch gesellschaftspolitische Ziele wie Erho-
lungsnutzung und Schutzfunktionen zu erreichen, wur-
den in der Folge Waldbauformen entwickelt und getes-
tet, die auf eine stärkere Naturnähe der Waldbewirt-
schaftung zielten. 

1149.  Beispielsweise lässt sich unter dem Ansatz na-
turnaher Waldbau zwar einerseits eine Weiterentwick-
lung des Altersklassenbetriebes verstehen, andererseits 
besteht die zentrale Zielrichtung dieser Waldbaustrategie 
aber in der Ausnutzung natürlicher Abläufe und Selbst-
steuerungsmechanismen zum Aufbau möglichst stabiler 
Waldbestände (KRONAUER, 1991, in SCHERZINGER, 
1996). Das Attribut „naturnah“ beinhaltet dabei keine 
klare Festlegung auf bestimmte Betriebsformen, so dass 
sich unter diesem Sammelbegriff verschiedene Varian-
ten naturnahen Waldbaus finden (z. B. AMMER, 1992), 
denen jedoch die konzeptionelle Anlehnung an das Mo-
dell der potentiellen natürlichen Vegetation gemein ist. 
In diesem Konzept wird auch der Anbau nicht standort-
heimischer Baumarten zugelassen. 

1150.  LEIBUNDGUT (1990) beschreibt einen natur-
gemäßen Waldbau als naturidentisch hinsichtlich Struk-
tur, Altersverteilung und Baumartenanteilen. In der 
forstlichen Praxis konzentrierte sich naturgemäßer 
Waldbau vor allem auf die Ausnutzung natürlicher Pro-
zesse und den Aufbau stabiler Waldstrukturen, wie sie 
vielstufigen Plenterphasen klassischer Waldentwick-
lungsmodelle entsprechen. Naturgemäßer Waldbau cha-
rakterisiert eine Form der Waldbewirtschaftung, die auf 
der Basis standortheimischer Baumarten bestimmte 
Strukturen und Abläufe der natürlichen Waldentwick-
lung reflektiert, soweit sie für die Konstanz und Stabili-
tät der Waldbestände vor dem Hintergrund adäquater 
Holzvorräte und der angestrebten Wertholzproduktion 
sinnvoll erscheinen (SCHERZINGER, 1996). Damit 
bietet naturgemäßer Waldbau zwar keine umfassende, 
jedoch eine sehr weitgehende Berücksichtigung ökologi-
scher Prozessabläufe. 
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1151.  Beide Ansätze, nämlich naturnaher sowie natur-
gemäßer Waldbau charakterisieren Waldbaukonzepte, 
die den Wiederaufbau strukturreicherer Mischwälder 
fördern und damit auch die klassischen Ziele des Natur-
schutzes neben der forstlichen Produktion sehr viel stär-
ker berücksichtigen als dies für die schlagweise Alters-
klassenwaldbewirtschaftung zutrifft. In diesem Kontext 
beinhaltet das Nachhaltigkeitskonzept neben der dauer-
haften Holzproduktion auch verstärkt ökologische As-
pekte. Allerdings fordert der Naturschutz mit Bezug auf 
die Funktionen des Waldes, insbesondere was Aspekte 
der Biodiversität anbelangt, eine stärker ökologische 
Ausrichtung der Nachhaltigkeitskriterien. 

Die veränderte Bedeutung des Nachhaltigkeitsbegriffes, 
wie er heute allgemein in der Politik Verwendung findet, 
bedeutet nicht nur eine deutliche Erweiterung der ökolo-
gischen Inhalte, sondern erfordert auch die Einbezie-
hung sozialer Nachhaltigkeit. Der ursprüngliche forstli-
che Nachhaltigkeitsbegriff greift nach Ansicht des Um-
weltrates zu kurz, um die Nachhaltigkeit der Waldbe-
wirtschaftung aktuell zu beschreiben. Unbestritten ist 
dabei, dass Nachhaltigkeit nicht als statischer Zustand, 
sondern als ein dynamischer Begriff zu verstehen ist. 
Dies wiederum stellt die Forstwirtschaft und die Wald-
nutzung auf Grund ihrer Langfristigkeit vor nicht uner-
hebliche Probleme. Grundsätzlich muss ein Mindest-
standard bei der Waldbewirtschaftung auf der gesamten 
Fläche eingehalten werden. Dieser Mindeststandard 
muss im Rahmen der Diskussion um das Leitbild Nach-
haltigkeit konkret formuliert und entsprechend umge-
setzt werden. 

Gerade aber wegen der Tatsache, dass die wissenschaft-
liche Diskussion trotz intensiver Auseinandersetzungen 
auf nationaler und internationaler Ebene bisher nur eine 
sehr allgemein gehaltene, unspezifische Definition von 
nachhaltiger Entwicklung hervorgebracht hat, wird ein 
entscheidendes Charakteristikum des Prinzips Nachhal-
tigkeit offensichtlich. Es kann sich dabei nicht um eine 
konkrete und endgültige Eigenschaft handeln, sondern 
vielmehr spiegelt das Prinzip jeweils die sich verändern-
den Ansprüche einer bestimmten Gesellschaft zu einem 
bestimmten Zeitpunkt wider. Welche Definition von 
Nachhaltigkeit sich in einem bestimmten Raum und ei-
ner bestimmten Zeit durchsetzt und welche inhaltlichen 
Kriterien dann tatsächlich zu Handlungsnormen entwi-
ckelt werden, ist immer auch abhängig von den gesell-
schaftlichen Macht- und Einflussverhältnissen der ver-
schiedenen Akteure mit ihren unterschiedlichen Annah-
men und Standpunkten (SCHANZ, 1995). Damit wird 
deutlich, dass Nachhaltigkeit kein allgemein gültiges, 
feststehendes Ziel, sondern ein gesellschaftlicher Such-
prozess ist, in dem sich – im Lichte neuer Erkenntnisse 
und Werte – die konkreten Nachhaltigkeitsziele immer 
wieder ändern und den jeweiligen Ansprüchen angepasst 
werden müssen (KURZ, 1998; SRU, 1998a, Kap. 1). 

1152.  Die Agenda 21 betont, dass Umweltziele nicht 
nur auf nationaler Ebene, sondern auch auf regionaler 
Ebene konkret aufzustellen und umzusetzen sind. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass forstliche Nachhaltigkeit vor 
dem Hintergrund ländlicher Räume nicht losgelöst von 
anderen Arten der Landnutzung, insbesondere der 
Landwirtschaft, den Strategien zu Tourismus und Erho-
lung oder aber wasserwirtschaftlichen Belangen gesehen 
werden kann. Daraus leitet sich die Anforderung ab, 
Nachhaltigkeit in ihrer ökologischen, ökonomischen, so-
zialen und kulturellen Dimension zwar wirtschafts-
bezogen (z. B. forstliche Nachhaltigkeit), aber jeweils 
auch im Landschaftskontext zu behandeln. Problema-
tisch dabei sind wiederum die unterschiedlichen Zeittak-
te der verschiedenen Landnutzungsformen, wie Acker-
bau (kurzfristig), Grünlandnutzung (mittelfristig) und 
Waldnutzung (langfristig). Bedeutungsvoll wird diese 
Vernetzung im Landschaftsgefüge auch bei der Betrach-
tung der Bedeutung der Wälder als wichtige Regelgröße 
für Klima, Boden und Gewässer sowie als Lebensraum 
von Pflanzen und Tieren. 

1153.  Schließlich erhält die Diskussion um forstliche 
Nachhaltigkeit vor dem Hintergrund der Ressourcen-
schonung und damit des verstärkten Einsatzes erneuer-
barer Ressourcen einen neuen Stellenwert. Damit ver-
bindet sich gerade auch für den ländlichen Raum eine 
interessante Perspektive sozialer Nachhaltigkeit durch 
die Sicherung oder Bereitstellung von Arbeitsplätzen. 
Bei diesen Diskussionen ist die Eigentümerfrage bedeut-
sam. Je nach Größe und Besitzstruktur (Staatswald, 
Kommunalwald und Privatwald) ergeben sich im loka-
len und regionalen Kontext unterschiedliche Zielsetzun-
gen. Bei einer durchschnittlichen Größe des Privatwald-
besitzes in Deutschland von 3,5 ha treten fast zwangs-
läufig Zielkonflikte auf, die schwer auflösbar scheinen. 
Das gilt insbesondere, wenn man darüber hinaus berück-
sichtigt, dass der private Waldbesitzer heute nicht unbe-
dingt mehr auf dem Lande lebt, sondern als sogenannter 
urbaner Waldbesitzer kaum mehr vornehmlich wirt-
schaftliche, sondern eher emotionale Beziehungen zu 
seinem Waldbesitz pflegt. 

1154.  Die oben ausgeführten Zusammenhänge und In-
halte waren auch Gegenstand der Helsinki-Resolutionen 
der zweiten Ministerkonferenz (1994) zum Schutz der 
Wälder in Europa. Darauf aufbauend entwickelte die 
Lissabon-Konferenz (1998) operationale Richtlinien und 
Indikatoren für die nationale Ebene. Dieses Instrument 
soll die Bewertung und Berichterstattung mit dem Ziel 
nachhaltiger Waldbewirtschaftung nach der Definition 
der Helsinki-Konferenz ermöglichen. Die sechs Krite-
rien für nachhaltige Waldbewirtschaftung, die im ge-
samteuropäischen Kontext Konsens gefunden haben, 
lauten:  
– Erhaltung und angemessene Verbesserung der Wald-

ressourcen und ihres Beitrages zu globalen Kohlen-
stoffkreisläufen, 
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– Erhaltung der Gesundheit und Vitalität von Wald–
ökosystemen, 

– Erhaltung und Stärkung der produktiven Funktionen 
der Wälder (Holz- und Nichtholzprodukte), 

– Erhaltung, Schutz und angemessene Verbesserung 
der biologischen Vielfalt in Waldökosystemen, 

– Erhaltung und angemessene Verbesserung der 
Schutzfunktionen in der Waldbewirtschaftung (ins-
besondere Boden und Wasser) und 

– Erhaltung anderer sozioökonomischer Funktionen 
und Bedingungen. 

1155.  Der dynamische Charakter des Prinzips Nachhal-
tigkeit und sich verändernde gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen erlauben nicht, Kriterien, Indikatoren und 
Richtlinien absolute Gültigkeit zuzuschreiben; allerdings 
bieten sie eine gute Basis für die Gestaltung und Umset-
zung einer nachhaltigen Waldnutzung. 

3.1.4.2 Forstwirtschaft und  
Nutzungsgeschichte 

1156.  Mit der Entwicklung der Industriegesellschaft hat 
sich auch die Forstwirtschaft zunehmend produktions-
orientiert entwickelt. Die Wälder wurden aber schon 
vorher intensiv genutzt und maßgeblich beeinflusst. Die-
se Eingriffe haben im Laufe der Zeit durch das Wachs-
tum der Bevölkerung, gestiegene Flächeninanspruch-
nahme und technische Entwicklungen zugenommen. Bei 
einer retrospektiven Betrachtung des menschlichen Um-
gangs mit den Waldressourcen ist daher zu bedenken, 
dass sich die waldbezogenen Nutzungen in der Ge-
schichte ständig veränderten, neuen Ansprüchen gerecht 
werden mussten und sich vor allem nicht ausschließlich 
auf das Holz beschränkten (LANLY, 1995). Die aktuelle 
Waldfläche befindet sich somit vornehmlich auf Stand-
orten, die für die landwirtschaftliche Nutzung entweder 
zu nährstoffarm, klimatisch zu ungünstig oder sich in 
geographisch ungeeigneter Lage befanden. 

So diente der Waldboden spätestens seit dem frühen 
Mittelalter, und ortsweise bis weit ins 19. Jahrhundert 
hinein, als unersetzliche Flächenerweiterung für den Ge-
treide- und Hackfruchtanbau in Form der Waldfeldbe-
wirtschaftung. Gleichzeitig stellte die Gras-, Kraut- und 
Strauchschicht der Wälder ein wichtiges zusätzliches 
Futterangebot für Pferde, Ziegen, Rinder und Schafe 
dar. Von den Waldbäumen „geschnaiteltes“ Blattgrün 
wurde im Stall verfüttert. In erster Linie eigneten sich 
Blätter und Zweige von Esche und Ulme, aber auch Na-
delbaumzweige fanden als zusätzliches Viehfutter Ver-
wendung. Im Winter schlug man die Wipfel von jungen 
Tannen und Fichten ab, um damit Schafe zu ernähren. 
Darüber hinaus dienten abgefallene Nadeln und Blätter 
als Strohersatz zur Einstreu in den Stallungen (Streunut-
zung). Die Schweinemast nutzte sowohl die Früchte von 
Eichen, Buchen und Kastanien als auch die Waldboden-
fauna. Diese landwirtschaftlichen Nutzungen des Wal-

des waren als Lebensressource für die soziale Existenz-
sicherung der damaligen bäuerlichen Bevölkerung un-
verzichtbar. Bezogen auf den Waldzustand bleibt aller-
dings festzuhalten, dass eine solch umfassende Versor-
gungsleistung nur von laubholzdominierten Waldgebie-
ten erbracht werden konnte. Nadelholzbestände spielten 
aufgrund ihrer mangelnden Brauchbarkeit für die unver-
zichtbaren waldbezogenen Bodennutzungen eine unter-
geordnete Rolle. Neben dem lichten Hutewald (Weide-
wald) etablierten sich die Nieder- und Mittelwaldwirt-
schaft als Betriebsformen für diesen vielfältigen „Nähr-
wald“. Zudem ist zu berücksichtigen, dass es lokal, aber 
auch regional, zu Phasen der „Nicht-Nutzung“ bei-
spielsweise in Kriegszeiten oder infolge Devastationen 
kam (z. B. „Hauberge“ im Siegerland). 

Das waldbautechnische Verfahren des Niederwaldbe-
triebs umfasste die planmäßige und flächenhafte Nut-
zung des jungen Laubholzes durch „auf den Stock set-
zen“ in bestimmten Zeitabständen auf nacheinanderfol-
genden Schlagflächen. Typische Baumarten für den 
Niederwald waren Eiche, Hainbuche und Birke, aber 
auch Rotbuche und die meisten anderen ausschlagfähi-
gen Laubbaumarten. Wurde in einem solchen Aus-
schlagwald ein Oberholzbestand von fruchttragenden 
Bäumen für die Schweinemast oder als künftiges Bau-
holz belassen, entstand die forstliche Betriebsart des 
Mittelwaldes. Der meist aus Kernwuchs entstandene 
Oberholzbestand, insbesondere Eiche, Rotbuche und 
Wildobst, lieferte auf der Schlagfläche als Samenbäume 
gleichzeitig die Grundlage der Verjüngung. Im Mittel- 
und Niederwald bewirkte die Einführung eines systema-
tischen Schlagsystems, dass in periodischen Abständen 
von sieben bis dreißig Jahren das Unterholz flächenwei-
se genutzt wurde. Gleichzeitig wurden im Mittelwald 
einzelne Oberholzstämme geschlagen. Die Umtriebszei-
ten für diese Nutzungen sind dabei im Laufe der Jahr-
hunderte immer wieder variiert worden. 

Aus der Beschreibung der beiden Betriebsformen ist zu 
ersehen, dass es sich beim Nieder- und Mittelwald um 
zwei extrem „künstliche“ Bewirtschaftungsformen han-
delt. Die kurzen Umtriebszeiten und sehr schematische 
Einteilung in jährliche Schlagflächen garantierten eine 
vergleichsweise sichere Kontrolle der Mengennachhal-
tigkeit. Während sich jedoch diese beiden Betriebsfor-
men sehr stark auf siedlungsnahe Bereiche konzentrier-
ten, existierten gleichzeitig siedlungsferne Waldgebiete, 
die eher unberührt blieben, um teilweise erst gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts im Ausbeutungsbetrieb mehr oder 
weniger rücksichtslos vernichtet zu werden. 

1157.  Die zunehmende Bevölkerungszahl seit Beginn 
des 18. Jahrhunderts und die damit einhergehende ver-
mehrte Holznutzung und landwirtschaftliche Inan-
spruchnahme des Waldes führten gebietsweise zu einem 
sich spürbar verstärkenden Druck auf die zur Verfügung 
stehenden Wälder. Ein erhöhter Bedarf an Siedlungs-, 
Gewerbe- und Landwirtschaftsflächen, welcher unwei-
gerlich zu Waldflächenrückgängen führen musste, ver-
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schärfte darüber hinaus gebietsweise die Situation der 
angespannten Waldressourcennutzung. Neben der bäuer-
lichen Inanspruchnahme des Waldes diente dieser, vor 
allem zur Zeit des Absolutismus, als Jagdareal. Die da-
malige gesellschaftliche Bedeutung der Jagd und die 
Jagdmethoden der Barockzeit führten zur Haltung von 
so hohen Wildbeständen, dass sie zu einer ernsthaften 
Konkurrenz für alle anderen Ansprüche der Bevölke-
rung an den Wald wurden. Im 18. Jahrhundert war der 
Holzbedarf pro Kopf der deutschen Bevölkerung auf  
das Zehnfache der heutigen Menge angestiegen  
(HENNING, 1989). 

Die lokal oder auch regional auftretende Holzverknap-
pung, die sich bis zur Holznot steigern konnte, die kon-
flikthaften Nutzungskonkurrenzen und eine ganz gene-
relle Sorge um die Erhaltung des Waldes und seiner 
häufig auch für den Staatshaushalt unerlässlichen Er-
träge führten in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
zu der Forderung nach planmäßiger und sachkundig 
betriebener Waldbewirtschaftung. Bis zum Anfang des 
19. Jahrhunderts vollzog sich dann in Deutschland der 
Übergang zur modernen Forstwirtschaft. 

1158.  Vor dem Hintergrund dieser veränderten wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
entwickelte die Forstwirtschaft tragfähige Methoden für 
den Umgang mit den knapp gewordenen Gütern des 
Waldes. Richteten sich die Bedürfnisse lange Zeit in ers-
ter Linie auf die sogenannte Forstnebennutzungen und 
auf Brennholz, so wurde im Laufe des 19. Jahrhunderts 
die Nutzholzerzeugung das wichtigste Ziel der Forst-
wirtschaft des entstehenden Industriestaates. Die Siche-
rung der Rohstoff- und Einkommensfunktion des Wal-
des wurde zur zentralen Aufgabe der Forstwirtschaft.  

In diesen Zeitraum fällt nicht nur die umfassende, sys-
tematisch-wissenschaftliche Erarbeitung von waldbauli-
chen und produktionstechnischen Methoden der Wald-
bewirtschaftung, sondern auch die Entwicklung des  
ökonomischen Konzepts der sogenannten Reinertrags-
lehre. Konfrontiert mit ausgeschlagenen, verlichteten, 
oft völlig verwüsteten Wäldern auf degradierten Stand-
orten, mussten grundlegende Maßnahmen zur Umwand-
lung devastierter Waldflächen in wirtschaftlich nutzbare 
Wälder ergriffen werden. Die dringend erforderlichen 
waldbaulichen Maßnahmen wurden als Investitionen be-
trachtet; statt einer angemessenen Rendite wurde eine 
maximale Verzinsung verlangt. Die Folge waren der 
Anbau hochproduktiver (Nadel-)Baumarten und kurze 
Umtriebszeiten. 

1159.  Seit Mitte des 19. Jahrhunderts führte eine zu-
nehmend ökonomisch ausgerichtete Waldbewirtschaf-
tung zu einer weiteren Phase des Nadelholzanbaus in 
Deutschland: Neue Absatzmöglichkeiten von Fichten-
schwachholz in der aufkommenden Papierindustrie so-
wie stark ansteigende Holzpreise für Fichten- und Kie-
fernnutzholz ließen die Laubholzbewirtschaftung unren-
tabel erscheinen. Die Risiken des Anbaus von Nadel-

baumarten außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsge-
bietes oder auf wenig geeigneten Standorten anstelle der 
bodenständigen Laubbäume blieben zunächst unbeachtet 
und zeigten sich oft erst nach Jahrzehnten durch abioti-
sche und biotische „Spätschäden“. 

Die heute in Deutschland anzutreffende Baumartenver-
teilung (vgl. Tz. 1115) von etwa 70 % Nadel- und 30 % 
Laubholz ist somit in erster Linie als Resultat der ge-
schichtlichen Entwicklung zu sehen. Gleichzeitig wurde 
dem bevorzugten Wiederanbau von Fichten und Kiefern 
sowie den vielerorts praktizierten Erstaufforstungen mit 
Nadelholz in den vergangenen fünfzig Jahren zunächst 
nur zögerlich und erst allmählich im heutigen Umfang 
entgegengewirkt. Eine verstärkte Förderung des Laub-
holzes wurde aber erst Mitte 1970 eingeleitet. Frühe 
Vertreter einer naturnahen oder naturgemäßen Waldbe-
wirtschaftung (MÖLLER, 1922; GAYER, 1886) wurden 
zunächst kaum beachtet; vielfältige technische und öko-
nomische Argumente wurden den Verfechtern eines 
„anderen Waldbaus“ entgegengehalten. 

3.1.4.3 Nutzungsänderungen und  
Nutzungseingriffe 

1160.  Nutzungsänderungen sind typisch für Standorte, 
die heute mit Wäldern ausgestattet sind. In aller Regel 
wurden Nutzungsänderungen vor dem Hintergrund öko-
nomischer oder technischer Überlegungen realisiert. Die 
ökologischen Folgen wurden dabei kaum berücksichtigt 
und waren zunächst nicht bekannt. 

1161.  Nutzungseingriffe im Wald stellen vor allem 
Entzüge dar. Damit können Degradationen verbunden 
sein, insbesondere was den Stoffhaushalt der Waldöko-
systeme anbelangt. Diese treten dann auf, wenn die 
stofflichen Entzüge aus dem Wald die pedogene bezie-
hungsweise geogene Nachlieferung und den Stoffeintrag 
durch atmogene Deposition übersteigen. Infolge intensi-
ver Nutzungen war dies in der Vergangenheit auf großen 
Waldflächen der Fall und ist zum Teil auch heute noch 
anzutreffen. Dabei sind Nutzungseingriffe nicht nur 
durch Holzernte, sondern durch vielfältige andere Maß-
nahmen, wie vor allem die Streunutzung, begründet. Als 
Resultat dieser Eingriffe stellen Waldökosysteme in 
Deutschland bis auf wenige unbedeutende Restflächen 
im Gebirge keine „natürlichen Natursysteme“, sondern 
vom Menschen beeinflusste Natursysteme dar. 

1162.  Da Wälder dennoch zu den naturnahen terrestri-
schen Ökosystemen der mitteleuropäischen Landschaft 
gehören, werden mit ihnen häufig Begriffe, wie „ur-
sprünglich“ oder „natürlich“, assoziiert. 

Es ist allerdings belegt, dass einzelne Waldstandorte seit 
mehreren hundert Jahren bewaldet waren. Wie weit aber 
die Kontinuität als Waldstandort zurückreicht, lässt sich 
für den konkreten Standort nur nachvollziehen, wenn 
ausreichend genaues Kartenmaterial oder sonstige Ar-
chivalien vorliegen. Wälder mit sehr langer Bestandes-
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Verlust an Säureneutralisationskapazität, kmol/ha 
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kontinuität werden im Englischen als ancient woodlands 
und im Deutschen als „historisch alte Wälder“ bezeich-
net (PETERKEN, 1981; RACKHAM, 1980). 

Historisch alte Wälder sind hinsichtlich der höheren 
Pflanzen und der Tiere in manchen Teilen Europas gut 
bekannt, für Moose und Pilze liegen nur wenige Ergeb-
nisse vor. Was die Waldtiere anbelangt, existiert ledig-
lich für die Laufkäfer eine größere Zahl von Untersu-
chungen. Die größten Wissenslücken bestehen bei den 
Bodenorganismen (WULF, 1994). Bekannt ist, dass his-
torisch alte Wälder im Vergleich zu Waldflächen, die 
weniger lange mit Wald bestanden waren, besonders ar-
tenreich sind. Viele der dort vorkommenden Pflanzenar-
ten sind dadurch gekennzeichnet, dass sie über wenig ef-
fektive Fernverbreitungsmechanismen verfügen. Des 
weiteren weisen historisch alte Wälder vor allem Arten 
auf, die Kühle- und/oder Feuchtezeiger sind bezie-
hungsweise auf Beschattung angewiesen sind.  

Das Konzept „historisch alte Wälder“ bildet eine gut ge-
eignete Basis für zukünftige Forschungsanstrengungen, 
um damit spezifische Wissenslücken mit Bezug auf die 
vielfältigen Wirkungen von Nutzungseingriffen der 
Wald- und Forstwirtschaft zu schließen. 

1163.  Vor diesem Hintergrund werden im folgenden 
Beispiele für ökologische Effekte von Nutzungseingrif-
fen und Nutzungsänderungen dargestellt. Beispielsweise 
belegen Untersuchungen zur Auswirkung der Streunut-
zung, dass der Verlust von Nährstoffen und an Säure-
neutralisationskapazität infolge dieses weit verbreiteten 
und lang andauernden Eingriffs zumindest dasselbe Ni-
veau erreicht, wie es von den höchsten Säuredepositi-
onsraten, die in Zentraleuropa anzutreffen sind, erwartet 
werden kann (Tab. 3.1.4-1). 

T a b e l l e  3.1.4-1 

Jährlicher Verlust an Nährstoffen und Säureneutra-
lisationskapazität in Nadelholzwäldern als Folge der 

Streunutzung 

Element/ SNK Einheit Spanne1) 

Stickstoff kg N ha-1a-1 20–50 
Phosphor kg P ha-1a-1 2–4 
Kalium kg K ha-1a-1 12–25 
Calcium kg Ca ha-1a-1 15–>40 
Magnesium kg Mg ha-1a-1 3–>10 
Säureneutralisations-
kapazität (SNK) 

 
kmol  ha-1a-1 

 
2,4–>5 

1)  Variationsspanne resultiert aus unterschiedlicher Intensität der 
Streunutzung (z. B. jährlich, 3-Jahres- oder 6-Jahres-Rhythmus) 

Quelle:  GLATZEL, 1991 

1164.  Ein weiterer wichtiger Einfluss ist der Export von 
Biomasse durch Ernte. Stellt man den Verlust an Säure-

neutralisationskapazität als Folge der Holzernte dar, wird 
deutlich, dass die Methode der Holzernte entscheidend für 
die Höhe der Verluste dieser ökosystemaren Regelungs-
größe ist (Abb. 3.1.4-1). Vor allem die Ganzbaumernte 
trägt signifikant zum Versauerungspotential der so be-
wirtschafteten Böden bei. Zahlreiche historische Landnut-
zungsmaßnahmen verbrauchen hohe Anteile von Säure-
neutralisationskapazität (Abb. 3.1.4-2). Damit verbundene 
Stoffverluste, insbesondere den Stickstoff betreffend, las-
sen sich nur durch den Wiederaufbau naturnaher Laub-
holz- beziehungsweise Mischwaldökosysteme mit tiefrei-
chenden Wurzelsystemen reduzieren. 

A b b i l d u n g  3.1.4-1 

Bedeutung des Ernteverfahrens bei der Fichte für 
den Entzug an Säureneutralisationskapazität in 
Waldböden aus silikatischem Ausgangsgestein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle:  GLATZEL, 1991; verändert 

1165.  Wie bereits ausgeführt (Tz. 1156 ff.), wurden in 
Zentraleuropa Wälder, die zunächst von Laubbaumarten 
wie Buche und Eiche dominiert waren, in produktivere 
Nadelholzforste, insbesondere in Fichten- und Kiefern-
reinbestände überführt. Im Vergleich zu den ursprüngli-
chen Laubwaldmischbeständen weisen baumartenspezi-
fische und bestandsspezifische Eigenschaften der Fichte 
eine völlig andere Dynamik beziehungsweise Intensität 
auf. Beispielsweise sind die Umtriebszeit der Fichtenbe-
stände kürzer, der Holzzuwachs höher, das Wurzelsys-
tem flacher; die Streuproduktion hat einen höheren An-
teil organischer Säuren und die Immissionsfilterkapazi-
tät ist größer, als dies für Laubbäume zutrifft. Dadurch 
werden nachteilige Veränderungen, insbesondere des 
chemischen Bodenzustandes, verursacht. 

KREUTZER (1981, vgl. HÜTTL, 1993; FEGER, 1997) 
untersuchte Bodenveränderungen nach zwei Umtriebs-
zeiten von Fichtenbeständen, die auf einem Standort im 
nordostoberbayerischen Hügelland etabliert worden wa-
ren, der früher einen Laubmischwald (Eiche und Linde) 
trug und von dem auch heute noch Teile erhalten sind. 
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Diese Baumartenumstellung, die vor etwa 200 Jahren rea-
lisiert worden war, führte zu einer Veränderung der Hu-
musvorräte im Bodenprofil bis in 1 m Tiefe. Die Folge 
war eine Akkumulation von Humus als Auflagehumus 
sowie eine Reduktion von Humus im mineralischen Ober- 
und Unterboden. Vergleicht man allerdings die Gesamt-
kohlenstoffvorräte miteinander, so waren keine signifi-
kanten Veränderungen feststellbar. Was die Stickstoffvor-
räte anbelangt, wurde ebenfalls eine deutliche Erhöhung 
in der Humusauflage gemessen (Abb. 3.1.4-3). Im Mine-
ralboden (0 bis 65 cm) trat dagegen eine signifikante Ab-
nahme der Stickstoffmengen auf. Damit war ein signifi-
kanter Verlust von Stickstoff aus dem Ökosystem ver-
bunden, was sich in um 2 300 kg pro Hektar verringerten 
Stickstoffgesamtvorräten äußert. Diese Veränderungen 
werden auch durch Nitratauswaschungsverluste bestätigt 
(Abb. 3.1.4-4). So sind die Nitratkonzentrationen im Si-
ckerwasser unterhalb des Fichtenbestandes im Vergleich 
zu dem ursprünglichen Laubmischwald deutlich erhöht. 
Dies hängt mit dem Abbau organischer Substanz im tiefe-
ren Mineralboden des früheren Laubwaldes und der sich 
anschließenden Nitratbildung zusammen; denn von den 
flachwurzelnden Fichten kann dieses Nitrat, das sich im 
tieferen Mineralboden bildet, nicht aufgenommen werden. 
Es ist somit der Verlagerung mit dem Sickerwasser preis-
gegeben. Unabhängig von der Verwitterungsrate läuft un-

ter den vorherrschenden Standortbedingungen die Boden-
versauerung durch diese historische Waldumbaumaß-
nahme auch aktuell noch beschleunigt ab. Das Fallbei-
spiel ist durchaus typisch für weite Waldgebiete, die ähn-
lich behandelt wurden und belegt sehr anschaulich, wie 
langfristig Bewirtschaftungsmaßnahmen im Wald wirken 
können. Dieser Zusammenhang lässt sich auch durch ent-
sprechende Messungen der Nitratkonzentrationen unter-
halb der Wurzelzone der natürlichen Bestockung entspre-
chender Buchenbestände im Vergleich zu weniger natur-
nahen Fichtenforstökosystemen zeigen (vgl. Tab. 3.1.4-2). 

T a b e l l e  3.1.4-2 

NO3
--N-Konzentrationen in Saugkerzen unterhalb 

der Wurzelzone in Buchen- und Fichtenbeständen 
des Sollings 

Baumart  
(Alter in Jahren) 

Nitratkonzentrationen  
(mg NO3

--N pro Liter) 

Fichte (100) 2,3 
Fichte (80) 5–8 
Buche (120) 0,5 

Quelle:  SAUTER und MEIWES, 1990; verändert 

A b b i l d u n g  3.1.4-2 

Abhängigkeit der Säureneutralisationskapazität in Waldböden von Waldnutzung, Baumart und Aufbrauch 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle:  GLATZEL, 1991; verändert 
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A b b i l d u n g  3.1.4-3 

Stickstoffvorrat süddeutscher Forststandorte (in Ki-
logramm pro Hektar und 1 m Bodentiefe) nach zwei 

Umtriebszeiten der Fichte (ca. 200 Jahre) im  
Vergleich zu einer Kontrollfläche mit  

standorttypischer Laubmischwaldbestockung 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle:  KREUTZER, 1981; verändert 

A b b i l d u n g  3.1.4-4 

Nitratkonzentrationen im Sickerwasser unterhalb 
der Wurzelzone eines Fichtenbestandes im Vergleich 

zu einer Kontrollfläche mit standorttypischer  
Laubmischwaldbestockung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle:  KREUTZER, 1981; verändert 

3.1.5 Neuartige Waldschäden, Waldzustand 
und Waldwachstum  

3.1.5.1 „Neuartige Waldschäden“ 
1166.  Die seit längerer Zeit andauernde Beeinflussung 
der Umwelt durch anthropogene Stoffeinträge stellt 
Probleme von großer Komplexität dar. Atmosphäre, Pe-
dosphäre und Hydrosphäre sind lokal, regional und ge-
legentlich überregional durch eine Vielzahl potentiell  
toxischer Stoffe verändert, die einzeln oder in additiver 
beziehungsweise synergistischer Kombination negative 
Auswirkungen auf die Ökosysteme haben. 

Obschon gerade in den letzten beiden Jahrzehnten das 
Interesse an den Wirkungen von Luftschadstoffen groß 
war und ist, wurde bereits seit langem Besorgnis über 
die Schädigung der Bäume und Wälder durch Luft-
schadstoffe geäußert. Zunächst standen lokale Rauch-
schäden im Vordergrund, die direkt von Nahemittenten 
verursacht wurden. Die wesentlichen Luftschadstoffe 
waren Schwefeldioxid und Stäube. Mit zunehmender 
Industrialisierung stieg die Verbrennung fossiler Brenn-
stoffe an. Dieser Umstand sowie die weiträumige 
Verteilung von luftgetragenen Schadstoffen als Folge 
der „Politik der hohen Schornsteine“ haben dazu 
geführt, dass die Beeinflussung der Wälder durch 
Luftschadstoffe auch in emittentenfernen Regionen 
zunahm. Die in diesem Zusammenhang beobachteten 
Waldschäden werden als „neuartige Waldschäden“ 
bezeichnet (zusammengestellt in SRU, 1983). 

Unter dem Begriff „neuartige Waldschäden“ wird eine 
Reihe von Schadensmerkmalen verstanden, die bei ver-
schiedenen Baumarten auf den unterschiedlichsten 
Standorten seit Mitte der siebziger, vermehrt aber seit 
Beginn der achtziger Jahre beobachtet werden, sich 
meist rasch ausbreiten und großflächig auftreten. Weit-
hin werden diese Waldschäden mit den negativen Wir-
kungen von Luftschadstoffen in kausalen Zusammen-
hang gebracht (FBW, 1986). 

Der Gesundheitszustand von Waldbäumen und -be-
ständen wird aber auch von einer Vielzahl von Standort-
faktoren bestimmt. Dazu zählen der chemische, physikali-
sche und biologische Bodenzustand, die Wasserversor-
gung, das Klima, Witterungsbedingungen, nutzungsge-
schichtliche Faktoren, Insekten und Pilzinfektionen sowie 
standortspezifische Depositionsregime. Die Nährelement-
versorgung stellt dabei ein zentrales Beurteilungskriteri-
um dar. Gut ernährte Bäume sind gegen von außen auf 
das Ökosystem Wald einwirkende Stressoren wider-
standsfähiger als weniger vitale Bäume. 

Die Untersuchung der „neuartigen Waldschäden“ war 
deshalb von Anfang an auf die möglichst exakte Erfas-
sung des Gesundheitszustandes erkrankter Bäume ge-
richtet. Bei Betrachtung des gesamten Waldökosystems 
ist unter Gesundheit (Vitalität) die Fähigkeit zu verste-
hen, dauerhaft Umwelteinwirkungen zu widerstehen und 
dabei stabil und produktiv zu bleiben. Ein guter Ernäh-
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rungszustand ist somit eine notwendige Voraussetzung 
für einen guten Gesundheitszustand. Entsprechend wur-
den bei den großflächig auftretenden „neuartigen Wald-
schäden“ schon bald Belege für akute Ernährungs-
störungen gefunden. Von besonderer Bedeutung war 
und ist dabei das in der Pflanze bewegliche Magnesium-
ion. Aber auch die Elemente Kalium, Calcium, Phos-
phor, Zink und Mangan spielen gelegentlich eine wich-
tige Rolle. Aufgrund der Immissionsbelastungen sind 
zudem die Nährelemente Stickstoff und Schwefel von 
Interesse (HÜTTL und SCHAAF, 1997; NILSSON 
et al., 1995; ZÖTTL et al., 1989). 

1167.  Dem „Tannensterben“ (Abies alba) im Bayeri-
schen Wald sowie im Schwarzwald folgten schon bald 
Schäden bei Fichte (Picea abies) und Kiefer (Pinus syl-
vestris). Seit 1983 traten verstärkt Schäden in Buchenbe-
ständen (Fagus sylvatica) auf. Seit Ende der achtziger 
Jahre wurde zudem von einem neuen Eichensterben 
(Quercus spp.) berichtet (z. B. HARTMANN et al., 
1989), das Anfang der neunziger Jahre verstärkt auftrat. 

Erste stichprobenartige Erhebungen in den Jahren 1982 
und 1983 zeigten eine rasche Zunahme der Schäden. 
1984 wurden erstmalig in allen alten Bundesländern sta-
tistisch repräsentative Waldschadensinventuren nach 
einheitlichen Kriterien durchgeführt. Zur Bestimmung 
der Schadanteile werden sogenannte Nadel- bzw. Blatt-
verluste und Verfärbungssymptome als maßgebliche 
Kriterien herangezogen (Tab. 3.1.5-1). Die Erhebung von 
1984 zeigte, dass rund 50 % der deutschen Waldfläche 
leichte bis starke Schäden aufwiesen. Auch die Ergebnis-

se aller weiteren Inventuren erbrachten Gesamtschäden 
von etwa dieser Größenordnung (Tab. 3.1.5-2). 

T a b e l l e  3.1.5-1 

Waldschadensklassen 

Schadklasse* Nadel-/Blattverlust 
(%) 

Schadgrad 

0   �   10 – 

1 11–25** leicht 

2 26–60 mittel 

3 61–99 stark 

4  >   99 abgestorben 

* Verfärbungen können die Schadklasse erhöhen 
** Verluste � 25 % sind seit 1989 als Vorwarnstufe klassifiziert 
Quelle:  BML, 1998 

Betrachtet man die Waldschäden getrennt nach Baumar-
ten, Alter und Schadstufen, dann ergeben sich bei der 
Entwicklung der Schäden mitunter deutliche Differen-
zierungen. Noch differenzierter stellt sich das Bild dar, 
wenn die Waldschäden jeweils in den Bundesländern 
betrachtet werden (Tab. 3.1.5-2). Bei den Kiefernbe-
ständen in Ostdeutschland ist allerdings seit einigen Jah-
ren eine klare Verbesserung der Benadelung eingetreten 
(BML, 1998). 

T a b e l l e  3.1.5-2 

Waldschäden von 1984 bis 1999 in den alten Bundesländern 

 Anteil der Waldfläche mit deutlichen Schäden (Schadstufe 2-4) [in %] 

Land 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 

Niedersachsen 9 10 11 8 10 13 17 10 13 16 17 17 15 16 13 13 
Nordrhein-Westf. 11 10 11 16 10 10 13 11 16 16 15 14 – 20 21 24 
Schleswig-
Holstein 12 10 13 23 18 18 15 15 13 16 18 20 27 20 28 26 

Baden-
Württemberg 24 27 23 21 17 20 19 1) 17 24 1) 31 1) 26 27 1) 35 1) 19 24 25 

Bayern 26 28 26 21 18 18 – 30 32 22 30 23 16 19 19 20 
Hessen 9 12 19 19 17 17 19 1) 29 33 35 38 40 35 33 30 – 
Rheinland-Pfalz 8 9 8 9 10 10 10 1) 12 13 14 21 19 22 24 25 25 
Saarland 7 10 11 17 19 15 – 17 18 21 18 23 21 19 15 14 

– Keine Angaben 
1) Ergebnisse aufgrund einer Erhebung im 16 x 16 km-Raster 
Quelle:  BML, 2000 und 1998; verändert 
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3.1.5.2 Waldschadenserhebungen 

1168.  Die jeweils im Sommer durchgeführten Inventu-
ren basieren auf einem 4 x 4 km- oder 8 x 8 km- Stich-
probenraster. An jedem Inventurpunkt wird eine be-
stimmte Anzahl von Bäumen okular vom Boden aus im 
Hinblick auf Nadel-/Blattverluste und Nadel-/Blattver-
färbungssymptome begutachtet. Da Verfärbungser-
scheinungen häufig nur auf den Oberseiten der Na-
deln/Blätter auftreten und sich dem Blickfeld entzie-
hen, dient zur Beurteilung des Ausmaßes und der Ver-
teilung der Schäden fast ausschließlich das Merkmal 
Nadel-/Blattverlust. Die in Deutschland praktizierten 
Waldschadens- bzw. Waldbestandserhebungen wurden 
von Anfang an kontrovers diskutiert (z. B. INNES, 
1987; REHFUESS, 1983). Die Kritik (siehe SRU, 
1996a, Tz. 234) wird aufrecht erhalten. 

Bei der Erfassung des Parameters Nadel-/Blattverlust geht 
man von einem „normalen“ Benadelungs-/Belaubungs-
zustand aus. Auf die Problematik der Ermittlung dieses 
Merkmals bei Fichte hat SCHMIDT-VOGT (1983) 
schon sehr früh hingewiesen. Zum einen ist die Be-
nadelung der Bäume im „gesunden“ Zustand, also vor 
einer Schädigung, nicht bekannt. Zum anderen kann 
auch bei gesunden Fichten kein bestimmtes Höchstalter 
der Nadeln unterstellt werden. Die Anzahl der lebenden 
Nadeljahrgänge variiert je nach Standort und genetischer 
Veranlagung (PRIEHÄUSER 1958; BURGER, 1927). 
So haben zum Beispiel Hochlagenfichten in der Regel 
mehr Nadeljahrgänge als Fichten in tieferen Lagen. 
Zudem hat die standortspezifische Nährelementversor-
gung einen Einfluss auf die Benadelungsdichte der 
Fichte (HÜTTL, 1985). WACHTER (1985) wies bei 
dieser Baumart einen Zusammenhang zwischen Was-
serversorgung und Benadelung nach. Weiterhin wurde 
aufgezeigt, dass Kronenverlichtungen in Fichtenbe-
ständen auch Ausdruck der sozialen Differenzierung 
der Bäume sein können (BECKER et al., 1989). Die 
Fichte besitzt ein vorgefertigtes Trenngewebe an der 
Nadelbasis, um Nadeln bei Veränderungen des Was-
sergehaltes abstoßen zu können (FINK, 1997). Auch 
stärkere Beschattung, Wind, Schnee, Frost, Hitze, Eis, 
Insekten und Pilzbefall sowie eine Reihe weiterer Fak-
toren können Kronenverlichtungen hervorrufen. 

1169.  Fast gänzlich außer acht blieb bislang eine mögli-
che Beteiligung von Wurzelpathogenen bei der Verursa-
chung der Schäden. Allerdings wiesen verschiedene Au-
toren bereits sehr früh auf Wurzel- und Stammfäulen in 
Zusammenhang mit dem raschen Absterben von Fichten 
auf verschiedenen Standorten Süddeutschlands hin (vgl. 
KANDLER et al., 1987). Schließlich wurde der „Fenster-
effekt“ bei der Fichte von GRUBER (1988) als minder 
schwere Gipfeltrocknis mit fortgesetztem Terminaltrieb-
wachstum diagnostiziert. Als ursächlich dafür wurden Pe-
rioden unzureichender Wasserversorgung angesehen. 

Die Benadelung gesunder Koniferen weist demnach eine 
erhebliche Schwankungsbreite auf. Des weiteren werfen 

verschiedene Fichtenarten (Picea abies, Picea sitchensis, 
Picea rubens) das ganze Jahr über Nadeln ab, ohne eine 
Hauptabwurfperiode im Herbst aufzuweisen (McKAY, 
1988; OWEN, 1954; MORK, 1942). Gerade bei Fichte 
und Kiefer ist der jährliche Streufall sehr unterschiedlich. 
Das maximale Nadelalter kann bei gesunden Kiefern bis 
zu sieben Jahren, bei Fichten bis zu vierzehn Jahren 
betragen. Es ist jedoch unbestritten, dass auch Luftschad-
stoffe zu Blatt- und Nadelverlusten führen können. Der 
Parameter Nadel-/Blattverlust ist somit unspezifisch und 
zur Bestimmung spezifischer Ursachen ungeeignet. 

GÄRTNER (1985) schlug anstelle des „Entnadelungspro-
zentes“ bei Koniferen die Schätzung der aktuellen 
Benadelung vor. Dieses Vorgehen erscheint von Vorteil, 
da hierbei die tatsächlich am Baum vorhandene Nadel-
masse erhoben wird. Dabei wird das Problem umgangen, 
von einer fiktiven „Normalzahl“ von Nadeljahrgängen 
auszugehen, um dann aus der Differenz zu der geschätz-
ten Benadelung den Nadelverlust abzuleiten. 

1170.  Zusätzlich erhebt sich die Frage, ob der Parame-
ter Nadel-/Blattverlust überhaupt geeignet ist, den Grad 
der Schädigung von Waldbäumen und -beständen an-
zugeben. Wenn man davon ausgeht, dass geschädigte 
Bäume ihr Wachstum reduzieren, sollte eine Korrelation 
zwischen Nadel- bzw. Blattverlusten und Wachstumspa-
rametern gegeben sein. Für die Fichte besteht eine der-
artige Beziehung nicht immer. Erst bei Nadelverlusten 
über 40 bis 60 % kann der Volumenzuwachs signifikant 
reduziert sein (SPIECKER et al., 1996; SPIECKER, 
1987; KENK, 1985). Bei Fichtenbeständen mit Nadel-
verlusten unter 50 % waren in Baden-Württemberg 
häufig überraschende Mehrzuwächse während der letz-
ten zwei Jahrzehnte festzustellen (SPIECKER et al., 
1996). Bayerische Fichtenbestände mit Nadelverlusten 
von mehr als 60 % zeigten keine Zuwachsminderungen 
(FRANZ und RÖHLE, 1985). Dieser zunächst wider-
sprüchlich erscheinende Befund lässt sich vor allem damit 
erklären, dass es sich bei den beobachteten Nadelverlus-
ten jeweils um die älteren, mehr oder weniger unproduk-
tiven Assimilationsorgane handelt. 

1171.  Neben dem unspezifischen Symptom des Nadel- 
und Blattverlustes (ELLENBERG, 1996) wurde bei Fich-
te, Tanne und Buche eine Reihe weiterer Schadensmerk-
male wie beispielsweise Lamettasyndrom (Fichte), Stor-
chennest (Tanne) und Blattchloroseflecken (Buche) be-
schrieben und den neuartigen Waldschäden zugeordnet 
(HÜTTL, 1998). Zudem wurde ein neues Eichensterben 
beobachtet. Sowohl Traubeneichen (Quercus petraea) als 
auch Stieleichen (Quercus robur) sind von einer regional 
besorgniserregenden Erkrankung betroffen. Das Eichen-
sterben war 1978 zum ersten Mal im Nordosten Ungarns 
beobachtet worden (vgl. IGMÁNDY, 1987). Auf seiner 
Wanderung hat es 1982/83 österreichische Waldbestände 
erreicht (vgl. DONAUBAUER, 1987). Auch in Deutsch-
land und den Niederlanden wurde von zunehmenden Ei-
chenschäden berichtet (z. B. HÜTTL und SCHNEIDER, 
1997; BALDER, 1989; HARTMANN et al., 1989; 
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BALDER und LAKENBERG, 1987; OOSTERBAAN 
1987). Neben Veränderungen im Kronenraum treten 
auch Schäden im Bast- und Splintbereich auf. Gelegent-
lich kommt es zu spontanen Totalverlusten. Die Erklä-
rung dieser Eichenschäden bewegt sich noch im hypothe-
tischen Bereich (JUNG et al., 1996; KANDLER und 
SENSER, 1993; ALTENKIRCHEN und HARTMANN, 
1987; BALDER und LAKENBERG, 1987). 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass verschiedene 
beschriebene Symptome der sogenannten neuartigen 
Waldschäden seit langem bekannt sind. Es gibt jedoch 
Schadsyndrome (= Schadtypen), die neue bzw. neuartige 
Phänomene darstellen. Diese stehen in der Regel im Zu-
sammenhang mit Ernährungsstörungen.  

Nährelementversorgung und  
Entwicklungsgeschichte der Landnutzung 
1172.  Viele Waldstandorte, insbesondere in Zentraleuro-
pa, sind nur schwach mit Nährelementen ausgestattet. Die 
Entwicklungsgeschichte der mitteleuropäischen Landnut-
zung hat dazu geführt, dass die „besseren“ Standorte schon 
frühzeitig nach ihrer Rodung der Landwirtschaft überlas-
sen wurden. Der Forstwirtschaft blieben überwiegend nur 
Standorte, die landwirtschaftlich nicht genutzt werden 
konnten. Dies waren Standorte mit schwacher Nährele-
mentversorgung, in geo- und topographisch ungünstiger 
Lage oder mit extremen Witterungsbedingungen. Vor der 
modernen, nach ökonomischen und ökologischen Grund-
sätzen ausgerichteten Bewirtschaftung der Wälder waren 
vielfältige Devastierungen der Waldstandorte die Regel. 

1173.  Die Böden waren häufig in ihrer Fruchtbarkeit so 
beeinträchtigt, dass für Wiederaufforstungen nur die an-
spruchslose Fichte oder Kiefer zur Wahl standen. Außer 
der Anspruchslosigkeit und problemlosen Verjüngung 
durch Saat war die Ertragsleistung der Fichte bezie-
hungsweise der Kiefer hoch. Zudem konnten mit dem 
Fichten- bzw. Kiefernanbau die Holzmengen und -sorten 
erzeugt werden, die der „alte Wald“ für die Bedürfnisse 
der Industrialisierung nicht hätte liefern können. 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass die Fichte, aber 
auch die Kiefer heute auf vielen Standorten wachsen, 
die für andere Baumarten wesentlich besser geeignet 
wären. Bei den geschädigten Fichten- bzw. Kiefernwäl-
dern Deutschlands, wie im Schwarzwald, im Bayerischen 
Wald, im Fichtelgebirge, im Harz, im Erzgebirge, in den 
Küstenregionen sowie im nordost- und nordwestdeut-
schen Tiefland, handelt es sich nicht um autochtone 
Waldbestände, sondern um künstliche Verjüngungen, 
deren Herkünfte in der Regel unbekannt sind. 

3.1.5.3 Ernährungsstörungen und „neuartige 
Waldschäden“ 

1174.  Da die neuartigen Waldschäden häufig auf akuten 
Ernährungsstörungen, insbesondere Magnesium-Mangel, 

beruhen (HÜTTL und SCHAAF, 1997; FBW, 1986), 
wurde dieser Thematik bei der Untersuchung der neuar-
tigen Waldschäden große Aufmerksamkeit geschenkt. 
Im Zusammenhang mit den neuartigen Waldschäden 
wurde der Mg-Mangeltyp zum ersten Mal ausführlich 
von ZECH und POPP (1983) für jüngere sowie ältere 
Fichten- und Tannenbestände des Fichtelgebirges auf 
sauren basenarmen Podsol-Braunerden aus Granit- und 
Phyllitfließerden beschrieben. BOSCH et al. (1983) fan-
den die gleichen Symptome bei Fichte ebenfalls auf sau-
ren Böden aus basenarmen kristallinen Ausgangsgestei-
nen im Bayerischen Wald und bezeichneten die Schäden 
als „Fichten-Hochlagenerkrankung“. ZÖTTL und MIES 
(1983) wiesen diesen Schadtyp bei Fichte auf sauren 
Braunerden über Mg- und Ca-armen Graniten und Gnei-
sen im Südschwarzwald nach. Zur zeitlichen Entwick-
lung der Gelbspitzigkeit bei Fichten liegen unter-
schiedliche Beobachtungen vor. Es gibt Bestände, deren 
Mg-Versorgung sich zunächst zunehmend verschlechter-
te, wie mehrjährige Untersuchungen von Fichtenbestän-
den im Fichtelgebirge belegen (SCHULZE et al., 1989). 
Andererseits konnte gegen Ende der achtziger Jahre vie-
lerorts eine Stagnation der Vergilbung festgestellt wer-
den. In vielen Fällen trat sogar ein Wiederergrünen gelb-
spitziger Fichten ein.  

Der Befund ständig abnehmender Mg-Gehalte wirft die 
Frage nach der historischen Entwicklung der „neuen“ 
Gelbspitzigkeit auf. Erste nadelanalytische Ergebnisse, 
die auf schwache bis mangelhafte Mg-Ernährung hinwie-
sen, wurden bereits Ende der sechziger Jahre von EVERS 
und HAUSSER (1973) für Fichtenbestände des Bunt-
sandsteingebietes im Nordschwarzwald vorgelegt. Aller-
dings wurden zu dieser Zeit noch keine ausgeprägten Mg-
Mangelsymptome beobachtet. Dies ist bei dem geringen 
Mg-Gehalt zunächst überraschend, bestätigt aber den Be-
fund, dass schwache N-Versorgung die Ausbildung von 
Mg-Mangelsymptomen unterdrücken kann.  

Anfang der siebziger Jahre beobachtete KREUTZER 
(1975) erstmalig im Oberpfälzer Wald sowie im Fichtel-
gebirge ausgeprägte Mg-Mangelerscheinungen bei der 
Fichte. Fast gleichzeitig berichteten EVERS (vgl. 
ZÖTTL, 1985) von Mg-Mangelsymptomen bei Fichte im 
Nord- und Südschwarzwald (FERRAZ, 1985; ZÖTTL 
et al., 1977) sowie REEMTSMA (1986) im Solling. Ver-
stärkt trat dieser Schadtyp Anfang der achtziger Jahre auf. 
Im Frühjahr 1982 wurden beispielsweise im Harz ge-
häuft Mg-Mangelchlorosen festgestellt, die im trockenen 
und warmen Sommer des Jahres 1983 deutlich zunahmen 
(HARTMANN et al., 1985). Die Vergilbungen waren 
bei Bäumen aller Altersstufen anzutreffen, jedoch ge-
häuft in jüngeren und mittelalten Beständen. In ver-
schiedenen Wuchsgebieten des Harzes wurden 1983 in 
mehr als 50 % der Bestände ausgeprägte Vergilbungen 
registriert. Eine Infrarotbefliegung im Sommer 1985 un-
termauerte die Inventurergebnisse von 1983 und wies 
zum Teil einen erheblichen Schadensfortschritt nach 
(STOCK, 1988). Etwa 1988 kam es im Harz zu einem 
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Stillstand und seit Anfang der neunziger Jahre zu einer 
Umkehrung dieser Entwicklung. Ähnliche Entwicklun-
gen wurden in allen Waldregionen Zentraleuropas mit 
Mg-Mangel beobachtet. 

Hypothesen zur Erklärung der  
Ernährungsstörungen (Exkurs) 
Zur Erklärung der neuartigen Waldschäden wurde eine 
Vielzahl von Hypothesen formuliert. Diese lassen sich 
grob in zwei Kategorien einteilen, nämlich solche mit 
direkter und solche mit indirekter Wirkung. Dabei kön-
nen direkte und indirekte Wirkungspfade kombiniert auf-
treten und sind zudem nicht immer scharf voneinander zu 
trennen. 

Direkte Wirkungspfade 

Als direkte Wirkungspfade sind diejenigen Mechanis-
men und Prozesse zu verstehen, die unmittelbar auf die 
Bäume, d. h. auf deren Nadeln bzw. Blätter, einwirken 
und so Waldschäden hervorrufen. 

SO2, NOx und NH3 

1175.  Nicht zuletzt aufgrund der Erfahrungen aus der 
klassischen Rauchschadensforschung wurden SO2- und 
NOx-Immissionen schon sehr früh mit den neuartigen 
Waldschäden in kausalen Zusammenhang gebracht. Al-
lerdings ließ sich wegen des SO2-Konzentrations-
gradienten von städtischen zu ländlichen Räumen keine 
Korrelation zwischen den SO2-Gehalten in der Atmo-
sphäre und den neuartigen Waldschäden finden. Des wei-
teren zeigt die Entwicklung der SO2-Emissionen in 
Deutschland anders als die Resultate der Waldschadens-
erhebungen eine signifikante Abnahme. In den meisten 
Gebieten, in denen Waldschäden beobachtet wurden und 
werden, liegen die SO2-Konzentrationen deutlich unter 
den von der International Union of Forest Research  
Organizations (IUFRO) festgelegten Werten für den 
Schutz von Waldbäumen (vgl. WENTZEL, 1988;  
IUFRO, 1983). Andererseits traten in Waldgebieten mit 
erhöhten SO2-Immissionen wie im Ruhrgebiet mitunter 
nur geringe oder gar keine Schäden auf (KRAUSE und 
PRINZ, 1989). 

Deshalb können direkte SO2-Schäden als ein flächig wirk-
samer Schadfaktor ausgeschlossen werden. Allerdings ist 
hier nochmals zu betonen, dass dort, wo SO2  pflanzen-
wirksame Konzentrationen in der Atmosphäre erreicht, 
wie z. B. im Erzgebirge, massive Waldschäden auftreten. 

Im Gegensatz zu SO2 haben die NOx-Emissionen seit 
den siebziger Jahren in Deutschland und vielen Gebieten 
Europas eher zugenommen. NOx ist jedoch nicht sehr 
pflanzenwirksam (TAYLOR et al., 1975). Da wiederum 
ein abnehmender NOx-Konzentrationsgradient von den 
städtischen zu den Waldgebieten existiert, kann auch 
NOx als direkte flächenwirksame Schadursache ausge-
schlossen werden. 

Die in den letzten Jahren und Jahrzehnten vorangeschrit-
tene Intensivierung der landwirtschaftlichen Tierproduk-
tion war mit einer deutlichen Zunahme der NH3-
Emissionen verbunden. Mit Blick auf mögliche Wald-
schäden sind diese von regionalem Interesse (vgl. unten). 
Zu direkten NH3-Schäden kann es lediglich lokal kom-
men; denn nur Bäume, die direkt hohen Ammoniak-
Konzentrationen ausgesetzt sind, nehmen pflanzenwirk-
same NH3-Mengen auf. Dadurch werden Gewebeschäden 
bis hin zu Absterbeerscheinungen ausgelöst. 

Es lässt sich somit festhalten, dass SO2, NOx und NH3 
als direkt wirksame Einzelfaktoren nicht für die neuarti-
gen Waldschäden verantwortlich gemacht werden kön-
nen. Auch Kombinationseffekte von SO2, NOx, NH3 und 
anderen gasförmigen Luftschadstoffen auf Waldbäume 
sind eher unwahrscheinlich (SLOVIK, 1997). 

Ozon 

Ozon ist ein sekundärer Luftschadstoff. Ultraviolettes 
Licht, NOx, O2 und reaktive Kohlenwasserstoffe sind 
notwendig, um O3 entstehen zu lassen. Aufgrund stei-
gender Emissionen von NOx und chlorierten Kohlen-
wasserstoffen wurde vermutet, dass O3 und andere Pho-
tooxidantien in den bodennahen Luftschichten Konzen-
trationen erreicht hätten, die zu Schäden an Pflanzen-
arten führen könnten. Beispielsweise kann O3 die Per-
meabilität der Zellmembranen im Blatt- bzw. Nadelge-
webe von Waldbäumen erhöhen. In Verbindung mit ho-
hen und/oder sauren Niederschlägen ist damit eine Zu-
nahme der Auswaschungsraten von Nährionen und orga-
nischen Stoffen, die vergleichsweise mobil im Zellsaft 
sind, verknüpft (KEITEL und ARNDT, 1983). 

Von den relevanten gasförmigen Luftschadstoffen besitzt 
O3 mit Bezug auf die Konzentration und Expositionsdauer 
die höchste Phytowirksamkeit. O3 und andere Photooxi-
dantien können deshalb in bestimmten Gebieten eine 
mitwirkende Rolle beim Zustandekommen der Walder-
krankungen spielen, wie dies bei den Waldschäden in den 
Alpen vermutet wird. Als auslösender Faktor für Wald-
schäden, die mit Ernährungsstörungen gekoppelt sind, 
kommt O3 aber nicht in Betracht (SLOVIK, 1997). 

Säure-Leaching 

Die Auswaschung von Nährionen und Metaboliten aus 
den oberirdischen Organen einer Pflanze wird als Lea-
ching bezeichnet. Dieser Mechanismus ist seit langem 
bekannt. Die zur Kausalität ernährungsspezifischer 
Waldschäden formulierte Leaching-Hypothese geht 
deshalb davon aus, dass eine erhöhte Säurestärke der 
benetzenden Lösung eine verstärkte Stoffauswaschung 
zur Folge hat (SCHERBATZKOY und KLEIN, 1983; 
WISNIEWSKI, 1982). Dass dieser Prozess zumindest 
nach einer Vorschädigung des Gewebes, beispielsweise 
durch gasförmige Luftschadstoffe, von Bedeutung sein 
kann, ist gut dargelegt. Da verschiedene Waldscha-
denstypen, insbesondere die Hochlagenerkrankungen 



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 475 – Drucksache 14/3363 

der Fichte, mit häufigen Nebelereignissen verknüpft 
sind und zudem Nebel im Vergleich zu Regen 10- bis 
100-fach höhere Säurekonzentrationen aufweisen kann, 
wurden zahlreiche Benebelungs- bzw. Beregnungsex-
perimente durchgeführt. So stellten zum Beispiel 
MENGEL et al. (1987) bei jungen intakten Fichten 
fest, dass saurer Nebel (pH 2,7) signifikant höhere 
Mengen von K, Ca, Mg, Mn und Zn sowie Kohlenhy-
draten aus den Nadeln herauslöste, als dies bei der 
Kontrollvariante mit einem pH-Wert von 5,0 der Fall 
war. Die absoluten Mengen ausgewaschener Nährionen 
waren jedoch gering und betrugen nur wenige Prozent 
der in den Nadeln vorhandenen Nährelementmengen. 
Allerdings waren die Nadeln der sauren Nebelvariante 
durch deutliche Schäden im Wachsüberzug charakteri-
siert. Die Behandlung mit saurem Nebel führte bei die-
sen eher kurzzeitigen Versuchen nicht zur Induktion 
von Nährelementmangel. Zu anderen Ergebnissen ka-
men KAUPENJOHANN et al. (1988). Durch Schwe-
felsäurebesprühung (pH 2,7) junger, in Nährlösung 
kultivierter Fichten erhöhte sich die Auswaschung von 
Mg so stark, dass nach Versuchsende deutlich verrin-
gerte Mg-Nadelgehalte gemessen wurden. Auch 
KREUTZER und BITTERSOHL (1986), die bei einem 
Fichtenjungbestand auf seinem natürlichen Standort 
eine sechsmonatige saure Beregnung (pH 2,7) durch-
führten, stellten bei Mg eine um den Faktor 4 bis 5 hö-
here Kronenauswaschung als auf der Kontrollparzelle, 
die mit „normalem“ Regen (pH 5,2) besprüht wurde, 
fest. Sie vermuteten deshalb, dass Säure-Leaching auf 
Mg-armen Standorten Mg-Mangel induzieren kann. 

MATZNER und ULRICH (1984) postulierten, dass eine 
Konsumption von Protonen im Kronenraum nicht nur ei-
ne vermehrte Bioelementauswaschung zur Folge hat, 
sondern auch zu einer erhöhten Protonenabgabe im 
Wurzelbereich der Waldbäume führen muss, wenn der 
Protonenhaushalt der Bäume aufrechterhalten und aus-
gewaschene Nährstoffe wieder ersetzt werden sollen. Die-
sen auf Bilanzbetrachtungen beruhenden Schluss konnte 
auch KAUPENJOHANN (1997) bestätigen, indem er bei 
Belastung der Kronen junger Fichten mit Protonen eine 
deutliche Versauerung der Rhizosphäre feststellte. Will 
man über die Bedeutung der durch Leaching bedingten 
Nährelementverluste genauere Information erhalten, ist es 
erforderlich, alle in einem Waldökosystem messbaren 
Stoffflüsse zu erfassen und aus der Kronenraumbilanz 
die einer direkten Messung nicht zugänglichen Flüsse zu 
berechnen. Solche Untersuchungen liegen bislang nur 
vereinzelt vor. Mit akutem Nährelementmangel ist dann 
zu rechnen, wenn die Auswaschungsrate die Wiederauf-
nahmerate übersteigt. 

Indirekte Wirkungspfade 

Als indirekte Wirkungspfade werden diejenigen Mecha-
nismen und Prozesse verstanden, die zu veränderten 
Substratbedingungen in Waldökosystemen führen und 
zum Beispiel Ernährungsstörungen verursachen können. 

„Saurer Regen“ – Bodenversauerung und Al-Toxizität 

Die „Saure Regen“-Hypothese ist ein komplexer Erklä-
rungsansatz. Als ein für große Waldflächen problemati-
sches Phänomen wurde der „Saure Regen“ von ODEN 
(1968) entdeckt. Zur gleichen Zeit wiesen RÜHLING und 
TYLER (1968) auf den Ferntransport schwefelhaltiger 
Schadstoffe hin. In geschichtlicher Betrachtung stiegen 
die SO2-Emissionen von 1900 bis 1972 in Europa von 
ca. 10 Mio. t auf 25 Mio. t pro Jahr an (RODHE, 1983). 
Die größte Zunahme fand nach 1950 statt. Anfang der 
achtziger Jahre wurden jährlich rund 30 Mio. t SO2 emit-
tiert. Danach stagnierten die Schwefelemissionen oder 
nahmen regional mehr oder weniger stark ab (vgl. 
HÜTTL et al., 1996). Die Emission der NOx-Verbin-
dungen, der anderen wichtigen Gruppe potentiell sauer 
wirkender Luftschadstoffe, nimmt in Europa noch immer 
zu. Neben den NOx-Emissionen wurde die landwirtschaft-
liche Intensivtierhaltung als wichtiger Emittent für Am-
moniak identifiziert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
NH3-Emissionen zu einer partiellen Neutralisation saurer 
Niederschläge beitragen können. 

Säureeinträge können in Waldökosystemen zu einer Ver-
ringerung der Bodenalkalinität und damit zu einer Reduk-
tion pflanzenverfügbarer Nährstoffe wie Ca, Mg und K 
führen. Sie können zudem die Erhöhung der Azidität des 
Bodens zur Folge haben. Bodenversauerung führt aber 
nur dann zu erniedrigten pH-Werten, wenn die Säuren 
durch Lösung oder Kationenaustausch in die Bodenlö-
sung übergehen. Deshalb kann der Basengehalt im Boden 
abnehmen, ohne dass dabei der pH-Wert direkt verändert 
wird. Bei Belastung mit starken Säuren (pH < 5) kommt 
es zu einer Abnahme der Basensättigung und zur Akku-
mulation stärkerer Säuren, wenn die Rate der externen 
und internen Säureproduktion die Rate der Protonenkon-
sumption durch Freisetzung von säureneutralisierenden 
Kationen übersteigt. Da häufig angenommen wird, dass 
die Rate der Protonenkonsumption durch die Silikatver-
witterung zumindest in Wirtschaftswäldern bereits durch 
die mit dem Zuwachs verknüpfte Protonenproduktion 
verbraucht wird, ergibt sich daraus, dass im Mittel der 
bewirtschafteten Waldökosysteme eine zusätzliche Säu-
rebelastung aus saurer Deposition zur Beschleunigung der 
Bodenversauerung führen muss. Durch Stickstoffvorrats-
abbau im Boden kann dieser Prozess noch verstärkt bzw. 
beschleunigt werden. 

Das Ausmaß der Bodenversauerung hängt demnach un-
ter anderem von der Depositionsrate und -dauer der Säu-
reeinträge ab. ULRICH (1986) errechnete, dass seit 
1930 mit den Niederschlägen durchschnittlich mindestens 
0,8 kmol ha-1 a-1 Protonen in die Waldökosysteme gelang-
ten. Allerdings dürften diese Eintragsraten in Gebieten 
mit größeren Staubemissionen stets deutlich geringer ge-
wesen sein. Auch heute indizieren die vielerorts durchge-
führten Depositionsmessungen eine beachtliche regional 
und lokal differenzierte Variabilität der H-, S- und 
N-Einträge (vgl. FEGER, 1997). Modifizierend wirkt of-
fensichtlich vor allem die trockene Deposition. 
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Entsprechend wurden für saure basenarme Böden als Fol-
ge erhöhter anthropogener Säureeinträge historische Ver-
änderungen im chemischen Bodenzustand nachgewiesen. 
Ein Absinken der pH-Werte und/oder der Gehalte aus-
tauschbarer basischer Kationen hat während der letzten 
Jahrzehnte in verschiedenen Waldböden Nord- und Zen-
traleuropas sowie in Teilen der USA und Kanadas statt-
gefunden (KATZENSTEINER und GLATZEL, 1997). 
Andererseits ist der Hinweis auf extern beschleunigte 
Bodenversauerung auch im Kontext weiterer Faktoren 
zu diskutieren. Insbesondere verursacht der Prozess des 
Bestandeswachstums ein größeres Versauerungspoten-
tial als bislang angenommen wurde. Dies gilt nicht nur 
für die Fichte, wenngleich diese Tendenz hier besonders 
stark ausgeprägt ist. Dabei wurde die Zunahme der Bo-
denversauerung auf die zuwachsbedingte Festlegung ba-
sischer Kationen im Holz zurückgeführt. Daneben existie-
ren weitere, die Bodenversauerung in Waldökosystemen 
akzelerierende Faktoren, z. B. 

(1) Reduktion der Einträge säureneutralisierender Stoffe, 

(2) Zunahme der Bestandesproduktivität (z. B. Beseiti-
gung von N-Mangel; Anstieg der atmogenen CO2-
Konzentration; regional günstigere Witterungsver-
hältnisse; vgl. SPIECKER et al., 1996), 

(3) Erhöhung des Biomasseentzuges, 

(4) verstärkte Nitrifikation oder Schwefeloxidation, 

(5) geänderte Landnutzungsformen (z. B. Aufforstun-
gen), 

(6) Anbau stärker versauernd wirkender Baumarten in 
Reinbeständen (z. B. Fichte oder Kiefer), 

(7) intensivierte Forstwirtschaft (z. B. Durchforstungen), 

(8) erhöhte Produktion und vertikale Verlagerung 
organischer Säuren sowie 

(9) gehemmte Zersetzung der organischen Humus-
auflage. 

Ein weiterer Effekt der Bodenversauerung ist die Frei-
setzung potentiell toxischer Metallionen (wie Alumini-
umionen, Al3+) (ULRICH, 1991). In stark versauerten 
Waldböden werden besonders bei Versauerungsschüben 
Säurekonzentrationen (Al, H) und Säure-Basen-
Relationen (Ca/Al-, Mg/Al-Verhältnisse) erreicht, die in 
Hydrokulturexperimenten mit nicht mykorrhizierten 
Fichten- und Buchenkeimlingen Wurzelschäden verur-
sachten (ROST-SIEBERT, 1983). Zu dieser als Alumi-
nium- oder Säuretoxizität bezeichneten Hypothese  
liegen zahlreiche Aussagen vor. Insgesamt lässt sich 
diesbezüglich festhalten, dass viele Waldbäume jedoch 
vergleichsweise tolerant gegen Al-Toxizität sind. Offen-
bar haben sie sich evolutionär an saure Substratbedin-
gungen angepasst und adäquate Schutzstrategien gegen 
hohe Bodenaluminiumgehalte entwickelt. Außer Zweifel 
steht, dass hohe austauschbare Al-Gehalte im Mineral-
boden bzw. in der Bodenlösung die Aufnahme verschie-
dener Nährelemente hemmen können. Es erscheint 

durchaus plausibel, dass aufgrund beschleunigter Bo-
denversauerung infolge erhöhter anthropogener Säure-
einträge und verschiedener anderer Einflüsse bestimmte 
Böden derart an basischen Kationen, wie Mg2+ verarmt 
sind, dass die aufstockenden Bestände nicht mehr aus-
reichend mit diesem Nährstoff versorgt werden können 
und akute Mangelsituationen auftreten (vgl. ULRICH, 
1991). 

Stickstoff-Überangebot 

Die nach wie vor hohe Rate der Verbrennung fossiler Stof-
fe bedingt hohe NOx-Emissionen. Landwirtschaftliche 
Aktivitäten, vor allem intensive Viehwirtschaft, sind der 
Grund für die regional mitunter sehr hohen NH3/NH4

+-
Einträge. NIHLGARD (1985) vermutete, dass erhöhte at-
mogene Stickstoffdeposition in den Waldökosystemen die 
Ursache der neuartigen Waldschäden sein könnte und 
formulierte die sogenannte Ammonium-Hypothese. Dieses 
Erklärungsmodell wurde vielfach diskutiert.  

Stickstoff wird in Waldökosysteme in nasser, trockener 
und gasförmiger Phase eingetragen und kann über die 
Krone sowie von den Wurzeln aufgenommen werden. 
Stickstoffaustrag geschieht durch Auswaschung aus 
dem durchwurzelbaren Bodenraum, Entnahme von 
Biomasse und durch Abgabe in Form von Gasen aus 
dem Boden und der Vegetation. Diese Prozesse werden 
durch die verschiedenen Formen, in denen N vorliegen 
kann, modifiziert. Dazu treten vielfältige Wechselbezie-
hungen mit anderen Stoffen und Organismen auf. Alle 
diese Vorgänge sind zudem standort- und bestandsspezi-
fisch und werden durch klimatische und witterungs-
bedingte Faktoren mit gesteuert. Weiter ist zu beachten, 
dass die Stickstoffdepositionsraten regional und lokal 
stark differenziert sind. Sie variieren in Zentraleuropa 
zwischen 9 und > 100 kg N ha-1 a-1. Üblicherweise steigt 
mit zunehmenden Stickstoffinputraten das NH4:NO3-
Verhältnis weit über 1 an. Auch die Festlegung in der 
Biomasse von Waldbeständen umfasst einen relativ wei-
ten Variationsbereich. Für Nadelbaumbestände in Wirt-
schaftswäldern der gemäßigten Zone liegen die Werte 
zwischen 7 und 20 und für Laubholzbestände zwischen 5 
und 15 kg N ha-1 a-1. Schließlich ist die Kapazität, Stick-
stoff in der organischen Auflage bzw. im humushaltigen 
Mineralboden zu akkumulieren, von Standort zu Standort 
verschieden. Dementsprechend variieren die Stickstoff-
vorräte in Böden zwischen 2 000 und 40 000 kg ha-1 m-1 
(KREUTZER, 1990). Ebenso variieren die NO3-Austräge 
im Sickerwasser zwischen 0 und > 100 mg L-1. Von ent-
scheidender, bislang nur unzureichend berücksichtigter 
Bedeutung bei der Beurteilung des Stickstoffhaushaltes 
eines bestimmten Bestandes ist des weiteren die Nut-
zungsgeschichte des spezifischen Standortes. Die vielfäl-
tige anthropogene Beeinflussung zahlreicher Waldstand-
orte während der vorausgegangenen Jahrhunderte hat 
Veränderungen der Stickstoffflüsse verursacht, die auch 
heute noch die Stickstoffbilanz vieler Waldökosysteme 
bestimmen, vor allem wenn diese nur moderate Stick-
stoffeinträge (ca. 10 bis 20 kg ha-1 a-1) erhalten. 
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Der Stickstoffhaushalt ist aufgrund seiner Komplexität 
und seiner Standort- und Bestandsspezifika schwierig zu 
beurteilen. Die aktuellen jährlichen Stickstoffbestandsde-
positionsraten, die in unbelasteten Gebieten kaum mehr 
als 1 bis 4 kg N ha-1 a-1 betragen (van BREEMEN, 1990), 
liegen in Süddeutschland zwischen 9 und 40 kg N ha-1 a-1. 
In Norddeutschland sind sie im allgemeinen höher und 
können 50 kg N ha-1 a-1 übersteigen (BML, 1998). 

3.1.5.4 Waldwachstum 
1176.  Die Waldökosysteme Europas und Nordamerikas 
sind bei natürlichen N-Eintragsraten überwiegend durch 
N-Mangel-Situationen gekennzeichnet. Die gegenwärtigen 
N-Einträge haben eine Steigerung der Primärproduktion 
zur Folge, was sich auch in einem verstärkten Holzzu-
wachs dokumentiert. EICHKORN (1986), ABETZ (1987), 
KENK und FISCHER (1988), SPIECKER (1991) und 
SPIECKER et al. (1996) stellten zunächst in Süddeutsch-
land mit Hilfe detaillierter und umfassender ertragskundli-
cher Erhebungen deutliche Mehrzuwächse insbesondere 
bei Fichte im Vergleich mit Ertragstafeln oder Referenzda-
ten fest, die bereits Mitte der sechziger Jahre einsetzten. 
Ähnliche Ergebnisse liegen für Fichte und Tanne aus der 
Schweiz und Frankreich vor (SPIECKER et al., 1996). 

Selbst in Süd-Finnland und -Norwegen mit vergleichs-
weise geringen N-Einträgen (4 bis 8 kg ha-1 a-1; z. B. 
MÄLKÖNEN und KUKKOLA, 1991) wurden seit An-
fang 1960 jährliche Volumenzuwachssteigerungen bei 
Fichte von rund 0,5 m3 ha-1 gemessen (BRAEKKE, 1990). 
Als Ursache dieser insbesondere von SPIECKER et al. 
(1996; Abb. 3.1.5-1) für zwölf europäische Länder nach-
gewiesenen Zuwachssteigerungen, die belegen, dass der 
Holzvorrat seit Anfang der fünfziger Jahre um mehr als 
40 % angestiegen ist, wurden neben regional verbesserten 
Witterungsbedingungen (erhöhte Niederschläge und Tem-
peraturen), intensivierter Forstwirtschaft, gestiegener luft-
bürtiger CO2-Konzentrationen vor allem auch die erhöhten 
N-Einträge genannt. Nur in Beständen mit starken Nadel- 
oder Blattverlusten wurden reduzierte Zuwächse beobach-
tet. Dies gilt auch für Bestände mit starken Vergilbungser-
scheinungen und den damit einhergehenden spezifischen 
Nadelverlusten. Nach MAKKONEN-SPIECKER und 
SPIECKER (1997) geht sehr starker Mg-Mangel bei Fich-
te und Buche mit Reduktionen im Volumenzuwachs  
von 20 bis 40 % einher. Demnach können bei der kausalen 
Bewertung der neuartigen Waldschäden waldwachs’tums-
kundliche Untersuchungen ohne die Erfassung der Nähr-
elementversorgung nicht zu verlässlichen Aussagen  
führen. 

A b b i l d u n g  3.1.5-1 

Trends des langjährigen Waldwachstums in europäischen Wäldern 
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Quelle:  SPIECKER et al., 1996; verändert 
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1177.  Wichtig und neu bei der Diskussion der Ammoni-
umhypothese ist die Tatsache, dass die N-Aufnahme nicht 
nur über die Baumwurzeln, sondern auch über die Krone, 
d. h. über die Nadeln und Blätter der Waldbäume, erfolgt. 
MATZNER (1987) konnte mittels Stoffflussbilanzen für 
je ein Fichten- und Buchenökosystem im Solling jährliche 
Aufnahmeraten von 9 bzw. 7 kg ha-1 a-1 wahrscheinlich 
machen. SCHULZE (1989) berechnete anhand von Ele-
mentflüssen, dass die Direktaufnahme von N über die 
Krone bei gesunden Fichten im Fichtelgebirge etwa 8 % 
der Gesamtaufnahme beträgt, während sie bei geschädig-
ten gelbspitzigen Bäumen bis zu 20 % erreichen kann. Es 
ist davon auszugehen, dass die N-Aufnahme über das 
Blatt von der Pflanze weniger gut reguliert werden kann 
als die Aufnahme über die Wurzeln. Dies mag das Auftre-
ten von Ernährungsstörungen begünstigen.  

1178.  Erhöhte N-Einträge in Waldökosysteme müssen 
also ernährungsphysiologisch differenziert betrachtet 
werden. NH4

+-N-Ernährung reduziert zumindest bei 
Fichte die K-, Mg- und Ca-Aufnahme und bewirkt er-
niedrigte pH-Werte in der Rhizosphäre. Dies erschwert 
die Aufnahme basischer Kationen zusätzlich, was 
schließlich zu geringeren K-, Mg- und/oder Ca-Blatt-
gehalten führt. Gesteigert wird dagegen die Aufnahme 
von Anionen, wie Phosphat und Sulfat. Nitraternährung 
wirkt entgegengesetzt. Hohe NH4

+-Depositionsraten er-
höhen aufgrund der Aufnahme über die Krone das Kat-
ionen-Leaching. Hohe N-Einträge befördern das Wachs-
tum der Bäume, können die Bodenversauerung voran-
treiben und somit auf nährstoffarmen Böden eine merk-
liche Verschlechterung des Basenhaushaltes der Wald-
ökosysteme bewirken.  

3.1.6 Zukunft der Reinbestände –  
Waldumbauprogramme  

1179.  Die in vielen Regionen Deutschlands vom Al-
tersklassenaufbau geprägten Reinbestände von Nadelge-
hölzen stehen seit Jahrzehnten in der Kritik. Auch wenn 
Waldbesitzer mitunter die „modernen“, Naturnähe und 
standortgerechte Vielfalt anstrebenden Waldbewirt-
schaftungskonzepte negieren, finden sich kaum mehr 
Fürsprecher für die häufig landschaftsprägenden Fich-
ten- und Kiefernforste, wie sie zum Beispiel großflächig 
in den süddeutschen Mittelgebirgen (meist Fichte) und 
dem Norddeutschen Tiefland (meist Kiefer) verbreitet 
sind. 

Entscheidungsträger und Forstplaner in Bund und Län-
dern sind von dieser gesellschaftlichen Diskussion 
nicht unbeeinflusst geblieben. Auf Bundes- und Lan-
desebene finden sich zahlreiche Beispiele dafür, dass 
der Umbau von Wäldern Thema von Koalitionsverein-
barungen, parlamentarischen Debatten und Regie-
rungserklärungen wurde. Die Absicht, die bestehenden 
Wälder „umzubauen“, wird dabei von einem breiten 
Konsens getragen. 

3.1.6.1 Übergeordnete Ziele des Waldumbaus 
1180.  Mit dem Waldumbau wird das Umweltqualitäts-
ziel „naturnaher, stabiler und standortgerechter Wälder“ 
verfolgt. Von den mit der Umsetzung betrauten Fach-
verwaltungen der Länder wird die Erreichung dieses 
Umweltzieles durch Umstellung etablierter Bewirtschaf-
tungsweisen auf naturgemäße Waldbauverfahren als 
primäres Handlungsziel erkannt. Dieses steht in Ein-
klang mit dem Wechsel des etablierten Leitbildes des 
herkömmlichen Waldes ausgeglichener Altersklassen 
hin zu dem Leitbild des horizontal und vertikal struktur-
reichen Waldes. 

Dabei ist bemerkenswert, dass diese Ziele sowohl von 
Vertretern der Forstwirtschaft als auch des Naturschut-
zes gleichermaßen getragen werden. Im einzelnen wer-
den vorrangig die folgenden Teilziele verfolgt: 

– Überführung von Reinbeständen in reicher struktu-
rierte Mischbestände mit einhergehender Förderung 
des Laubbaum-Anteils, 

– Umbau nicht standortgerechter in standortgerechte 
Bestände und 

– Bestandspflege einschließlich der Minderung von 
Durchforstungsrückständen. 

3.1.6.2 Programme zur Erreichung der  
Waldumbau-Ziele 

1181.  Derzeit sind im Hinblick auf das vorrangige 
Bestreben, die Baumartenzusammensetzung zugunsten 
der Laubbäume zu verändern, kaum Unterschiede zwi-
schen den Bundesländern zu erkennen. Die „Förderung 
des Laubwaldanteils“ zählt zu den wichtigsten Teilzie-
len in diesem Kontext. Dies fügt sich in den Kontext 
weiterer Forderungen ein, die aus dem Wunsch nach 
größerer Naturnähe des Waldes resultieren. Diese Ziele 
der Forstwirtschaft, die dem Gesamtvorhaben des Bun-
des zur „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ zuzuordnen sind, werden derzeit mit rund 
28 Mio. DM pro Jahr gefördert. 

1182.  Die forstfachliche Diskussion zum Waldumbau 
basiert auf dem Verständnis vieler praktischer Waldbau-
erfahrungen. Als historischer Anlass und Ausgangs-
punkt vieler Waldumbauprogramme wird teilweise  
explizit auf die Sturmereignisse des Jahres 1990 verwie-
sen. Rheinland-Pfalz beispielsweise begründet sein Pro-
gramm „Naturnahe Waldwirtschaft – zukunftsweisend 
für Natur und Wirtschaft“ unter anderem mit den Ver-
lusten in Höhe von 1,5 Mrd. DM, die infolge der Stürme 
im Staats- und Gemeindewald des Landes entstanden. 
Ähnliche Möglichkeiten des Waldumbaus ergeben sich 
aus den Sturmschäden vom Dezember 1999. 

Waldumbau wird lediglich als ein Bestandteil der natur-
nahen Waldbewirtschaftung verstanden und präsentiert, 
unter anderem, um nicht „die Leistungen der Försterge-
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nerationen vor uns ungerechtfertigt in Frage gestellt“ zu 
haben (ARENHÖVEL, 1996). Zahlreiche Waldumbau-
programme datieren in den alten Bundesländern aus den 
frühen neunziger Jahren. Auch die neuen Bundesländer 
haben in der Verabschiedung dieser Programme bereits 
kurz nach der Wiedervereinigung eine primäre Aufgabe 
gesehen und wenige Jahre später Grundlagen für den 
Waldumbau gelegt.  

Operationalisierung und Zeitbezug der in den Ländern 
angestrebten Ziele sind unterschiedlich. Die Vorgaben 
schwanken zwischen vagen Aussagen über den wün-
schenswerten Waldzustand bis hin zu ehrgeizigen Min-
destangaben für die Laubwaldfläche. Die Zeitangaben zur 
Erreichung des Qualitätszieles bewegen sich zwischen 
mehreren Jahrzehnten und mehreren Jahrhunderten. 

1183.  Eine gewisse Übereinstimmung zwischen den 
Ländern lässt sich auch hinsichtlich der Verbindlichkeit 
der festgeschriebenen Ziele konstatieren, obgleich das 
laissez-faire der Länderforstpolitik auch die Waldum-
bauprogramme charakterisiert. Sie werden für den Lan-
deswald verbindlich vorgeschrieben und haben für den 
Privatwald und grundsätzlich auch für den Körper-
schaftswald einen empfehlenden Charakter. Im Detail 
weisen die in den Ländern eingeschlagenen Wege je-
doch beträchtliche Unterschiede auf. So finden sich ei-
nerseits umfassend formulierte Programme, die kompakt 
Ziele, Grundsätze und Maßnahmen der gesamten Wald-
bewirtschaftung zusammenfassen, neben Politikansät-
zen, die auf einem Bündel nebeneinander bestehender 
Zielformulierungen und Instrumente basieren. Die soge-
nannten „Waldumbauprogramme“ sind vielfach in um-
fassendere forstpolitische bzw. waldbauliche Konzepti-
onen eingebunden. 

Die Umsetzung von Zielen zum Waldumbau wird im 
Privat- und Körperschaftswald von den Forstverwaltun-
gen mit den etablierten Maßnahmen der forstlichen Bera-
tung, Betreuung und Förderung verfolgt (vgl. z. B. „Na-
turnahe Waldwirtschaft Baden-Württemberg“, 1992). 
Der Körperschaftswald nimmt insofern eine Sonderrolle 
ein, als von ihm je nach Landeswaldgesetz nicht nur  
eine besonders vorbildliche Bewirtschaftung gefordert 
wird, sondern diese durch staatliche Beförsterung bzw. 
das Angebot einer von den staatlichen Forstbehörden 
durchgeführten Betriebsplanung de facto den gleichen 
waldbaulichen Qualitäts- und Handlungszielen wie der 
Landeswald unterliegt. 

Rechtliche Instrumente spielen im Hinblick auf die 
Baumartenwahl außerhalb des Staatswaldes eine unter-
geordnete Rolle. Die Forstgesetzgebung der Länder 
„baut auf die Eigenverantwortung der Waldbesitzer. An 
dieser Ausrichtung soll auch künftig festgehalten wer-
den“ (Waldprogramm Niedersachsen, 1999). 

1184.  Als ein positives Beispiel wird unter den vorlie-
genden Konzepten vielfach das Programm der nieder-
sächsischen Landesregierung für eine langfristige ökolo-
gische Waldentwicklung in den Landesforsten – LÖWE 

(Waldprogramm Niedersachsen, 1999) – beschrieben. Es 
gilt nicht nur als politische Vorgabe des Eigentümers für 
die Landesverwaltung, sondern wird von dieser gar als 
„Unternehmensleitbild für Waldbau und Waldnatur-
schutz“ begriffen (WOLLBORN und BÖCKMANN, 
1997). Die Umsetzung erfolgt in Verbindung mit Verwal-
tungsvorschriften, Merkblättern und externen Vorgaben, 
so zum Beispiel durch Aufnahme von Schutzgebietsver-
ordnungen in die forstbetriebliche Planung. Aufgabe  
des einzelnen Forstwirtschafters ist es, alle Entschei-
dungen über Eingriffe in den Landeswald auf Basis einer 
Abwägung der in LÖWE formulierten Grundsätze zu  
treffen. Nach Einschätzung der zuständigen Fachabtei-
lungen gelingt dies den zuständigen Abteilungen gut 
(WOLLBORN und BÖCKMANN, 1997). LÖWE bein-
haltet neben der Formulierung entsprechender Vorschrif-
ten und der forstbetrieblichen Einzelplanung als weitere 
planerische Möglichkeiten, die Ziele des Waldentwick-
lungsprogramms zu fördern. Hierzu zählen u. a. die forst-
lichen Rahmenpläne, das Landes-Raumordnungspro-
gramm sowie die Regionalen Raumordnungsprogramme. 

1185.  Sofern Widersprüche zwischen den Zielen einer 
„ökologischen“ Waldbewirtschaftung und der etablier-
ten forstbetrieblichen Planung bestehen, wird letztere 
angepasst. Dementsprechend ging z. B. das „Gesamt-
konzept für eine ökologische Waldbewirtschaftung des 
Staatswaldes in Nordrhein-Westfalen – Waldwirtschaft 
2000“ mit dem an die zuständige Landesanstalt (LÖBF) 
gerichteten Auftrag einher, neue Kontroll- und Pla-
nungsinstrumente für die zukünftig vielfältigeren Wäl-
der zu entwickeln.  

3.1.6.3 Naturnähe des gegenwärtigen  
Waldzustandes 

1186.  Der Begriff der potentiell natürlichen Vegetation 
wurde von TÜXEN (1956) geprägt. Man benennt hier-
mit das Vegetationspotential, welches zur Ausbildung 
eines Artengefüges an einem Standort unter gegebenen 
Umweltbedingungen führen würde, wenn hier menschli-
cher Einfluss künftig unterbliebe. Bestehende, irrever-
sible Standortveränderungen durch den Menschen wer-
den in dieser modellhaften Betrachtungsweise berück-
sichtigt (KOWARIK, 1987). 

Eine vom Menschen nicht beeinflusste Waldentwick-
lung, die heute beginnt, unterscheidet sich wesentlich 
von einer „natürlichen“ Waldentwicklung, wie sie sich 
ohne menschliche Anwesenheit in historischer Zeit er-
geben hätte. 

In Mitteleuropa ist die potentiell natürliche Vegetation 
weitgehend Wald; lediglich einige zu nasse oder zu tro-
ckene Standorte wären nicht von Wäldern besiedelt. In 
der arealgeographischen Gliederung Europas lässt sich 
der überwiegende Teil Deutschlands der mitteleuropä-
ischen Eichen-Buchenwaldregion zuordnen. Die poten-
tielle natürliche Vegetation besteht in den Tieflagen aus 
subatlantischem bis gemäßigt subkontinentalem Bu-
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chen- und Eichen-Hainbuchenwald und einer „ausklin-
genden“ Verbreitung von Kiefern- und Fichtengesell-
schaften bzw. Fichten-/Tannengesellschaften im Osten 
und Süden. In der heutigen realen Vegetation Mitteleu-
ropas fehlen die natürlichen Vegetationseinheiten völlig 
und naturnahe Einheiten nehmen nur einen relativ klei-
nen Teil der Fläche ein. Es herrschen großflächig Vege-
tationseinheiten vor, die durch den Menschen stark ge-
prägt wurden. Die von Natur aus zu erwartenden Vege-
tationseinheiten wurden durch eine nutzungsgeprägte 
„reale Vegetation“ ersetzt.  

Das Konzept der potentiell natürlichen Vegetation wur-
de lange Zeit als wichtiges Hilfsmittel zur flächenhaften 
Darstellung des Standortpotentials herangezogen. In den 
letzten Jahren ist die potentiell natürliche Vegetation als 
Leitbild für die Waldentwicklung kontrovers diskutiert 
worden (ZERBE, 1997; FISCHER, 1995). 

1187.  In der Vergangenheit wurden zahlreiche Ansätze 
für eine operationalisierbare Beurteilung der menschli-
chen Naturraumbeanspruchung und der Naturnähe der be-
stehenden „realen“ Vegetation entwickelt (u. a. 
GIEGRICH und STURM, 1999; DIERSCHKE, 1984; 
SUKOPP, 1972; ELLENBERG, 1963; JALAS, 1955). 
Kein Vorschlag wurde bis heute allgemein übernommen, 
da die Diskussion über die Definition des Natürlichkeits-
grades noch nicht abgeschlossen ist. Nach SCHIRMER 
(1993) scheint es empfehlenswert, als Kriterium für die 
Naturnähe den Grad der Übereinstimmung der realen Ve-
getation mit der heutigen potentiellen natürlichen Vegeta-
tion zu benutzen. Er kommt hierbei in dem Anteil der zur 
heutigen potentiellen natürlichen Vegetation gehörenden 
Baumarten einschließlich der Pionierbaumarten und ent-
sprechenden Begleitarten zum Ausdruck. Daneben lässt 
sich ferner die Bodenvegetation in ihrer Übereinstim-
mung mit den natürlichen Standortbedingungen oder in 
Abweichung davon als Kriterium heranziehen (Arbeits-
kreis Standortkartierung, 1996).  

Diese Modelle oder Modellvarianten gehen von struktu-
rellen Parametern aus. Ihre Ausprägung ist jedoch das 
Ergebnis zugrundeliegender ökologischer Prozesse  
(z. B. Sukzession, Bodenbildung, Interaktionen zwi-
schen Arten). Zunehmend wurde deshalb in den letzten 
Jahren diskutiert, ob für eine Beschreibung von Wald-
entwicklungen und damit auch als Leitlinien für forst-
wirtschaftliche Nutzungen funktionale Modelle nicht 
sehr viel besser geeignet wären als strukturelle. Ein we-
sentlicher Vorteil besteht darin, dass die systemspezifi-
schen dynamischen Abläufe in Ökosystemen hiermit 
wesentlich besser fassbar und beurteilbar sind als mit 
den herkömmlich strukturell-statischen Modellen (vgl. 
u. a. PLACHTER, 1996; SCHERZINGER, 1996; JAX, 
1994; STURM, 1993; REMMERT, 1991). Prozessorien-
tierte Waldmodelle könnten zudem eine weitgehende 
Neubewertung der Forstwirtschaft anstoßen. Forstwirt-
schaftliche Maßnahmen wurden bisher aus Naturschutz-
sicht häufig negativ beurteilt, weil sie bestehende Struk-
turen verändern. In prozessorientierten Modellen ist die 
Beurteilung solcher Eingriffe – ungeachtet ihrer struktu-

rellen Effekte – aber daran zu orientieren, inwieweit sie 
natürlichen Prozessen nahekommen und inwieweit sie 
funktionale Gefüge dauerhaft verändern.  

1188.  Differenzierte Auffassungen von einem natürli-
chen Urzustand der Wälder oder von Abläufen in einer 
vom Menschen unbeeinflussten Natur haben in der Ver-
gangenheit im Rahmen der Diskussion um natürliche 
Waldgesellschaften und Natürlichkeitsgrade zu diversen 
Modellen einer naturnahen Waldnutzung mit deutlich 
voneinander abweichenden ökosystemaren Zielzuständen 
geführt. Aufgrund fehlender Grundlagen stellt eine fachli-
che Beurteilung des gegenwärtigen Waldzustandes und 
der diesen Zustand prägenden Bewirtschaftungspraktiken 
hinsichtlich der „Naturnähe“ ein schwieriges Unterfangen 
dar. Entscheidende Fragen, deren Beantwortung eine 
Voraussetzung für politische Entscheidungen sein sollte, 
sind bisher im wissenschaftlichen Kontext ungeklärt. Ver-
schiedene Wissenschaftsdisziplinen sind in dieser Frage 
oftmals nicht über die Diskussion der Wahl von Beurtei-
lungsmethoden hinausgekommen. Es bleibt unklar, wie 
sich die Flächenverhältnisse von sogenannten naturfernen 
und naturnahen Wäldern darstellen. Es bleibt auch unklar, 
in welchem Umfang in den Wäldern Arten vorkommen, 
die aufgrund der forstlichen Bewirtschaftung gefährdet 
sind (SCHILCHER, 1999). Eine erneute Diskussion über 
die ökologische Sinnhaftigkeit „natürlicher“ Zustände im 
Wald hat mit einer Untersuchung von SCHERZINGER 
(1996) begonnen und wird von AMMER und SCHU-
BERT (1999) weiterverfolgt. In Fallstudien wurde belegt, 
dass eine Ausrichtung der Forstwirtschaft an Flächen mit 
Wildnis-Charakter nicht zwangsläufig zu einer Erhöhung 
der Biodiversität führt. Im Ergebnis zeigt sich, dass auch 
auf ökologischer Basis bewirtschaftete Nutzwälder den 
Belangen des Naturschutzes gerecht werden können. Die 
damit verknüpfte kleinflächige, abwechslungsreiche und 
unschematische Wirtschaftsweise mit ihrem breiten Spek-
trum an standortsgemäßen Baumarten in möglichst inten-
siver Mischung sowie verschiedenen Makro- und Mikro-
strukturen, Feuchtigkeits- und Belichtungssituationen und 
Sukzessionsphasen erscheint zunächst naturnah. Tatsäch-
lich entspricht sie einem historischen Zustand der Wald-
nutzung. 

Aufgrund der anhaltenden Diskussion über die „Natur-
nähe“ der Wälder und deren Bewirtschaftungsformen 
kann nur eine Darstellung einzelner Einschätzungen er-
folgen, um dadurch einen grob schematisierten Über-
blick über die gegenwärtige Situation zu bieten. Die 
Komplexität und die Varianz von Waldökosystemen mit 
ihren standortspezifischen Ausprägungen erfordern eine 
hohe Genauigkeit bei der Stichprobenaufnahme und ein 
ausgewogenes Maß zwischen Pauschalisierung und Spe-
zifizierung. Das Konzept zur Beurteilung der „Natür-
lichkeit“ des Ist-Zustandes der Waldbestände kann als 
Ausgangspunkt gelten. Darüber hinaus stellt der Um-
weltrat fest, dass zwar Bewirtschaftungsweise und Ist-
Zustand des Waldes eng miteinander korrelieren, für ei-
ne gerechte Bewertung der gegebenen Situation müssen 
jedoch die langen Produktionsräume der Forstwirtschaft 
unbedingt berücksichtigt werden. 
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Die Notwendigkeit einer Beurteilung der waldbaulichen 
Entwicklung des Waldes ergibt sich aus der Kritik, der 
das forstliche Handeln der letzten Jahrzehnte ausgesetzt 
ist. Mittlerweile wird auch seitens der Forstwirtschaft an-
erkannt, dass Teile des deutschen Waldes im ökologi-
schen Sinne nicht standortgemäß bestockt sind und dem 
nahekommen, was auf internationaler Ebene als Planta-
genwirtschaft bezeichnet wird. Flora und Fauna weichen 
in diesen Beständen von den „natürlichen“ Verhältnissen 
oft weit ab (SCHLEIFENBAUM, 1998). Zum anderen 
zeigen aber auch die durch Schäden offengelegten Pro-
duktionsrisiken, dass innerhalb der Forstwirtschaft die 
Vorgehensweise der Vergangenheit in Frage gestellt wer-
den muss. Vor allem die intensive Nadelholzwirtschaft 
mit Kahlschlag, die seit über einem Jahrhundert Gegen-
stand forstinterner Auseinandersetzungen um naturnahe 
und naturferne Ausrichtungen des Waldbaus ist (OTTO, 
1993), wird vom Umweltrat als nicht umweltgerecht ein-
gestuft. Weitere Kritikpunkte waren und sind vor allem 
der bevorzugte Anbau von Fichte und Kiefer und die 
Wiederaufforstungspraktiken hinsichtlich Baumartenwahl 
und Pflanzzahl im Privatwald. Der wirtschaftliche Erfolg 
der Fichte beruht auf der Robustheit der Baumart, einfa-
cher waldbaulicher Handhabung und der Aussicht auf ra-
sche Erträge aus den verhältnismäßig günstigen Kulturen. 
Gleichzeitig erschien die Fichte in der Aufbauphase der 
Wälder nach dem Zweiten Weltkrieg und bei den Auf-
forstungen landwirtschaftlicher Flächen im Rahmen der 
Extensivierung als die geeignete Baumart. Auch die Kie-
fer war für viele Böden (und bei geringen Niederschlä-
gen) die einzig mögliche Baumart, um eine strukturelle 
Verbesserung der Böden und der Landnutzung zu errei-
chen. Dies hat in weiten Teilen Deutschlands zu Bestän-
den geführt, die weitgehend von der potentiellen natürli-
chen Vegetation abweichen. Bei der Bestandsbegründung 
und Erstaufforstung wurden in der Vergangenheit zudem 
weitere Faktoren nicht berücksichtigt, die sich wie folgt 
zusammenfassen lassen (WANGLER, 1990; PLOCH-
MANN, 1981; HAMMER, 1974): 

– Der Anbau der Fichte (teilweise auch der Kiefer) ge-
schah häufig auf ungeeigneten Standorten mit viel zu 
hohen Pflanzzahlen. Mangelhafte Bestandspflege 
führte zu Dichtschluss und gefährdet die Bestandes-
stabilität. 

– Erstaufforstungen mit Fichte (teils auch mit Kiefer 
und Schwarzkiefer) wurden auch auf Standorten ge-
tätigt, die für den Naturschutz von vorrangiger Be-
deutung sind (feuchte Wiesen, Bachränder, Trocken-
rasen, Heiden). 

– Erstaufforstungen erfolgten vielfach in ungünstig 
strukturierten Räumen (Realteilungsgebiete) oder in 
Regionen, in denen eine weitere Zunahme der Wald-
flächen aus landeskulturellen Gründen problematisch 
oder sogar unerwünscht ist. 

– Alte Laubwälder, vor allem Mittel- und Niederwal-
dungen, wurden in ertragreichere gleichaltrige Na-
delwälder umgewandelt. 

Zwar kann eine Kritik an den heute 20- bis 50-jährigen 
Fichten- und Kiefernreinbeständen nur vor dem Hinter-
grund der historischen Entwicklungen und damaliger 
forstpolitischer Zielsetzungen (Wiederaufbau, Schwer-
punkt Holzproduktion und Ertragssteigerung) bewertet 
werden, jedoch zeigen erste Ansätze der aktuellen Zertifi-
zierungsdebatte, dass bei einer globalen Betrachtung der 
Waldzustände vorrangig die gegenwärtige Situation  be-
wertet wird.  

1189.  Eine neuere Einschätzung der „Naturnähe“ der 
gesamtdeutschen Waldfläche und deren Bewirtschaftung 
legen GIEGRICH und STURM (1999) vor. Methodisch 
wurden Natürlichkeitsklassen aufgestellt, die eine Beur-
teilung der „Natürlichkeit“ des Waldökosystems anhand 
von drei Kriterien erlauben. Diese sind die Naturnähe 
des Bodens, die Naturnähe der Waldgesellschaft und die 
Naturnähe der Entwicklungsbedingungen. Die Methode 
wurde für Waldgebiete der mittleren Breiten und für bo-
reale Wälder erarbeitet. Durch stichprobenhafte Unter-
suchungen und Abschätzungen auf Basis vorhandener 
forstlicher Literatur sowie unter Zuhilfenahme der 
Forsteinrichtungsdaten der jeweiligen Forstverwaltun-
gen und -besitzer wurde die Waldfläche Deutschlands 
nach verschiedenen Intensitätsstufen bewertet und ein-
geteilt (GIEGRICH und STURM, 1999). Die Einschät-
zung enthält durch die fehlende flächendeckende me-
thodische Anwendung nach Ansicht des Umweltrates 
eine gewisse Unschärfe, jedoch gilt sie in ihrer Ten-
denz bislang als tragfähig.  

Auf ca. 5 % der Gesamtwaldfläche (vgl. Tab. 3.1.6-1; 
Stufe I) entsprechen sowohl die Baumartenzusammen-
setzung als auch die Bodenvegetation der natürlichen 
Vegetation. Dies sind vor allem Nationalparke, Natur-
waldreservate, Naturschutzgebiete mit strengen 
Schutzgebietsverordnungen und geschützte Biotope. 
Ebenfalls 5 % der Waldfläche sind naturnah (Stufe II). 
Der größte Anteil (50 %) der Waldfläche gilt als be-
dingt naturnah (Stufe III). Nach GIEGRICH und 
STURM (1999) herrscht hier eine bedingt naturnahe 
forstwirtschaftliche Nutzung vor. Weitere 30 % der 
deutschen Wälder sind in einem bedingt kulturbe-
stimmten Zustand (Stufe IV). Dies sind vor allem länd-
lich geprägte Kommunalwälder, Teile der Staatsforste 
und größere Privatwälder. Vor allem in Großprivat-
waldbetrieben und einigen Forstämtern Brandenburgs 
und Bayerns lässt sich die Waldfläche lokalisieren, die 
nach GIEGRICH und STURM (1999) kulturbestimmt 
ist (Stufe V) und einen Anteil von ca. 10 % an der Ge-
samtwaldfläche einnimmt. 

Bei einer Beurteilung der Naturnähe der bestehenden 
Wälder in Deutschland ist zu berücksichtigen, dass die 
Besonderheiten der Waldbewirtschaftung nur langfristig 
eine Änderung der bestehenden Verhältnisse erlauben. 
Spontane Wechsel, wie sie die Forstwirtschaft gelegent-
lich in den vergangenen fünfzig Jahren erlebte, haben 
zur jetzigen Waldproblematik beigetragen. Ein ange-
strebtes Leitbild kann nur durch Kontinuität der Maß-
nahmen über lange Zeiträume umgesetzt werden. 
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T a b e l l e  3.1.6-1 

Schlüssel für die Naturnähe der Baumartenzusammensetzung von Wäldern 

Naturnähe-Stufen (Natürlich-
keitsgrad) 

Baumarten der heutigen potentiellen natürlichen Ve-
getation (hpnV) einschließlich der Pionierbaumarten

Bodenvegetation 

Natürlich 
I 

alle wichtigen Baumarten der hpnV des Standor-
tes sind vertreten und bilden zusammen > 95 % 
des Bestandes 

im Einklang mit den natürlichen 
Standortbedingungen 

Naturnah 
II 

die wichtigen Baumarten der hpnV machen zu-
sammen > 75% des Bestandes aus, wenn wichti-
ge Baumarten der hpnV fehlen oder sehr gering 
vertreten sind 

weitgehend im Einklang mit den 
natürlichen Standortbedingungen 

Bedingt naturnah 
III 

der Anteil der Baumarten der hpnV beträgt noch 
mindestens 50 % 

geringe, doch reversible Verände-
rungen im Arteninventar 

Bedingt kulturbestimmt 
IV 

die Baumarten der hpnV sind noch mit  
mindestens 25 % vertreten 

deutliche Veränderungen 

Kulturbestimmt 
V 

Baumarten der hpnV oft nur am Rande,  
höchstens 25 %, meistens unter 10 % 

teilweise neue Artenkombination 

Quelle:  Arbeitskreis Standortkartierung, 1996; verändert 

3.1.6.4 Evaluierung des Waldumbaus 
1190.  Die Umbauprogramme der Länder können ange-
sichts der langen Umtriebs- bzw. Entwicklungs-/ 
Wachstumsperioden von Wäldern bislang nur wenig be-
wegt haben. Evaluierungsversuche heben bisher auf In-
dikatoren, wie verausgabte Summe an Fördermitteln, 
Pflanzenverbrauch bei der Erst- oder Wiederaufforstung, 
ab. Einige Waldinventuren weisen für die erste Alters-
klasse bereits darauf hin, dass der jahrzehntelang unge-
brochene Trend zu Nadelholzreinbeständen zumindest 
im Waldbesitz der öffentlichen Hand gestoppt ist. Aus 
dem in der Regel kleiner parzellierten Privatwald liegen 
widersprüchliche Ergebnisse über die Entwicklung der 
Baumartenzusammensetzung vor (WOLLBORN und 
BÖCKMANN, 1997). Mit dem vorliegenden Datenma-
terial wird vor allem das politische Bemühen um den 
Wandel belegt. Ein Nachweis über den möglichen Er-
folg oder resultierende Gefahren bzw. Entwick-
lungsrichtung und -stand ist derzeit nicht zu führen. Hier 
besteht ein gravierender Mangel an aussagekräftigen 
Daten zu den ökosystemaren Folgen. 

3.1.7 Schlussfolgerungen und  
Handlungsempfehlungen 

3.1.7.1 Neues altes Leitbild: Dauerhaft  
umweltgerechte Waldwirtschaft 

1191.  Von allen Landnutzungsformen ist die Wald- 
bzw. Forstwirtschaft die am stärksten auf Langfristigkeit 
orientierte Bewirtschaftungsform. Der Begriff Nachhal-
tigkeit, d. h. dauerhaft umweltgerechte Entwicklung hat 
darin teilweise seine Wurzeln. Um die politische Forde-
rung der Nachhaltigkeit besser zu verwirklichen, hat die 
deutsche Forstwirtschaft das Leitbild einer multifunktio-
nalen Waldnutzung etabliert. Auch wenn Einigkeit da-

rüber besteht, dass das theoretische Gleichrangigkeits-
modell (vgl. Abschn. 3.1.1) in der Praxis nur bedingt 
operational ist, so unterstützt der Umweltrat den Ansatz 
der Multifunktionalität, insbesondere auch vor dem Hin-
tergrund der standörtlichen Vielfalt der Waldgebiete. 
Damit betont er die Notwendigkeit standortgerechter, 
naturnaher Waldbaustrategien (vgl. auch SRU, 1996b). 
Allerdings stellt er fest, dass nicht alle Funktionen des 
Waldes in gleichem Maße und im gesellschaftlich er-
wünschten Umfang automatisch als Kuppelprodukte 
forstwirtschaftlichen Handelns anfallen. Bei der Diskus-
sion über Waldfunktionen erscheinen aktuelle Ansätze 
hilfreich, die eine Differenzierung der Waldfunktionen 
in „Wirkungen des Waldes“ und „Leistungen der Forst-
wirtschaft“ vorschlagen (OESTEN und SCHANZ, 
1997). „Wirkungen des Waldes“ bestehen in gleicher 
Weise auch bei völliger Abwesenheit von Forstwirt-
schaft, wogegen „Leistungen der Forstwirtschaft“ in 
qualitativen und quantitativen Veränderungen durch 
forstliches Handeln bestehen, die der Befriedigung von 
Nutzungsansprüchen der Gesellschaft dienen. Was Wir-
kungen und was Leistungen sind, wird letztlich durch 
den verfügungsrechtlichen Rahmen bestimmt (OESTEN 
und SCHANZ, 1997, S. 126 f.). 

1192.  Ziel einer dauerhaft umweltgerechten Forstwirt-
schaft sollte eine möglichst geringe Beeinträchtigung 
der Wirkungen des Waldes sein. Die für umweltpoliti-
sche Eingriffe maßgebliche Abgrenzung zwischen Wir-
kungen und Leistungen sollte nach Auffassung des 
Umweltrates über eine Spezifizierung des Begriffes 
„ordnungsgemäße Forstwirtschaft“ erfolgen. Der Um-
weltrat lehnt dabei aber unterschiedliche Aufgaben-
stellungen der verschiedenen Waldbesitzarten ab. Dies 
wird damit begründet, dass sich Eigentumsverhältnisse, 
auch was Staats- oder Kommunalwald anbelangt, ändern 
und damit jeweils veränderte Zielsetzungen einhergehen 
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können, die aufgrund der Langfristigkeit forstwirtschaft-
licher Maßnahmen – wenn überhaupt – nur bedingt rea-
lisierbar wären. 

1193.  Der Umweltrat tritt nachdrücklich dafür ein, 
Forst- und Waldwirtschaft und Naturschutz nicht als 
Gegenpole zu sehen, sondern Forst- und Waldwirtschaft 
und Naturschutz soweit wie möglich zu integrieren. Der 
Umweltrat verkennt jedoch nicht, dass aktuell im Ver-
hältnis zwischen Forst- bzw. Waldwirtschaft und Natur-
schutz eine ganze Reihe von kontroversen Positionen 
besteht, beispielsweise im Hinblick auf Planungs- und 
Verwaltungsfragen sowie Waldbewirtschaftungskonzep-
te. Es sollte deshalb zukünftig darum gehen, diese Kon-
troversen vor dem Hintergrund veränderter gesellschaft-
licher Ansprüche, wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
und erheblich verbesserter Erkenntnisse über die Dyna-
mik und die Funktionsweisen von Waldökosystemen 
insbesondere auch im Kontext ganzer Landschafts- oder 
Biotopverbundstrukturen adäquaten Lösungen zuzufüh-
ren. Insgesamt ist den Belangen des Naturschutzes mehr 
Bedeutung beizumessen, als dies bislang zumindest in 
der Praxis der Fall war. Andererseits sollten bei diesem 
Abstimmungsprozess die Umweltschutzfunktionen der 
Umweltmedien nicht vernachlässigt und eine medien-
übergreifende Herangehensweise gewählt werden. 

1194.  Eine Waldnutzung, die sowohl forstliche als auch 
naturschutzfachliche Belange adäquat berücksichtigt, be-
darf der differenzierten Festlegung von Vorrangflächen 
beispielsweise als Totalreservate. Eine wichtige planeri-
sche Voraussetzung für die Festlegung solcher Vorrang-
flächen im Wald sowie deren räumliche Integration ist 
nach Ansicht des Umweltrates die systematische, qualita-
tive und quantitative Erhebung der Flächen- und Entwick-
lungspotentiale. Dies leisten für die holzproduktionsrele-
vanten Aspekte der Waldbewirtschaftung unter anderem 
die Bundeswaldinventur sowie die Forsteinrichtungswer-
ke. Im Staatswald liefern Waldfunktions- und insbesonde-
re Waldbiotopkartierungen inzwischen erste Ansätze zur 
Katalogisierung der Waldeinheiten hinsichtlich ihrer  
„Biotopqualität“ und Flächenverteilung. Die Waldfunkti-
onenkartierung liefert eine Fülle räumlicher Einheiten,  
bedarf aber zukünftig aufgrund methodischer Defizite zur 
Umsetzung naturschutzfachlicher Zielsetzungen einer Er-
gänzung durch einschlägige Datenerhebungen. Der Um-
weltrat fordert in diesem Zusammenhang die Entwicklung 
tragfähiger Parametersätze mit Bezug auf eine natur-
schutzfachliche Beurteilung des Zustandes und der Ent-
wicklungspotentiale von Wäldern. Die Integration der aus 
naturschutzfachlichen Erhebungen und aus der Waldöko-
systemforschung gewonnenen Befunde in die forstliche 
Planung bzw. auf der betrieblichen Ebene in die Forstein-
richtungsplanung bildet einen wichtigen Schritt zur Um-
setzung integrierter Waldbaukonzepte, die grundsätzlich 
auch den Belangen des Naturschutzes Rechnung tragen. 

1195.  Mit Bezug auf die Durchsetzung von Natur-
schutzbelangen im Wald weist der Umweltrat darauf 
hin, dass eine Trennung der Forstwirtschaft in einen 
wirtschaftenden und in einen aufsichtsführenden, das 
heißt hoheitlichen Teil vertretbar erscheint, wenn das 
ökologische Niveau der ordnungsgemäßen Forstwirt-

schaft klar gesetzlich fixiert und kontrolliert werden 
kann. Zwischen Wald- und Forstwirtschaft und Natur-
schutz bestehen hinsichtlich hoheitlicher Aufgaben Ziel-
konflikte und Überschneidungen, die bislang jedenfalls 
aus fachlich inhaltlicher Sicht nicht angemessen geord-
net sind. Als einen Lösungsweg schlägt der Umweltrat 
vor, hoheitliche Aufgabenstellungen und Nutzungsinte-
ressen grundsätzlich zu trennen. Dies würde langfristig 
darauf hinauslaufen, eine Forstverwaltung aufzubauen, 
die lediglich hoheitliche Aufgaben wahrnimmt. Da sie 
von Zielkonflikten weitgehend entlastet ist, könnte sie 
mit gleicher Gewichtung auch Naturschutzinteressen 
vertreten und Kompetenzkonflikte zwischen Forst- und 
Naturschutzverwaltung würden weitgehend entschärft. 
In diesem Konzept würde der gesamte Staatswald suk-
zessive privatisiert oder jedenfalls privat bewirtschaftet 
werden. 

Auf die Anpassung bestehender institutioneller Rah-
menbedingungen und Verfahrensweisen an die Erfor-
dernisse, die sich aus den von der Bundesregierung un-
terzeichneten internationalen Konventionen mit Wald-
bezug ergeben, ist besonderes Gewicht zu legen, um die 
aus den Konventionen abzuleitenden Verpflichtungen 
angemessen zu erfüllen. Die Lösungen sind am Quer-
schnittscharakter der einzelnen Konventionen auszurich-
ten, der die Beteiligung einer Vielzahl von Bereichen 
staatlichen Handelns – Forstwirtschaft, Naturschutz, 
Handel, Landnutzungsplanung, Forschung und Entwick-
lungszusammenarbeit – und die Entwicklung innovati-
ver Verfahren zur sektorübergreifenden Zusam-
menarbeit erfordert. 

3.1.7.2 Zum Waldzustand 

1196.  Zur Charakterisierung des Ausmaßes sowie der 
zeitlichen Entwicklung und räumlichen Verteilung der 
Schäden werden in Europa jährlich Waldschadens- bzw. 
Waldzustandsinventuren erstellt, die im wesentlichen 
auf der Erfassung unspezifischer Nadel-/Blattverluste 
basieren. Vor dem Hintergrund der Erkenntnisse aus etwa 
zwei Jahrzehnten intensiver Waldschadens- beziehungs-
weise Waldökosystemforschung weist der Umweltrat 
darauf hin, dass diese Inventuren keine hinreichenden 
Aussagen über den tatsächlichen Gesundheits- (Vitali-
täts-)Zustand der Bäume/Bestände erlauben. Neu oder 
neuartig sind vor allem Schadensphänomene, die auf Er-
nährungsstörungen beruhen. Im Zusammenhang mit den 
sogenannten neuartigen Waldschäden wurden daher von 
Anfang an Ernährungsstörungen als symptomatische Be-
funde diskutiert. Dabei stand vor allem ein neuartiger 
Mg-Mangel bei Fichtenbeständen in höheren Lagen der 
Mittelgebirge im Blickpunkt des Interesses. 

Zur optischen Diagnose ernährungsbedingter Waldschä-
den dienen spezifische Verfärbungssymptome. Diese 
sind für Mg-Mangel ausführlich beschrieben. Zur exak-
ten Beurteilung des Ernährungszustandes ist die Blatt-
analyse das Mittel der Wahl. Für zahlreiche Baumarten 
liegen hinreichend gesicherte Grenzwerte/-bereiche vor. 
Die mit Ernährungsstörungen (Nährelementmängel, -un-
gleichgewichte) gekoppelten Waldschäden lassen sich in 
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Abhängigkeit von Standortfaktoren und Bestandesbe 
dingungen in spezifische Schadtypen einteilen. Dabei 
dominiert der Mg-Mangel bei Fichte auf sauren und ba-
senarmen Substraten. Dieses Syndrom, das optisch seit 
Mitte der siebziger Jahre in höheren Lagen der Mittel-
gebirge insbesondere an Fichten beobachtet und als 
Fichten-Hochlagenerkrankung bezeichnet wird, hat sich 
aus pflanzenphysiologischer Sicht allmählich entwickelt. 
Die sichtbaren Symptome dieser Erkrankung traten zu 
Beginn der achtziger Jahre allerdings relativ „plötzlich“ 
und auf großen Flächen auf. Die seit Mitte der achtziger 
Jahre beobachteten Stagnationen bei der Vergilbung so-
wie die verbreitete natürliche Regeneration gelbspitziger 
Fichtennadeln fallen mit Jahren reduzierter Schadstoff-
einträge und günstigen Niederschlagsverhältnissen zu-
sammen. Zur Erklärung der tiefgreifenden Veränderun-
gen des Ernährungszustandes vieler Waldökosysteme 
mit den Symptomen der neuartigen Waldschäden in 
Deutschland und Europa wurden verschiedene Hypothe-
sen formuliert. Diese lassen sich in direkte und indirekte 
Wirkungspfade einteilen. 

1197.  Direkte Einwirkungen gasförmiger Luftschad-
stoffe, wie SO2, NOx, NH3 und O3, als Einzelfaktoren 
oder in Kombination mit additiver bzw. synergistischer 
Wirkung wurden – mit Ausnahme der sogenannten 
Rauchschäden – schon früh als primär wirksame Ursa-
chen ausgeschlossen. Da Ozon eine relativ hohe Pflan-
zenwirksamkeit besitzt, erscheint es jedoch nicht un-
wahrscheinlich, dass diesem Luftschadstoff in bestimm-
ten Gebieten eine mitwirkende Rolle beim Zustande-
kommen von Walderkrankungen zukommt. Erhöhte H- 
und NH4

+-Einträge können die Kronenauswaschung 
mobiler und austauschbarer Nährelemente wie Mg, Ca, 
K, Zn und Mn mit und ohne Vorschädigung des 
Blatt-/Nadelgewebes steigern. Es ist daher vorstellbar, 
dass dieser als Säure-Leaching bezeichnete Mechanismus 
bei langjähriger Belastung Ernährungsstörungen mit ver-
ursacht. 

Als eindeutig belegt erachtet es der Umweltrat, dass indi-
rekte Wirkungen, das heißt Mechanismen und Prozesse, 
die zu veränderten Substratbedingungen in Waldökosys-
temen führen, Ernährungsstörungen bzw. Waldschäden 
auslösen können. In diesem Zusammenhang ist die 
„Saure Regen“-Hypothese (Bodenversauerung, Alumi-
niumtoxizität) zu nennen. Es erscheint plausibel, dass 
aufgrund beschleunigter Bodenversauerung infolge er-
höhter anthropogener Säureeinträge und anderer Ein-
flüsse saure basenarme Böden derart an Mg, Ca 
und/oder K verarmen, dass die Waldbestände nicht mehr 
ausreichend mit diesen Nährstoffen versorgt werden 
können und akute Mangelsituationen auftreten. Anderer-
seits wurde gezeigt, dass viele Waldbaumarten relativ 
tolerant gegen Aluminiumtoxizität sind. Offenbar haben 
sie sich entwicklungsgeschichtlich gut an saure Sub-
stratbedingungen angepasst und adäquate Schutzstrate-
gien entwickelt. 

Erhöhte N-Einträge in Waldökosysteme sind ernährungs-
physiologisch differenziert zu betrachten. Verbessertes 

NH4
+-Angebot kann bei Fichte und anderen Baumarten zu 

reduzierter Mg- und K-Aufnahme sowie zu erniedrigten 
Rhizosphären-pH-Werten führen, während die Anionen-
absorption dadurch gesteigert wird. NO3

--Ernährung 
wirkt entgegengesetzt. Bei hohem luftbürtigen N-Input ist 
zu beachten, dass die N-Aufnahme partiell auch über die 
Krone erfolgt. In der Regel fördert eine bessere N-
Versorgung das Wachstum der Bäume. Daraus können 
Verdünnungseffekte und Nährelementungleichgewichte 
resultieren. Hohe N-Einträge können die Bodenversaue-
rung vorantreiben und auf nährstoffarmen Böden eine 
Verschlechterung des Basenhaushaltes bewirken. Ande-
rerseits wirken N-Einträge in Waldökosystemen aufgrund 
der standort- und bestandsspezifischen Unterschiede des 
N-Haushaltes sehr verschieden. 

1198.  Nach Auffassung des Umweltrates sind die 
anthropogene Beeinflussung der Atmosphäre und die 
daraus resultierenden Stoffeinträge als Standortfaktor zu 
bewerten, wobei Veränderungen der Immissionen in 
Raum und Zeit sowie nach Art, Form, Menge und Ver-
hältnis zu berücksichtigen sind. Es wird deshalb ein 
Erklärungsansatz postuliert, in dem die standort- und 
bestandsspezifischen Waldschäden als Folge verschie-
denartiger Kombinationen multipler Stressfaktoren be-
trachtet werden. Dabei spielen extern verstärkte Boden-
versauerung, Verarmung an basischen Kationen, erhöhte 
N-Einträge, reduzierte Mg- (und Ca-)Deposition und ver-
stärktes Kronen-Leaching wichtige Rollen. Extreme Wit-
terungsbedingungen (z. B. Trockenheit) besitzen sowohl 
mitwirkenden als auch auslösenden Charakter. Biotische 
Erkrankungen werden als Folgewirkungen eingestuft.  

1199.  Da die Konstellation der Kausalfaktoren in der 
Regel komplex ist, sich diese Einflüsse zumindest par-
tiell gegenseitig bedingen, verstärken oder auch kom-
pensieren und zudem standortspezifisch sind, weist der 
Umweltrat darauf hin, dass die jeweiligen Schadursa-
chen nur am Standort selbst bestimmt werden können. 

Wie vom Umweltrat bereits Anfang der achtziger Jahre 
vorgeschlagen (SRU, 1983), wird neben der Kalkung als 
Bodenmeliorationsmaßnahme auch weiterhin eine an die 
Standort- und Bestandesbedürfnisse angepasste gezielte 
Düngung zur Verbesserung des Ernährungszustandes 
und der Widerstandskraft der Bäume empfohlen. Auch 
wenn heute in Zentraleuropa Aspekte des Boden- und 
Gewässerschutzes bei waldbaulichen Maßnahmen wie 
Kalkungen und Düngungen im Vordergrund stehen, darf 
das Kompartiment Baum/Bestand aufgrund seiner kom-
plexen Wirkung im Waldökosystem nicht unberück-
sichtigt bleiben.  

1200.  Da Degradationen von Waldökosystemen häufig 
auf mehrere Ursachen zurückzuführen sind, betont der 
Umweltrat mit Nachdruck, dass Sanierungsmaßnahmen 
in der Regel weit über Bodenmeliorations- und Dün-
gungsmaßnahmen hinausgehen müssen. Derartige Ein-
griffe sind grundsätzlich in ein forstwirtschaftliches Ge-
samtkonzept einzubinden, in dem neben ernährungs- und 
bodenkundlichen sowie nutzungsgeschichtlichen Ge-
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sichtspunkten auch waldbauliche, ökologische und land-
schaftspflegerische Ziele zu berücksichtigen sind. Immer 
aber müssen diese Maßnahmen an die spezifischen Stand-
ortbedingungen angepasst werden und sind deshalb von 
Fall zu Fall neu zu bestimmen. 

Auch wenn sich die Wälder in Deutschland derzeit in 
einer unerwarteten Gesundungsphase (Verschwinden 
von Vergilbungssymptomen, Abnahme von Nadel- 
bzw. Blattverlusten) mit zumindest teilweise bisher 
unbekannten Holzzuwachsraten befinden, kann dieser 
Befund nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich bei 
unseren Wäldern weithin um Forste mit einer langen 
Nutzungsgeschichte handelt. Dabei ist auch zu berück-
sichtigen, dass verstärktes Bestandeswachstum bei feh-
lender Holzentnahme zu einer Zunahme des flächenbe-
zogenen Holzvorrates führt, der vergleichsweise rasch 
zu einer erneuten Destabilisierung der Waldbestände 
führen kann. Vor diesem Hintergrund kommt den ein-
geleiteten Waldumbauprogrammen eine noch bedeu-
tendere Rolle zu, als sie sich z. B. aus der Forderung 
der Biodiversitätsforschung ergibt. Der Umweltrat for-
dert auch weiterhin, die Reduktion von Schadstoffein-
trägen, insbesondere die N-Immissionen betreffend, 
voranzubringen. Schließlich empfiehlt der Umweltrat, 
die bislang praktizierten Waldschadens- bzw. Waldzu-
standsinventuren, die sich im wesentlichen an dem un-
spezifischen Parameter Nadel-/Blattverlust orientieren, 
zugunsten umfassender ökosystemar basierter Zu-
standsanalysen, wie sie z. B. das Level II-Programm 
der EU für Waldbestände vorsieht, aufzugeben. 

3.1.7.3 Naturschutzbelange im Wald 
1201.  Aufgrund der standörtlichen Situation, des breiten 
Artenspektrums, der landschaftsökologischen Gesamtsi-
tuation in Deutschland, aber auch der internationalen 
Verpflichtungen besitzt der Schutz von Wäldern einen 
hohen Stellenwert. Der Biotopschutz im Wald kann nach 
Auffassung des Umweltrates durch die Anpassung der 
Nutzung an bestimmte Schutz- und Entwicklungsziele, 
spezifische Pflegemaßnahmen des Naturschutzes, Aus-
weisung von Schutzgebieten und gesetzlichen Pauschal-
schutz realisiert werden. Der Umweltrat hält aus natur-
schutzfachlichen Erwägungen heraus die Einrichtung von 
Waldschutzgebieten im deutschen ebenso wie im europä-
ischen Schutzgebietssystem für unverzichtbar. Von der 
forstwirtschaftlich genutzten Fläche sollten 5 % Totalre-
servate, 10 % naturnahe Naturschutz-Vorrangflächen und 
2 bis 4 % naturnahe Waldränder einem Waldbiotopver-
bundsystem vorbehalten bleiben (vgl. SRU, 1996a, 
Tz. 251). Diese Prozentzahlen sind aber nur grobe Richt-
zahlen, die in den jeweiligen biogeographischen Regionen 
und in Abhängigkeit von der Naturausstattung, der Stand-
ortvielfalt und den Nutzungen erheblich schwanken kön-
nen und müssen. 

Der Umweltrat empfiehlt darüber hinaus als Rahmen 
für eine Stärkung des Naturschutzes im Wald, das 
Bundes-Waldgesetz in der Richtung zu ändern, dass 

der Waldbesitzer anstelle einer Bewirtschaftungspflicht 
zu einem haushälterischen Umgang mit dem Wald ver-
pflichtet ist. 

1202.  Nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-
Richtlinie) werden wertvolle Lebensraumtypen, die ge-
meinschaftsweit von Bedeutung sind, geschützt (vgl. 
Tz. 365 ff.). Im Bereich sogenannter mittlerer Standor-
te – und hier insbesondere auch bei Wäldern – geht die 
FFH-Richtlinie deutlich über den deutschen Gebiets-
schutz hinaus: So werden allein 14 verschiedene Waldty-
pen in der FFH-Richtlinie genannt. Manche in Deutsch-
land häufig vorkommenden und zu wenig beachteten 
Waldtypen haben bei europaweiter Betrachtung eine ho-
he Bedeutung für den Naturschutz. Der Umweltrat emp-
fiehlt deshalb, die in Deutschland besonders vielgestalti-
gen Buchenwaldgesellschaften auf einer angemessen 
großen Fläche im Status eines Nationalparkes unter 
Schutz zu stellen. 

1203.  Nach § 20c des Bundesnaturschutzgesetzes sind 
die folgenden Waldbiotoptypen in Deutschland pau-
schal geschützt: Wälder und Gebüsche trockenwarmer 
Standorte, Bruch-, Sumpf- und Auwälder. In den Län-
dern bestehen weitergehende Regelungen. Außerdem 
enthält ein erheblicher Teil der weit über 5 000 deut-
schen Naturschutzgebiete, der Nationalparke und Bio-
sphärenreservate Waldanteile, manchmal auch in gro-
ßen Flächenanteilen. Die Schutzintensität ist allerdings 
heterogen; vielfach ist eine Holznutzung nicht ausge-
schlossen. Ein richtungsweisender Schritt ist der Auf-
bau eines Systems der Naturwaldreservate. 

Die vergleichsweise breite Palette von Maßnahmen des 
Flächenschutzes konnte den Rückgang bestimmter 
Waldtypen jedoch nicht verhindern. Die aktuelle Rote 
Liste der gefährdeten Biotoptypen Deutschlands nennt 
mehr als 67 Waldtypen bzw. -varianten, die zumindest 
regional gefährdet sind (RIECKEN et al., 1994). Er-
gänzende Instrumente, insbesondere planerische, müs-
sen gleichgerichtet wirksam werden. 

1204.  Der Umweltrat sieht es als zwingend erforderlich 
an, auf der Grundlage naturschutzfachlich fundierter Kon-
zepte und Zielsysteme Maßnahmen zum Erhalt der biolo-
gischen Vielfalt in die forstliche Praxis zu integrieren. 

Dies ist bisher erst teilweise erfolgt. Der Begriff „biologi-
sche Vielfalt“ beinhaltet nach Art. 2 der Biodiversi-
tätskonvention sowohl eine Vielfalt innerhalb der Arten 
als auch die Vielfalt der im Wald lebenden bzw. an den 
Wald gebundenen Tier- und Pflanzenarten und schließlich 
auch die Vielfalt der Waldökosysteme. Die bisherige 
Konzepte und Maßnahmen haben sich weitgehend auf die 
Ebene der Populationen und Arten beschränkt und hier 
wiederum auf bestimmte Organismengruppen (attraktive 
und/oder gefährdete Arten, Totholzbewohner). Der Erhalt 
der innerartlichen Vielfalt wurde – außer in begrenztem 
Umfang bei Nutzbaumarten – kaum als eigenständige 
Aufgabe erkannt. Tragfähige Konzepte hierzu liegen bis-
her kaum vor. Sie sind vorrangig neu zu erarbeiten. 
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1205.  Vor der Formulierung einzelner Maßnahmen 
zum Erhalt der biologischen Vielfalt im Wirtschafts-
wald steht eine klarere Bestimmung der Ziele von Na-
turschutz im bewirtschafteten Wald. Aus naturschutz-
fachlicher Sicht ist dieses Ziel in der Regel eine mög-
lichst große Naturnähe der Wirtschaftswälder, wobei 
sowohl strukturelle Merkmale des Naturwaldes als 
auch ein breites Spektrum von Lebensräumen der na-
türlichen Waldentwicklung entwickelt oder erhalten 
werden sollte.  

1206.  Der Umweltrat weist auf den nach wie vor be-
stehenden erheblichen Konkretisierungsbedarf für ein 
naturschutzfachliches Rahmenkonzept für Forsten und 
Wälder hin. Entsprechende Ansätze haben sich in der 
Vergangenheit zu stark auf die unbewaldeten Land-
schaftsteile beschränkt oder allenfalls Wald in Sonder-
situationen (z. B. Feldgehölze, Moorwälder) einge-
schlossen (SCHERZINGER, 1996). 

3.1.7.4 Umsetzung der Waldumbauprogramme 
1207.  Das Leitbild des künftigen Waldumbaus sollte 
unabhängig von der Waldbesitzart und länderübergrei-
fend der Aufbau naturnaher, strukturreicher und ertrags-
starker Wälder sein. Ein waldbauliches Zielkonzept soll-
te die konsequente Beachtung des „ökologischen Prin-
zips“ als Grundansatz jeglicher Holznutzung betonen. 
Die Nutzungsintensität ist dabei in Abhängigkeit von 
den jeweiligen Standortbedingungen zu definieren. Zur 
Umsetzung dieser Leitlinie erscheint eine flächende-
ckende Bewertung der Naturnähe und das Aufzeigen 
waldbaulicher Entwicklungslinien unverzichtbar. 

Ferner sollten die bisher gewonnenen standörtlichen 
Kenntnisse über Bewirtschaftungsmöglichkeiten, Risi-
ken und Gefahren eine flexible und keine pauschali-
sierte Bewirtschaftungsstrategie auf regionaler Ebene 
in den Grenzen der Richtlinien des naturnahen Wald-
baus erlauben. 

1208.  Der Umweltrat vertritt die Auffassung, dass der 
Umbau in naturnahe Wälder einen wichtigen Beitrag zur 
Erfüllung von Naturschutzzielen auf der Gesamtfläche 
des Wirtschaftswaldes leisten kann. Eine wechselnde 
Baumartenzusammensetzung, unterschiedliche forstliche 
Bewirtschaftungsmaßnahmen und Altersstrukturen sol-
len wesentlich dazu beitragen, die biologische Vielfalt 
(Lebensraumvielfalt, Artenvielfalt und genetische Viel-
falt) im Wald zu sichern und zu mehren. 

Die Auswirkungen eines ökologischen Waldumbaus 
auf Biodiversität, Waldnaturschutz, Forsttechnik und 
Wirtschaftslage bedürfen aber einer fundierten wissen-
schaftlichen Analyse. Der Umweltrat fordert in diesem 
Zusammenhang, zum Waldumbau einerseits eine öko-
logische Begleitforschung zu initiieren oder auszubau-
en und andererseits wissensbasierte Prognosemodelle 
weiterzuentwickeln. Dabei darf die Untersuchung sich 
nicht auf den Waldbestand beschränken; vielmehr soll-

ten insbesondere ökosystemare Auswirkungen auf Bo-
den und Gewässer adäquat mit berücksichtigt werden. 
Der Umweltrat begrüßt bestehende Ansätze des Bun-
desministerium für Bildung und Forschung zur Evalu-
ierung von Maßnahmen einer zukunftsorientierten 
Waldwirtschaft. 

Vor allem die instabilen Kiefernforste im norddeut-
schen Tiefland (insbesondere Niedersachsen und Bran-
denburg) sowie die Fichtenwälder in Mittelgebirgsla-
gen sollten prioritär umgebaut werden. An den Kie-
fernstandorten sollten starke Durchforstungseingriffe 
das Einbringen und die Förderung von Laubbaumarten 
(z. B. Buche, Eiche) erlauben. Geprüft werden sollte 
die Möglichkeit, den Umbau der oft labilen Nadel-
wälder in stabile und naturnahe Laub- und Laub-
Nadelmischwälder im Rahmen öffentlicher (zeitlich 
befristeter) Förderprogramme auch für den privaten 
Waldbesitz attraktiver zu machen. 

1209.  Als wesentliche Grundlage für die Anbaupla-
nung und die Beurteilung der Naturnähe befürwortet 
der Umweltrat die bundesweite forstliche Standortkar-
tierung und eine standardisierte naturschutzfachliche 
Erfassung und Beurteilung für alle Besitzarten inner-
halb von zehn Jahren. Auf dieser Grundlage sollten re-
gionale und standörtliche Ziele der Baumartenwahl 
entwickelt und umgesetzt werden. 

1210.  Der naturnahe Waldbau versucht, die natürliche 
Regenerationsfähigkeit der Waldökosysteme optimal 
zu nutzen. Auch aus ökonomischen Gründen sollte 
deshalb künftig die natürliche Leistungsfähigkeit der 
Wälder für eine Verjüngung eingesetzt werden, sofern 
nicht andere Verfahren (z. B. Saat oder Pflanzung) 
zweckmäßiger oder geboten sind, beispielsweise um 
labile Fichtenbestände rasch umzubauen. Stärker als 
die Geschwindigkeit ist aus der Sicht des Umweltrates 
jedoch die Dauerhaftigkeit und Umweltverträglichkeit 
von Umbaumaßnahmen zu gewährleisten; dabei 
kommt es entscheidend auf die jeweiligen standörtli-
chen Bedingungen an. 

Waldumbaumaßnahmen, die mit hoher Eingriffsstärke 
und/oder in kurzen Zeitabständen erfolgen, sind deshalb 
besonders kritisch zu bewerten. Dementsprechend ist ei-
ne gezielte mittelfristige Planung des Umbaus unver-
zichtbar. Damit Naturverjüngung Erfolg haben kann, ist 
eine Regulierung des Schalenwildbestandes von heraus-
ragender Bedeutung, da durch Wildverbiss die Verjün-
gung der meisten Baumarten ohne aufwendige Schutz-
maßnahmen derzeit nicht möglich ist (s. Abschn. 
3.1.2.2). Die Gewährleistung einer waldverträglichen 
Wilddichte ist aus Sicht des Umweltrates unabdingbar. 
Überhöhte Wildbestände machen nicht nur eine Natur-
verjüngung der meisten Baumarten so gut wie unmög-
lich, sie verursachen erhebliche Mehrkosten in geschä-
digten Pflanzungen und gefährden seltene Äsungspflan-
zen des Waldunterwuchses in ihrem Bestand. Dement-
sprechend erachtet der Umweltrat die flächendeckende 
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Regulierung der Wildbestände durch angepasste Beja-
gung als dringend geboten. Die durch die teilweise An-
erkennung der Landesjagdverbände als Naturschutzver-
bände nach § 29 BNatSchG geförderte „Ökologisie-
rung“ der jagdlichen Zielsetzung muss dringend umge-
setzt werden. Dies gilt insbesondere auch für den Schutz 
gefährdeter Tierarten. 

1211.  Die Problematik hoher Wildbestände hat zu Alli-
anzen zwischen Vertretern von Forstwirtschaft und Na-
turschutz geführt, die wirtschaftliche und naturschützeri-
sche Interessen gegenüber der Interessenvertretung der 
Jäger durchzusetzen suchen (vgl. BODE, 1997). Es wer-
den gleichermaßen Mängel in den ökologischen und so-
zialen Bereichen einer nachhaltigen Jagdnutzung geltend 
gemacht. Während gesellschaftlich anerkannte Erforder-
nisse der Waldwirtschaft häufig an jagdlicher Unzuläng-
lichkeit scheitern, droht die Akzeptanz der Jagd in der 
Öffentlichkeit zu schwinden, obwohl diese für einen na-
turnahen Waldbau unabdingbar ist. 

1212.  Vor dem Hintergrund der aktuellen Situation 
sollte die Jagd dem Primat eines forcierten Waldum-
baus klar untergeordnet werden. Dazu empfiehlt sich 
auch eine Konkretisierung im Bundesjagdgesetz selbst. 
Da der Waldumbau bzw. die Einführung von naturna-
her Forstwirtschaft eine bundesweit und mehr oder 
weniger flächig verfolgte Zielsetzung ist, sind dagegen 
Vorschläge, eine der gewünschten Wilddichte entspre-
chende Zonierung vorzunehmen, wenig hilfreich. 

Jagdbedingte Probleme bedürfen interdisziplinärer regio-
naler Gesamtkonzepte. Die ausschließliche Fokussierung 
auf den Abschuss des Wildes ist extrem konfliktträchtig. 
Demgegenüber ist eine ganzheitliche Sicht und ein inte-
grales Schalenwildmanagement unter Einbeziehung der 
verschiedenen Träger von Interessen an Wald und Wild 
zu empfehlen (REIMOSER, 1996). Dies gilt auch für die 
verbesserte ökologische Aus- und Weiterbildung der Jä-
ger; zudem müssen aber auch die übrigen Landnutzer ein 
ökologisch erweitertes Selbstverständnis entwickeln. 

In diesem Zusammenhang sollte § 1 Abs. 2 Satz 2 Bun-
desjagdgesetz im Hinblick auf die Anforderungen des 
ökologischen Waldbaus dahin erweitert werden, dass die 
Jagd – neben der Vermeidung von Wildschäden – Rück-
sicht auf die Verjüngung mit anspruchsvollen Laub- und 
Nadelgehölzen zu nehmen hat. Eine Konkretisierung mit 
einem entsprechenden Beispielskatalog könnte dann 
durch Regelungen der Länder erfolgen. 

3.1.7.5 Honorierung von Umwelt- und  
Erholungsleistungen der 
Forstwirtschaft 

1213.  Die Forstwirtschaft unterscheidet sich von anderen 
Wirtschaftszweigen dadurch, dass sie neben den marktfä-
higen Gütern (Holz, Beeren, Pilze, Wild etc.), zahlreiche 
Leistungen erbringt, die am Markt nicht absetzbar sind. 
Schutz- und Erholungsleistungen des Waldes (u. a. Bo-

den- und Lawinenschutz, Grundwasserschutz, CO2-
Festlegung, Arten- und Biotopschutz) stellen positive ex-
terne Effekte dar. Da es in der Regel keinen wirksamen 
Mechanismus gibt, die Konsumenten von der Nutzung 
wirksam auszuschließen, werden entsprechende Leistun-
gen des Waldes unentgeltlich in Anspruch genommen. 
Die Waldbesitzer stellen Schutz- und Erholungsleistungen 
aus eigenem Interesse in dem Umfang bereit, wie sie als 
Kuppelprodukt der eigentlichen Wirtschaftstätigkeit 
forstwirtschaftlicher Betriebe anfallen. Allerdings fehlen 
finanzielle Anreize, darüber hinaus weitere Umweltgüter 
und Erholungsleistungen in der gesellschaftlich ge-
wünschten Art und dem Umfang bereitzustellen.  

1214.  Zahlreiche Studien belegen eine positive Zah-
lungsbereitschaft der Bevölkerung für ökologische Leis-
tungen sowie für die Inanspruchnahme der Erholungs-
funktionen der Wälder (vgl. BRANDL und OESTEN, 
1996, S. 452). Wenngleich die Ergebnisse solcher Stu-
dien, aufgrund von methodischen Problemen bei der Mo-
netarisierung des gesellschaftlichen Nutzens öffentlicher 
Güter, eine Reihe von Unsicherheiten aufweisen, geben 
sie dennoch Anhaltspunkte dafür, dass in der Bevölke-
rung eine breite Bereitschaft besteht, ökologische Leis-
tungen der Forstwirtschaft zu entgelten. Um Angebot und 
Nachfrage nach Umweltgütern zu koordinieren sollte, zu-
nächst versucht werden, die vorhandenen Exklusi-
onstechniken zu nutzen und Zahlungswillige privat-
wirtschaftlich zu organisieren. Diese Vorgehensweise er-
scheint insbesondere bei einer geringen räumlichen Diffu-
sion des gesellschaftlichen Nutzens geeignet. Als Ver-
tragspartner der Waldbesitzer kommen etwa Fremdenver-
kehrsverbände, Sport-, Reiter- und Wandervereine sowie 
Naturschutz- und Jagdverbände in Frage (THOROE, 
1995, S. 129; Wissenschaftlicher Beirat beim BML, 1994, 
S. 34). Dort, wo eine privatwirtschaftliche Organisation 
der Nachfrager nicht gelingt, sollte die Leistungserstel-
lung mit öffentlichen Mitteln honoriert werden.  

In seinem Sondergutachten zur Landnutzung hat der 
Umweltrat umfassende konzeptionelle Vorschläge für 
ein System zur Honorierung ökologischer Leistungen 
der Land und Forstwirtschaft gemacht (SRU, 1996b). 
Die Ausführungen in dem Gutachten sind überwiegend 
auf die Landwirtschaft zugeschnitten, allerdings spre-
chen weder ökologische noch ökonomische Gründe da-
gegen, diese Empfehlungen in weiten Teilen auf die 
Forstwirtschaft zu übertragen. 

1215.  Betrachtet man das bestehende Förderinstrumen-
tarium in der Forstwirtschaft (Abschn. 3.1.3.4), zeigt 
sich, dass dieses in erster Linie das Ziel der „Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Lage der Forstbetriebe“ ver-
folgt (BRANDL und OESTEN, 1996; THOROE, 1995, 
S. 129). Dagegen ist der Vertragsnaturschutz in der 
Forstwirtschaft bislang nur von untergeordneter Bedeu-
tung. Wenngleich Umweltleistungen vielfach als Kup-
pelprodukt der forstlichen Unternehmertätigkeit anfallen 
und eine gesunde wirtschaftliche Situation der forstwirt-
schaftlichen Betriebe in der Regel positive Auswir-
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kungen auf die Umwelt hat, wird mit dieser Vorgehens-
weise auf eine direkte Steuerung der forstwirtschaftli-
chen Aktivitäten im Sinne der Umweltziele weitestge-
hend verzichtet. Umwelt- und Erholungsleistungen des 
Waldes fallen nicht automatisch als Kuppelprodukte der 
Holzproduktion in der gesellschaftlich gewünschten 
Form an (OESTEN und SCHANZ, 1997). Anreize, sol-
che Leistungen zu erbringen, die keine Kuppelprodukte 
darstellen, werden vielfach nicht oder nicht ausreichend 
gesetzt. Darüber hinaus werden die Subventionen zur 
Zeit überwiegend kosten- oder maßnahmenorientiert 
vergeben. Um zu einer besseren gesamtwirtschaftlichen 
Allokation und um zu einer im Vergleich zu den beste-
henden Transferzahlungen gerechteren Verteilung öf-
fentlicher Mittel zu kommen, empfiehlt der Umweltrat 
eine stärker ergebnis- oder leistungsbezogene Honorie-
rung von Umwelt- und Erholungsleistungen der Forst-
wirtschaft. Auf diese Weise könnte sowohl auf das 
Ausmaß als auch die Art der Leistungen stärker als bis-
lang Einfluss genommen werden. 

1216.  Welche Umwelt- und Erholungsleistungen von 
den Waldbesitzern unentgeltlich erbracht werden müssen 
und welche zu entgelten sind, wird letztlich über die Spe-
zifizierung von Verfügungsrechten an den Ressourcen 
entschieden. Leistungen, die im gesellschaftlichen Kon-
sens als Ausfluss der Sozialpflichtigkeit des Eigentums 
betrachtet werden, müssen von den Grundstücksbesitzern 
ohne Bezahlung erbracht werden. Die Grenzziehung zwi-
schen zu bezahlenden und nicht zu bezahlenden Leistun-
gen beruht auf einem Werturteil, für das es eines breiten 
gesellschaftlichen Konsenses bedarf (HAMPICKE, 
1997). Auf objektive naturwissenschaftliche und ökono-
mische Wertmaßstäbe kann dabei nicht zurückgegriffen 
werden. In der Forstwirtschaft sind die Verfügungsrechte 
der Waldbesitzer unter anderem durch die unbestimmten 
Rechtsbegriffe „ordnungsgemäße Forstwirtschaft“ (§ 12 
BWaldG) und „gute fachliche Praxis“ (§ 8 BNatSchG) 
festgeschrieben. Schwierigkeiten ergeben sich aus der bis-
lang unzureichenden Konkretisierung dieser Begriffe. Ihre 
Präzisierung ist jedoch Voraussetzung für eine angemes-
sene und sachgerechte Verwirklichung des vorgeschlage-
nen Honorierungssystems. Erst dann wird klar, welche 
Leistungen vom Waldbesitzer im Rahmen der Sozialbin-
dung seines Eigentums ohne öffentliche Honorierung zu 
erbringen sind und welche Leistungen darüber hinausge-
hen. Der Umweltrat empfiehlt, Positivlisten oder Kataloge 
zu entwickeln, in denen die angestrebten Umweltquali-
tätsziele festgeschrieben und entlohnungswürdige Leis-
tungen benannt werden. Die honorierungsfähigen Leis-
tungen sollten dabei überwiegend auf regionaler Ebene 
unter Berücksichtigung der jeweiligen naturräumlichen 
Potentiale bestimmt werden. 

1217.  Bei den bestehenden Umwelt- und Naturschutz-
programmen wird in der Regel ein handlungsorientier-
ter Ansatz zugrundegelegt. Dabei bemisst sich die Höhe 
der Subventionen nach den Kosten (Faktorkosten oder 
Opportunitätskosten) der Leistungserstellung. Der Vor-

teil dieser Herangehensweise liegt in der vergleichswei-
se leichten Berechenbarkeit der zu zahlenden Beträge 
und der hohen Transparenz des Verfahrens. Nachteilig 
wirkt sich aus, dass sich die Höhe der Subventionen 
nicht nach dem gesellschaftlichen Nutzen der Leistungs-
erstellung selbst, sondern nach den Kosten des Verzichts 
auf eine marktfähige Alternativnutzung bemisst. Eine 
unerwünschte Folge dieser Vorgehensweise ist zum Bei-
spiel, dass wertvolle Biotope an ertragsschwachen 
Standorten weniger hoch entgolten werden als solche 
mit geringem ökologischem Wert an ertragsstarken 
Standorten. Außerdem werden durch die Kostenerstat-
tung beim Anbieter ökologischer Leistungen keine An-
reize zur Kostenminimierung gesetzt. 

Ökonomisch überlegen ist eine leistungsorientierte Hono-
rierung, bei der sich die Vergütung ökologischer Leistun-
gen – analog zur Preisbildung auf funktionsfähigen Märk-
ten – an dem Wert orientiert, den die Gesellschaft dem 
Umweltgut beimisst. Die öffentliche Hand könnte als 
Nachfrager nach gesellschaftlich erwünschten Umwelt-
leistungen auftreten (Vertragsnaturschutz), wobei sich Art 
und Umfang der nachgefragten Umweltgüter an den ent-
sprechenden Umweltzielen (u. a. Schutz und Entwicklung 
von Sonderbiotopen, Maßnahmen zum Schutz seltener 
und bedrohter Arten; vgl. HAMPICKE, 1996, S. 124) ori-
entieren sollte. Bei dieser Vorgehensweise wird sowohl 
die Wahl des Verfahrens zur Erreichung der umweltpoli-
tischen Ziele als auch das Risiko des Misserfolgs der ge-
wählten Maßnahme dem Waldbesitzer zugewiesen, der 
ein Eigeninteresse an einer kostengünstigen Leistungser-
stellung sowie an der tatsächlichen Zielerreichung erhält 
(THOROE, 1995, S. 130; Wissenschaftlicher Beirat beim 
BML, 1994, S. 53). Erfahrungen mit einer leistungsorien-
tierten Honorierung sollten im Rahmen von Pilotprojek-
ten gesammelt werden. 

1218.  Bei einer an Umweltqualitätszielen orientierten 
Honorierungsstrategie in der Forstwirtschaft ist eine 
Reihe von Besonderheiten zu beachten, die die Umset-
zung in die Praxis zwar erschweren, jedoch überwunden 
werden können (HAMPICKE, 1996, Kap. 4). So sind 
die Produktionszyklen in der Forstwirtschaft deutlich 
länger als in anderen Wirtschaftszweigen. Ein Honorie-
rungssystem muss dem Umstand Rechnung tragen, dass 
gewisse umweltpolitische Ziele (z. B. Baumartenwahl) 
nur langfristig umgesetzt werden können und den 
Forstwirten durch langfristige Vereinbarungen Pla-
nungssicherheit geben. Auch die Bewertung von Um-
weltleistungen der Forstwirtschaft dürfte durch die lan-
gen Produktionszeiträume erschwert werden, wie die 
kontroverse Debatte um die Wahl des geeigneten Kalku-
lationszinssatzes veranschaulicht. Bestimmte Zielset-
zungen des Naturschutzes, wie die langfristige Entwick-
lung völlig unbewirtschafteter „Urwälder“, verlangen 
raumplanerische und politische Grundsatzentschei-
dungen und sind allein mit ökonomischen Anreizen 
nicht zu realisieren. Schließlich ist die Eigentumsstruk-
tur im Forst zu beachten. So könnte eingewendet wer-
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den, dass dort, wo Wald im öffentlichen Eigentum ist, 
Umwelt- und Erholungsleistungen auch durch direkte 
Weisung statt mit Zahlungsangeboten eingefordert wer-
den könnten. Gegen diese Vorgehensweise ist jedoch 
einzuwenden, dass sie eine Kontrolle der Effizienz der 
Leistungserstellung in Staats- und Körperschaftswäldern 
behindert. So wird es kaum möglich sein zu entscheiden, 
ob Defizite bei Wäldern im Eigentum der öffentlichen 
Hand auf das Angebot von Leistungen für die Allge-
meinheit zurückzuführen sind, die Besitzer von Privat-
wald nicht erbringen, oder ob sie auf einer ineffizienten 
Leistungserstellung beruhen. 

Die CO2-Senkenfunktion des Waldes bedarf keiner ge-
sonderten Honorierung, da das gebundene Kohlendioxid 
beim Absterben der Bäume bzw. beim Einsatz von Bio-
masse zur Energieumwandlung wieder freigesetzt wird. 
Statt dessen empfiehlt der Umweltrat, dem Umstand, 
dass bei der energetischen Nutzung von Biomasse nur so 
viel CO2 freigesetzt wird, wie vorher gebunden wurde, 
durch die Freistellung der Biomassenutzung von der 
Ökosteuer Rechnung zu tragen. Biomasse erhält hier-
durch einen relativen Kostenvorteil gegenüber fossilen 
Energieträgern in Höhe des Steuersatzes. 

1219.  Um das Instrument der Honorierung ökologischer 
Leistungen der Forstwirtschaft in die Praxis umzusetzen, 
empfiehlt der Umweltrat: 

(1) Eine Präzisierung der Begriffe „ordnungsgemäße 
Forstwirtschaft“ und „gute fachliche Praxis“. Nur 
so ist eine klare Grenzziehung zwischen zu entloh-
nenden und nicht zu entlohnenden Leistungen der 
Forstwirtschaft möglich. 

(2) Die Erarbeitung eines Waldökopunktesystems.  
Ökologischen Leistungen und der Unterlassung 
problematischer Maßnahmen wird eine bestimmte 
Anzahl von Positiv- bzw. Negativpunkten zuge-
ordnet, wobei jedem Punkt äquivalent ein festzule-
gender Geldbetrag entspricht. Darüber hinaus soll-
ten Nutzenverzichte der Waldbesitzer, die zum 
Beispiel auf Schutzgebietsausweisungen zurückzu-
führen sind, kompensiert werden. 
– Die Punkteverteilung richtet sich dabei nach 

räumlichen Entwicklungszielen und den gegebe-
nen Naturraumpotentialen. Um Ortskenntnisse 
verfügbar zu machen, sollten bei der Festlegung 
der Ziele örtliche Instanzen und Vereinigungen 
einbezogen werden (z. B. Landschaftspflegever-
bände). Übergeordnete Honorierungsziele sind 
auf EU- bzw. Bundesebene festzulegen. 

– Dem Äquivalenzprinzip folgend sollte der jewei-
lige Besteller von Umwelt- und Erholungsleis-
tungen (Gemeinde, Land, Bund, EU) dem Zahler 
entsprechen. Sofern die Nachfrage nach Umwelt- 
und Erholungsleistungen der Forstwirtschaft pri-
vatwirtschaftlich organisiert werden kann (z. B. 
durch Naturschutzvereine), sollte von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden. 

– Bei Maßnahmen, die erst zeitverzögert greifen, 
müssen langfristige Verträge geschlossen und 
honorierungsfähige Zwischenziele definiert wer-
den. 

– Die Abgeltung ökologischer Leistungen der 
Forstwirtschaft muss mit räumlichen Planungsin-
strumenten auf regionaler und örtlicher Ebene 
verknüpft werden. 

(3) Die Entwicklung von Indikatoren zur Erfassung 
von Umweltqualität bzw. von Umweltleistungen 
ebenso wie von Verfahren zur Erfolgskontrolle. 

(4) Die schrittweise Ablösung eines handlungsorien-
tierten Leistungsentgeltes durch eine leistungsori-
entierte Honorierung. Durch die Möglichkeit, bei 
einer leistungsorientierten Honorierung Rentenein-
kommen zu erzielen, wird die Produktion von 
Umweltgütern der Holzproduktion als Einkom-
mensquelle gleichgestellt. 

(5) Die Umwidmung (zumindest eines Teils) der zur 
Subventionierung der Forstwirtschaft vorgesehe-
nen Mittel in Entgelte für ökologische Leistungen 
der Forstwirtschaft. Für die Finanzierung eines 
Systems zur Honorierung ökologischer Leistungen 
der Forstwirtschaft kommt unter anderem der Eu-
ropäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) in Frage. Darüber hinaus 
empfiehlt der Umweltrat eine umweltpolitische 
Neuorientierung der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) (Tz. 402). 

(6) Im Hinblick auf die Zielgruppe der urbanen Wald-
besitzer erscheinen flächendeckend Informations-
maßnahmen sinnvoll (Tz. 1128 f.). 

1220.  Im Zusammenhang mit der Honorierung ökologi-
scher Leistungen der Forstwirtschaft wird regelmäßig 
auch das Instrument der Zertifizierung genannt (für eine 
ausführliche Darstellung vgl. BECKER, 1997). Dabei un-
terscheidet sich die Zertifizierung von der Honorierung 
ökologischer Leistungen insofern, als die Finanzierung 
von Umwelt- und Erholungsleistungen der Forstwirtschaft 
im Rahmen der Zertifizierung nicht mit öffentlichen Gel-
dern erfolgt. Statt dessen stellt sie darauf ab, die private 
Zahlungsbereitschaft für eine durch das Zertifikat belegte 
umweltgerechte Wirtschaftsweise der Waldbesitzer abzu-
schöpfen. Dabei kann das Zertifikat je nach den zugrun-
degelegten Kriterien als Nachweis dienen, dass das Holz 
aus einer Lieferregion bzw. einem Betrieb stammt, in dem 
die Regeln einer nachhaltigen Forstwirtschaft befolgt 
werden. Denkbar sind aber auch Zertifikate, mit denen 
Waldbesitzer die freiwillige Befolgung von Anforderun-
gen nachweisen, die über die „ordnungsgemäße Forst-
wirtschaft“ hinausgehen (WERMANN, 1997, S. 176). Bei 
der Zertifizierung werden die Kriterien nicht in staatlicher 
Regie, sondern durch private Akteure festgeschrieben. 
Die Teilnahme an der Zertifizierung ist den Waldbesit-
zern freigestellt. Diese werden sich nur dann an einem 
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solchen System beteiligen, wenn sie sich dadurch verbes-
serte Absatzchancen (Marktanteil, Preis) versprechen, die 
die Kosten der Zertifizierung mindestens kompensieren.  

3.1.7.6 Abstimmung konkurrierender  
Nutzungsansprüche 

1221.  Die Umsetzung eines zeitgemäßen, gesellschaft-
lich abgestimmten Waldnutzungskonzeptes ist weiterhin 
defizitär (BMU, 1998; WBGU, 1996). Eine der Ursa-
chen dieser Umsetzungsdefizite besteht in der bislang 
fehlenden Konkretisierung und Operationalisierung des 
Leitbildes einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung 
(SRU, 1994) im Handlungsfeld „Waldnutzung in 
Deutschland“. So fehlt ein gesellschaftlicher Konsens 
darüber, welche Art von Wald und welche biologische 
Vielfalt im Wald erwünscht ist. 

Von entscheidender Bedeutung ist ein gesamtgesellschaft-
licher Diskurs, in dem die wissenschaftlichen Erkenntnis-
se z. B. über die Dynamik von Ökosystemen oder res-
sourcenökonomische Zusammenhänge in die Entwick-
lung von Zielen und Indikatoren integriert werden. 

Eine solche Entwicklung muss darauf hinarbeiten, die 
Bereitschaft der Gesellschaft als Ganzes dahingehend zu 
erhöhen, Naturnutzung an der Tragfähigkeit von Öko-
systemen auszurichten. Konkret sollten im vorliegenden 
Fall die Rahmenbedingungen für staatliches wie privates 
Wirtschaften in den Bereichen, die auf den Wald ein-
wirken, so gestaltet werden, dass sie eine möglichst na-
turnahe Entwicklung des Waldes gewährleisten. 

1222.  Die zunehmende Ausweisung von Naturschutz-
gebieten und Nationalparken hat in den letzten Jahren 
eine bis heute anhaltende forstpolitische Diskussion 
ausgelöst (VOLZ, 1997). Die unterschiedlichen Nut-
zungsansprüche sowie die oft widersprüchlichen Ziel-
setzungen und Interessen von Naturschutzgruppen, Ei-
gentümern und nutzungsorientierten Verbänden führten 
bei Neuausweisungen oftmals zu vehementen Konflik-
ten und schließlich zu einer fehlenden Akzeptanz der 
Waldnutzer für durchzuführende Maßnahmen (MEDER, 
1999). Die politisch-konzeptionellen, gesetzlichen und 
administrativen Rahmenbedingungen sind defizitär und 
erschweren einen Abstimmungsprozess. Hier sind, abge-
sehen von Ausgleichsmaßnahmen, partizipative Dialog-
strukturen zur Entwicklung langfristiger Konzepte ein 
denkbarer Lösungsansatz. Der Umweltrat empfiehlt da-
her die Einrichtung von lokalen Foren, um den gegen-
seitigen Austausch zwischen den Konfliktparteien zu 
fördern, Interessenkonflikte zu harmonisieren und weit-
gehende gegenseitige Akzeptanz zu erzielen. Der ver-
schärfte Einsatz regulativer Instrumente ist nach Auffas-
sung des Umweltrates kontraproduktiv. 

1223.  Vor allem in Verdichtungsräumen kommt es zu-
nehmend zu Nutzungskonflikten in bezug auf den Wald. 
Die Interessen verschiedener Bevölkerungsgruppen und 
ihre jeweiligen Nutzungsansprüche an den Wald kolli-

dieren auf engem Raum und müssen im Sinne einer 
nachhaltigen Waldnutzung unter Berücksichtigung öko-
logischer, ökonomischer und sozialer Aspekte gelöst 
werden. Als grundlegende Konfliktfelder im Bereich der 
Freizeit- und Erholungsnutzung lassen sich Konflikte 
zwischen der Nutzung und dem Schutz des Ökosystems 
Wald sowie Konflikte zwischen verschiedenen Nutzer-
gruppen (z. B. Sportler, Spaziergänger, Jäger, Waldbe-
sitzer) identifizieren. 

Belastungen aus der Freizeit- und Erholungsnutzung er-
geben sich für Waldökosysteme in erster Linie aus flä-
chenbeanspruchenden Infrastruktureinrichtungen, erhöh-
tem Verkehrs- und Abfallaufkommen, vermehrten Schad-
stoffemissionen, Tritt- und Erosionsschäden sowie der 
Störung wildlebender Tierarten. Darüber hinaus werden 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt in den Wäl-
dern befürchtet, weil auch die Erholungsnutzung zum 
anthropogen verursachten Verlust von Lebensräumen, Ar-
ten und genetischer Vielfalt beitragen kann (SRU, 1998a).  

Die Betrachtung dieser nachteiligen Auswirkungen auf 
den Wald macht deutlich, dass die Erholungs- und Frei-
zeitaktivitäten der Menschen im Lebensraum Wald öko-
systemverträglich gestaltet werden müssen, um den An-
forderungen an eine dauerhaft umweltgerechte Waldnut-
zung gerecht zu werden. Sportler und Erholungssuchen-
de sollten durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit über 
die Folgen ihres nicht umweltgerechten Verhaltens im 
Wald aufgeklärt werden, mit dem Ziel einer bewussten 
Wahrnehmung der Problematik und Verhaltensänderung 
bei den Nutzern. Die notwendigen Informationen könn-
ten durch die Einbindung von Schulen, Vereinen, der 
Forst- und Naturschutzverwaltung und der Waldbesitzer 
vermittelt werden. 

Beim Auftreten von deutlich erkennbaren Überlastungs-
erscheinungen durch die Freizeit- und Erholungsnutzung 
im Wald sollten zusätzliche Maßnahmen zu einer geziel-
ten räumlichen und zeitlichen Entflechtung bzw. Len-
kung der Besucherströme ergriffen werden. Bei einer 
Gefährdung von besonders wertvollen und empfindli-
chen Waldbiotopen und von Rückzugsgebieten be-
stimmter Tierarten (z. B. Auerwild) muss deren Schutz 
durch die Ausschöpfung vorhandener rechtlicher In-
strumente oberste Priorität eingeräumt werden. Beson-
ders eingriffsintensive Freizeitaktivitäten (z. B. Moun-
tainbiking, Klettern) sollten in solchen Gebieten nicht 
zugelassen werden. Bestehende Nutzungen sind darüber 
hinaus auf ihre Umweltverträglichkeit zu prüfen und ge-
gebenenfalls zu unterbinden. In naturschutzfachlich be-
sonders wertvollen Räumen dürfen auch Einschränkun-
gen des generellen Waldbetretungsrechts nicht aus der 
Diskussion ausgeklammert werden. 

Die für die Erholung besonders bedeutsamen Wälder in 
stadtnahen und ländlichen Intensiverholungsgebieten 
sollten als Vorrangflächen ausgewiesen werden. 

Zur Minimierung von Konflikten zwischen verschiede-
nen Nutzergruppen und ihren jeweiligen Interessen müs-
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sen auch für Erholungswaldgebiete klar umrissene Lö-
sungskonzepte erarbeitet werden. Dies kann beispiels-
weise durch eine Ausweisung separater Wege für Spa-
ziergänger, Reiter und Mountainbiker geschehen. Ist ei-
ne entsprechende Segregation der Nutzungsansprüche 
nicht möglich, müssen Prioritäten auf der Basis von be-
darfsorientierten Analysen gesetzt werden. Grundsätz-
lich sollten derartige Prozesse durch eine Partizipation 
der betroffenen Interessengruppen begleitet werden, um 
den Austausch von Argumenten zu ermöglichen und ei-
ne Konsensfindung zu fördern. 

Der naturnahe Wald(um)bau sollte nicht nur die Stabili-
tät, die Baumartenzusammensetzung und die ökologi-
sche Wertigkeit der Wälder verbessern, sondern auch 
die Erholungswirkungen für den Menschen positiv be-
einflussen. Vor allem in stark besuchten Waldgebieten 
dürfen Fragen einer abwechslungsreichen, ästhetischen 
Waldgestaltung nicht ausgeklammert werden.  

3.1.7.7 Forschungsbedarf 
1224.  Die Waldökosystemforschung der letzten Jahr-
zehnte hat zu einem erheblich verbesserten Verständnis 
unserer Wälder beigetragen. Die wissenschaftlichen Kon-
zeptionen sowohl der Wald- bzw. Forstwirtschaft als auch 
des Naturschutzes haben sich dadurch entscheidend ver-
ändert. Im Naturschutz forderten neue Erkenntnisse die 
Einsicht, dass Natürlichkeit, Stabilität und Artenreichtum 
nicht zwangsläufig miteinander korreliert sind und dass 
Dynamik, Zufall und selbst natürliche Katastrophen in der 
Natur eine zentrale Rolle spielen. Damit wird das her-
kömmliche Stabilitätskonzept für Wälder als Ausgangs-
punkt für bestimmte Bewirtschaftungsformen relativiert.  

1225.  Die beteiligten Wissenschaften sind ihrer verän-
derten gesellschaftlichen Verantwortung bisher nicht aus-
reichend gerecht geworden. Dies gilt für die Forstwissen-
schaften ebenso wie für die Umweltwissenschaften. Nach 
wie vor herrscht im gesamten Bereich der Umweltfor-
schung das traditionelle eher disziplinäre Konzept der 
Wissenschaften vor. Wirklich multidisziplinäre Ansätze 
sind nur bedingt erkennbar. Wo sie versucht werden, fal-
len sie in der Umsetzung meist in sektorale Einzelfor-
schung zurück (Wissenschaftsrat, 1994). Multidisziplina-
rität wird unter diesen Bedingungen in der Regel nicht 
durch Zusammenarbeit zwischen Fachgebieten, sondern 
durch Aufweitung der bestehenden Disziplinen und durch 
Verbundforschungsvorhaben realisiert. 

1226.  Deutliche Defizite bestehen außerdem im Trans-
fer wissenschaftlicher Befunde in praktische Handlungs-
empfehlungen. Deutschland verfügt über eine sehr hohe 
Dichte sowohl umweltrelevanter als auch forstlicher Da-
ten. Nur ein kleiner Teil dieser Daten ist bisher in prakti-
sches Handeln übersetzt. Eine Synopse mit forstwissen-
schaftlichen Befunden steht weitgehend aus. 

1227.  Die Konfliktsituationen zwischen den Ansprü-
chen der Wald- und Forstwirtschaft und des Naturschut-

zes sind besonders augenfällig im Verwaltungs- und 
damit auch im Planungsbereich und machen eine um-
fangreiche sowohl grundlagen- als auch praxisorientierte 
Institutionenforschung notwendig. Neben einer mög-
lichst umfangreichen und detaillierten Analyse des Sta-
tus quo sind dabei auch die veränderten gesellschaftli-
chen Ansprüche, ökonomische Rahmenbedingungen und 
übergeordnete Zielsetzungen, insbesondere der EU, zu 
berücksichtigen. Als Ergebnis dieser Forschungsan-
strengungen werden Methoden und Verfahren erwartet, 
die geeignet sind, die Zielkonflikte hinreichend zu kon-
kretisieren und Lösungswege aufzuzeigen. 

1228.  Schließlich mahnt der Umweltrat die Fortsetzung 
der medienübergreifenden Waldökosystemforschung an. 
Neben prozessorientierter Forschung zur weiteren Auf-
klärung funktionaler mechanistischer Zusammenhänge 
sind Instrumente zur verbesserten Vorhersage der Wald-
entwicklung und zwar nicht nur für einzelne Ökosyste-
me, sondern nach Möglichkeit vor dem Hintergrund von 
Wasser- und Stoffhaushaltsuntersuchungen im Kontext 
gesamter Landschaften notwendig. 

3.2 Umweltschutz und energiewirtschaftliche 
Fragen 

1229.  Der Umgang mit Energie ist einer der wichtigsten 
Handlungsbereiche der nationalen und internationalen 
Umweltpolitik. Insofern wurde dieser Bereich – wenn 
auch mit jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten – in 
den Gutachten des Rates von Sachverständigen für Um-
weltfragen immer wieder thematisiert. Während es bei 
den energiepolitischen Erwägungen des Umweltrates in 
den letzten Umweltgutachten jeweils um Teilaspekte des 
Umgangs mit Energie ging, ist seit dem Sondergutach-
ten „Energie und Umwelt“ von 1981 erneut eine umfas-
sende Betrachtung des energiewirtschaftlichen Regimes 
in Deutschland angezeigt. Dafür spricht zum einen der 
in Kyoto erzielte, aber längst noch nicht durch entspre-
chende Konsequenzen auf nationaler Ebene abgesicherte 
Durchbruch bei einer langfristigen Lösung des Klima-
problems durch ein internationales Vertragswerk, von 
dessen Implementierung die nicht nur klimapolitisch 
wichtige globale Reduktion des Ausstoßes von Treib-
hausgasen erwartet wird. Zum anderen ist die Bundesre-
gierung im Spätherbst 1998 unter anderem mit dem Ziel 
angetreten, eine energiepolitische Wende herbeizufüh-
ren. Dazu wurde bis heute eine Reihe von Gesetzesiniti-
ativen zur Ökosteuerreform und zur Förderung regenera-
tiver Energien, rationeller Energieverwendung sowie des 
Energiesparens umgesetzt beziehungsweise eingeleitet, 
deren Beurteilung dem Umweltrat im Interesse der 
Nachhaltigkeit angelegen sein muss. 

1230.  Im folgenden wird deshalb ein systematischer 
Aufriss der mit dem heutigen und zukünftig zu erwar-
tenden Umgang mit Energie verbundenen Probleme un-
ternommen. Dabei bedarf es bei vielen Problemen kei-
ner detaillierten Darstellung mehr, weil auf eine gerade 
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